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Das Wichtigste in Kürze
Anknüpfend an das Kapitel „Der deutsche Ar-
beitsmarkt – Entwicklungen und Perspektiven“ 
in der letzten Ausgabe des „Handbuch Arbeits-
markt“ widmet sich dieses Kapitel der Entwick-
lung des deutschen Arbeitsmarktes in den Jahren 
2006 bis Mitte 2011 – Jahren, in denen die wirt-
schaftliche Entwicklung durch außergewöhn-
liche Schwankungen geprägt war. Zunächst 
führte ein kräftiger Wirtschaftsaufschwung in 
Verbindung mit den positiven Wirkungen der 
Hartz-Reformen zu einem deutlichen Beschäf-
tigungsplus: Es entstand mehr sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung als in früheren 
Aufschwungphasen, häufiger auch in Vollzeit. 
Dem Aufschwung folgte die schärfste Rezession 
seit Bestehen der Bundesrepublik – die aber auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkenswert wenig Spuren 
hinterließ, wie der Vergleich mit früheren Ab-
schwungphasen, aber auch mit anderen Volks-
wirtschaften zeigt. Nach der Krise 2008/09 er-
holte sich die deutsche Wirtschaft rasch und im 
Jahr 2011 war die Lage auf dem Arbeitsmarkt so-
gar besser als vor der Krise.
Der zweite Abschnitt dieses Kapitels beleuchtet die 
Entwicklung des Arbeitsmarktes jeweils für die drei 
konjunkturellen Phasen, in denen sich die wirt-
schaftliche Entwicklung von 2006 bis 2011 voll-
zogen hat: der Aufschwung von 2006 bis zum ers-
ten Quartal 2008, die scharfe, aber kurze Rezession 
zwischen dem zweiten Quartal 2008 und dem ers-
ten Quartal 2009 sowie die Erholung und der er-
neute Aufschwung zwischen dem zweiten Quar-
tal 2009 und dem dritten Quartal 2011. Dabei wird 
die Entwicklung des Arbeitsangebots, der Arbeits-
nachfrage und der Unterbeschäftigung skizziert. 
Besonderes Augenmerk wird auf die Entwicklung 
der Arbeitszeit und auf regionale Unterschiede ge-
legt. Eingehender analysiert werden auch die hohe 
Dynamik, mit der Beschäftigungsverhältnisse im 
Allgemeinen entstehen und verschwinden und 
mit der Personen in Arbeitslosigkeit wechseln bzw. 
diese verlassen, sowie die zunehmende Bedeutung 
atypischer Erwerbsformen. 
Den Auswirkungen der internationalen Wirt-
schafts- und Finanzkrise 2008/09 auf den deut-
schen Arbeitsmarkt kommt in diesem Kapitel 
besondere Aufmerksamkeit zu. Das Zusammen-
treffen kurz- und langfristig wirksamer Effekte 
macht sie zu einem singulären Ereignis, aus dem 
sich dennoch einige Schlussfolgerungen für die 
Zukunft ziehen lassen. Deshalb werden im Ab-
schnitt 3 die Instrumente und Strategien ana-
lysiert, die den Arbeitsmarkt während der Krise 
stützen sollten bzw. gestützt haben. Dazu ge-
hören die Konjunkturprogramme ebenso wie die 
unternehmerische Entscheidung, Arbeitskräfte 
zu halten, flexible Modelle der Arbeitszeitgestal-
tung und das im internationalen Maßstab gut 
funktionierende System der Sozial partnerschaft.
Die wichtigsten Befunde des Kapitels lassen sich 
wie folgt zusammenfassen:
Der Aufschwung von 2006 bis 2008 und die Krise 
in den Jahren 2008 und 2009 waren vor allem in 
den exportnahen Branchen, deren Zulieferern und 
der Logistik spürbar. Der Exportboom zeugte von 
der hohen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Produkte. Aufgrund seiner starken Exportorientie-
rung war Deutschland aber auch von der Weltwirt-
schaftskrise überdurchschnittlich betroffen, über 
die wegbrechende Auslandsnachfrage wurde die 
Krise hierher importiert. Sie war für Deutschland 
aber keine Struktur- oder Kosten krise. Zudem hat-
ten die vorangegangene Lohn zurückhaltung und 
die Hartz-Reformen die Arbeitsnachfrage erhöht 
und den Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
am Arbeitsmarkt verbessert. Auch infolgedessen 
folgte dem kräftigen Aufbau der Beschäftigung 
in den Boomjahren ein nur moderater Anstieg der 
Arbeitslosigkeit während der Rezession. In der Bin-
nenwirtschaft, insbesondere im Gesundheits- und 
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Bildungsbereich, wuchs die Beschäftigung auch in 
der Krise weiter.
Da sich die Krise auf die exportnahen Branchen 
konzentrierte, hat sie – anders als frühere Rezes-
sionen – den Abstand zwischen Regionen mit 
„guter“ und „schlechter“ Arbeitsmarktlage zumin-
dest vorübergehend verringert.
Der aus der Erfahrung mit früheren Rezessionen 
zu erwartende kräftige Anstieg der Arbeitslosig-
keit blieb 2008 und 2009 aus. Die Bemühungen 
der Betriebe, ihre Mitarbeiter zu halten, führten 
kaum zu Entlassungen und damit zu einer gerin-
geren Arbeitskräftefluktuation. Unabhängig von 
Konjunkturzyklen ist die Dynamik am Arbeits-
markt jedoch erheblich: Kontinuierlich werden 
Stellen im großen Umfang geschaffen und zu-
gleich abgebaut. Ein Großteil der branchen- und 
regionenspezifischen Unterschiede in der Arbeits-
platzdynamik kann auf Unterschiede in der Be-
triebsgröße zurückgeführt werden: In Kleinbetrie-
ben ist die Arbeitsplatzdynamik deutlich höher als 
in Großbetrieben. Die Nettoentwicklung verhält 
sich aber umgekehrt, denn in der Regel werden in 
den Kleinbetrieben per Saldo weniger Stellen ge-
schaffen als in den größeren Betrieben. Letztere 
sind in bestimmten Branchen, etwa der Automo-
bil- und Metallindustrie, und in bestimmten Re-
gionen, etwa in Bayern und Baden-Württemberg, 
stärker vertreten.
Die interne Anpassung an den krisenbedingten 
Produktionsausfall durch eine Reduzierung der 
Arbeitszeit und der Stundenproduktivität war klar 
die dominante Strategie der Unternehmen. Den-
noch spielte auch externe Flexibilität – die An-
passung des Personalbestands – eine nicht zu 
vernachlässigende Rolle. So kam es auch zu Ein-
stellungsstopps und Entlassungen aus flexiblen 
Erwerbsformen (Zeitarbeit, befristete Beschäfti-
gung etc.). Die Krise hat damit den langfristigen 
Trend zu einem höheren Anteil atypischer Be-
schäftigung kurzzeitig unterbrochen. 
Atypische Beschäftigungsverhältnisse sind hete-
rogen hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen, der 
Unsicherheit, aber auch Flexibilität. Sie werden 
von unterschiedlichen Personengruppen ausge-
führt, beispielsweise sind Personen ohne Ausbil-
dung oder mit Studienabschluss häufiger befris-
tet als Personen mit beruflichem Abschluss. Da 
atypische Beschäftigung oft mit relativ kurzen 
Arbeitszeiten verbunden ist, liegt ihr Anteil am 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen deutlich 
niedriger als ihr Anteil an allen Beschäftigten.
Welche Faktoren haben zur erfolgreichen Bewälti-
gung der Wirtschaftskrise beigetragen und welche 
Schlussfolgerungen lassen sich daraus für die Zu-
kunft ziehen? Als die Krise Deutschland traf, wur-
den zwei Konjunkturpakete aufgelegt. Die darin 
enthaltenen fiskalischen Stimuli im engeren Sinne 
– etwa die Abwrackprämie, die Bauinvestitionen, 
die Erleichterungen bei den Sozialabgaben – führ-
ten vor allem zu einer Stabilisierung der Erwar-
tungen, die direkten Effekte auf Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt waren gering. Das konzertierte Vor-
gehen im europäischen Verbund war aber insbe-
sondere als politisches Signal nützlich. Allerdings 
hat es den Handlungsspielraum der nun hoch ver-
schuldeten Staaten stark eingeschränkt – ins-
besondere in jenen Ländern, die sich bereits in den 
Jahren zuvor vonseiten der Privaten und der öf-
fentlichen Hand vor allem im Ausland verschuldet 
hatten und in der Finanzkrise dann in akute Zah-
lungsschwierigkeiten geraten sind.
Mit dem zweiten Konjunkturpaket wurden die Zu-
gangsvoraussetzungen und die finanziellen Anrei-
ze für die „Kurzarbeit aus konjunkturellen Grün-
den“ verbessert. Damit unterstützte der Staat die 
Bemühungen der Arbeitgeber, ihre Arbeitskräfte 
zu halten – die Zahl der Kurzarbeiter stieg rasant. 
Insgesamt hat sich das Instrument Kurzarbeit in 
der Nachfragekrise gut bewährt. Die Ausfallzeiten 
könnten aber dann noch effektiver für Weiterbil-
dung genutzt werden, wenn sich die organisato-
rische Abstimmung in den Unternehmen sowie 
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zwischen Unternehmen und Weiterbildungsträ-
gern verbessert.
Dass die Kurzarbeit zusammen mit anderen For-
men der flexiblen Arbeitszeitgestaltung dazu 
beigetragen hat, umfangreiche Entlassungen zu 
verhindern, lag nicht zuletzt am grundsätzlichen 
Interesse der Arbeitgeber, ihr Personal trotz des 
Produktionsrückgangs an das Unternehmen zu 
binden. Dafür waren mehrere Faktoren maßgeb-
lich: Nach den Hartz-Reformen und nach jahre-
langer Lohnmoderation war die Arbeitsnachfra-
ge im Trend gestiegen. Als dieser steigende Trend 
durch den von Investitionen und Exporten ge-
tragenen Konjunkturaufschwung von 2006 bis 
2008 noch verstärkt wurde, wuchs die Beschäf-
tigung deutlich. Zusätzlich füllten sich auch die 
Arbeitszeitkonten der Beschäftigten und die Ar-
beitsdichte lag sehr hoch. Während der Krise 
wurde der steigende Trend der Arbeitsnachfrage 
dann von einer schlechten Konjunkturentwick-
lung überlagert. Da aber die Krise durch den Aus-
fall von Güternachfrage bedingt und nicht einer 
mangelnden Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Pro dukte geschuldet war, erwarteten die Unter-
nehmen eine zwar heftige, doch kurzfristig über-
windbare Rezession. 2008 und 2009 war es eine 
optimale Strategie, das Personal über die über-
schaubare Durststrecke hinweg zu halten, indem 
Arbeitszeitguthaben abgebaut wurden, Kurzar-
beit genutzt wurde, aber auch pro Stunde im Be-
trieb weniger gearbeitet wurde.
Dennoch hat das Halten der Arbeitskräfte nicht 
nur die betroffenen Unternehmen finanziell be-
lastet, sondern auch den Belegschaften erheb-
liche Zugeständnisse abverlangt. Um diese Kosten 
im Rahmen betrieblicher Bündnisse gemeinsam zu 
schultern, bedurfte es eines vertrauensvollen Ver-
hältnisses zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern. Aufgrund einer funktionierenden Sozial-
partnerschaft waren und sind die Voraus setzungen 
dafür in Deutschland besser als in den meisten an-
deren europäischen Ländern.
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pitel C, das die Qualität von Übergängen am Ar-
beitsmarkt zum Gegenstand hat.
Die Ursachen für die Krisenresistenz des deut-
schen Arbeitsmarktes werden in Abschnitt 3 aus-
führlich behandelt. Die Analysen beziehen sich 
auf viele Aspekte – von den Konjunkturpaketen 
der Bundesregierung über die betrieblichen Stra-
tegien des Arbeitskräftehortens durch Kurzarbeit 
oder Arbeitszeitkonten bis zur Rolle der deut-
schen Sozialpartnerschaft in der Krise. Dabei wird 
deutlich: Dass der Arbeitsmarkt die Krise nahe-
zu unbeschadet überstanden hat, ist dem Zusam-
menspiel verschiedener Faktoren geschuldet, das 
sich in dieser Form wohl nicht wiederholen dürf-
te. Dennoch lassen sich aus der Krise auch einige 
Schlussfolgerungen für die Zukunft ziehen.
Innerhalb dieses Rahmens widmet sich dieses Ka-
pitel insbesondere den folgenden Fragen:
 O Wie haben sich Arbeitsnachfrage, Arbeitsange-
bot und Unterbeschäftigung entwickelt?
 O Welche sektoralen und regionalen Unterschie-
de lassen sich feststellen?
 O Wie viele Beschäftigungsverhältnisse entste-
hen in einem Aufschwung oder einem Ab-
schwung?
 O Wie hat sich die atypische Beschäftigung ent-
wickelt und wie ist dies zu beurteilen?
 O Inwieweit haben die Konjunkturpakete gehol-
fen, die Krise einzudämmen?
 O Warum haben die Unternehmen mehr Arbeits-
kräfte gehalten als in früheren Rezessionen?
 O Welche Rolle spielten die Ausweitung der Kurz-
arbeit und die Flexibilisierung der Arbeitszeit?
 O Welchen Verlauf nahm der deutsche Arbeits-
markt im internationalen Vergleich?
1 Einleitung
Jahrzehntelang galt der deutsche Arbeitsmarkt 
vielen Beobachtern als unflexibel und überregu-
liert. Die Arbeitslosigkeit hatte sich auf hohem 
Niveau verfestigt. Zunehmender Wettbewerbs-
druck durch die Globalisierung und schwa-
ches Wirtschaftswachstum haben vor zehn Jah-
ren jedoch zu einem Umsteuern geführt: Zum 
einen wurde mit den vier Hartz-Gesetzen das 
arbeitsmarkt politische Regelwerk – z. B. zur Ar-
beitslosenversicherung, zu den Instrumenten der 
Arbeitsvermittlung, zu Befristungen, Leiharbeit 
und Mini-Jobs – grundlegend reformiert. Zum 
anderen betrieben die Tarifparteien über Jahre 
eine moderate Lohnpolitik.
Das folgende Kapitel beschreibt die Entwicklung 
am Arbeitsmarkt im Nachgang dieser Reformen. 
In den betrachteten Jahren, 2006 bis 2011, hat 
sich auf dem deutschen Arbeitsmarkt viel ge-
tan. Im Boom von 2006 bis 2008 war das Wirt-
schaftswachstum beschäftigungsintensiver als 
in früheren Aufschwungphasen: Es entstanden 
mehr sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse, davon viele Vollzeitjobs. Die 
Arbeitslosigkeit schrumpfte um ein Drittel. Die 
globale Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 und 
2009 bereitete diesem Aufschwung ein jähes 
Ende, das reale Bruttoinlandsprodukt brach um 
5 Prozent ein, stärker als jemals zuvor in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Anders als die Er-
fahrungen mit vergangenen Rezessionen hätten 
erwarten lassen, verkraftete der Arbeitsmarkt 
den Schock gut. Mehr noch, kaum zog die Wirt-
schaftskraft wieder an, erholte sich auch der Ar-
beitsmarkt rasch – die Beschäftigung und die 
Arbeitslosigkeit erreichten bereits 2011 sogar 
bessere Werte als vor der Krise. Der Abschnitt 2 
setzt sich ausführlich mit diesen Entwicklungen 
im Konjunkturverlauf ausein ander. Darüber hin-
aus ordnet er die Entwicklung der atypischen 
Beschäftigung ins Gesamtgeschehen ein. Damit 
bietet er auch einen Anknüpfungspunkt an Ka-
Kapitel A
Handbuch Arbeitsmarkt 201320
Zeitarbeitsfirmen gehören. Ab 2007 erfasste der 
Beschäftigungsboom – abgesehen von Beschäf-
tigungsverlusten im Finanz- und Versicherungs-
sektor – dann alle Wirtschaftsbereiche (vgl. Abbil-
dung A2). 
Im Jahr 2008 beendete die internationale Finanz-
krise den relativ langen und kräftigen Wirtschafts-
aufschwung abrupt, es kam zu einer scharfen 
Rezession. Der Einbruch war weit stärker als bei frü-
heren Rezessionen in den Jahren 1966/67, 1974/75, 
1993 und 2003. Im Jahr 2009 schrumpfte das rea-
le Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 5,1 Prozent. Da 
die Wirtschaftskrise über die umfangreichen in-
ternationalen Finanz- und Handelsverflechtungen 
Deutschlands gleichsam „importiert“ wurde, waren 
nicht alle Wirtschaftsbereiche gleichermaßen be-
troffen (vgl. Abbildung A1). Vor allem das sehr ex-
portorientierte Produzierende Gewerbe (ohne Bau) 
wurde stark in Mitleidenschaft gezogen. Am zweit-
stärksten waren Handel, Gastgewerbe und Verkehr 
von der Krise getroffen. Hingegen verzeichneten die 
öffentlichen und privaten Dienstleister selbst in der 
Krise noch Zuwächse. 
2 Die jüngere Entwicklung auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt
2.1 Überblick über das Arbeitsmarkt-
geschehen zwischen 2006 und 2011
2.1.1 Entwicklung der Wirtschaftsleistung 
und der Erwerbstätigkeit
In den Jahren 2006 bis 2008, in denen auch die Wir-
kungen der in den Jahren davor verabschiedeten 
Arbeitsmarktreformen einsetzte, wuchs die deut-
sche Wirtschaftsleistung mit insgesamt über 8 Pro-
zent sehr kräftig. Der Aufschwung war, obgleich 
von der Exportwirtschaft angestoßen, breit ange-
legt und erfasste die meisten Sektoren (vgl. Abbil-
dung  A1). Eine unstete Entwicklung gab es aller-
dings im Bausektor, und auch die öffentlichen und 
privaten Dienstleistungen wuchsen eher schwach.
Die Zahl der Erwerbstätigen nahm um 1,37 Mio. 
Personen zu (+3,5 %). Im Jahr 2006 wurde der Be-
schäftigungsaufbau noch allein von den Dienst-
leistungssektoren getragen – insbesondere von den 
Unternehmensdienstleistern, zu denen auch die 
Abbildung A1 
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Abbildung A2 
Erwerbstätige in den Wirtschaftszweigen, 2006 bis 2011
Quelle: Statistisches Bundesamt.
nigte Wirtschaftsleistung bereits im ersten Quartal 
2011 wieder das Vorkrisenniveau. Die Erholung kam 
zunächst vor allem den zuvor krisengeschüttelten 
Sektoren, wie dem Produzierenden Gewerbe (ohne 
Bau), zugute. Nach und nach profitierten auch die 
binnenwirtschaftlichen Sektoren immer stärker vom 
erneuten Aufschwung.
Anders als in früheren Aufschwungphasen kam es 
diesmal nicht zu einem „Jobless Growth“, also einem 
Wirtschaftswachstum ohne Beschäftigungsanstieg. 
Wider Erwarten erholte sich die Arbeitsnachfra-
ge zügig: Der durch die Krise unterbrochene An-
stieg der Erwerbstätigkeit setzte sich im Jahr 2010 
mit einem Plus von 191.000 (+0,5 %) auf 40,55 Mio. 
Personen fort. Am kräftigsten legte der Bereich der 
Unternehmensdienstleister zu, dem auch die Zeitar-
beitsbranche angehört, während die Erwerbstätig-
keit im Produzierenden Gewerbe (ohne Bau) noch 
schrumpfte. Im Jahr 2011 entstand in allen Sektoren 
zusätzliche Beschäftigung.
Der Arbeitsmarktaufschwung der Jahre 2006 bis 
2008 wurde hauptsächlich von den sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten getragen. Deren 
Die unterschiedliche wirtschaftliche Entwicklung 
in diesen Sektoren spiegelte sich auch auf dem Ar-
beitsmarkt wider. Infolge des Einbruchs der inter-
nationalen Nachfrage musste das Produzierende 
Gewerbe (ohne Bau) die stärksten Beschäftigungs-
verluste hinnehmen, gefolgt vom Wirtschaftssek-
tor „Information/Kommunikation“ und „Unterneh-
mensdienstleister (inklusive Zeitarbeitsbranche)“. 
Diese Beschäftigungsverluste wurden jedoch durch 
die positive Entwicklung bei den öffentlichen und 
privaten Dienstleistern kompensiert. Ohne diesen 
Beschäftigungsaufbau wären die Folgen der Kri-
se für den Arbeitsmarkt dramatischer gewesen. So 
stieg die Zahl der Erwerbstätigen per Saldo sogar 
leicht um 17.000 Personen an. Dies war angesichts 
der Schärfe der Rezession beachtlich. Die Ursachen 
für die bemerkenswerte Krisenresistenz des deut-
schen Arbeitsmarktes werden in Abschnitt 3 aus-
führlich behandelt.
Seit Anfang 2010 schwenkte die deutsche Wirt-
schaft nicht zuletzt aufgrund der stark anziehen-
den Auslandsnachfrage wieder auf Wachstumskurs. 
Nach einem Anstieg des realen BIP um 3,7 Prozent 
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aber gleichwohl sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung am zweiten Arbeitsmarkt um 30.000 
geführt hatte.
Eine zunehmend wichtige Rolle auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt spielt die Zeitarbeit, auch unter 
dem Begriff „Arbeitnehmerüberlassung“ bekannt. 
Im Jahr 2006 lag die Zahl der Leiharbeitnehmer 
bei 580.000 Personen und stieg bis 2008 auf über 
Zahl legte um insgesamt über 1,27 Mio. (+4,9 %) 
zu (vgl. Tabelle A1). Wie bei den Erwerbstätigen ins-
gesamt waren auch hier die Folgen der Krise – trotz 
eines Rückgangs um 17.000 – sehr moderat. Nach 
der Krise stieg die Zahl wieder an, sodass im Jah-
resdurchschnitt 2010 27,76 Mio. Personen sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt waren, obwohl 
das Auslaufen der Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men (ABM) zu einer Reduzierung der geförderten, 
Tabelle A1
Entwicklung der Arbeitsmarktkomponenten, 2000 bis 2010
2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
A. Die Nachfrage nach Arbeitskräften
Bruttoinlandsprodukt 
preisbereinigt
Veränderung gegenüber Vorjahr in % +3,1 +1,5 +0,0 -0,4 +1,2 +0,7 +3,7 +3,3 +1,1 -5,1 +3,7
Stundenproduktivität Veränderung gegenüber Vorjahr in % +2,7 +2,5 +1,4 +0,9 +0,8 +1,2 +3,6 +1,7 -0,1 -2,5 +1,4
Arbeitsvolumen Veränderung gegenüber Vorjahr in % +0,3 -0,9 -1,4 -1,2 +0,3 -0,5 +0,1 +1,6 +1,2 -2,7 +2,3
Durchschnittliche 
Jahresarbeitszeit
Veränderung gegenüber Vorjahr in % -1,4 -1,2 -0,8 -0,4 +0,0 -0,4 -0,5 -0,1 -0,0 -2,7 +1,8
Erwerbstätige
Veränderung gegenüber Vorjahr in % +1,7 +0,3 -0,6 -0,9 +0,3 -0,1 +0,6 +1,7 +1,2 +0,0 +0,5
Veränderung gegenüber Vorjahr in 1.000 +661 +103 -228 -339 +116 -58 +216 +665 +488 +17 +191
Jahresdurchschnitte in 1.000 39.382 39.485 39.257 38.918 39.034 38.976 39.192 39.857 40.345 40.362 40.553
Sozialversicherungspﬂ. Besch. 27.882 27.901 27.629 27.007 26.561 26.236 26.366 26.943 27.510 27.493 27.756
(Vorjahresveränderung in 1.000) +387 +19 -272 -622 -446 -325 +130 +577 +567 -17 +263
(Vorjahresveränderung in %) +1,4 +0,1 -1,0 -2,3 -1,7 -1,2 +0,5 +2,2 +2,1 -0,1 +1,0
Nachrichtlich: Kurzarbeiter1) (in 1.000) 86 123 207 195 151 126 67 68 101 1.143 503
B. Das Angebot an Arbeitskräften
Erwerbspersonen - 
potenzial2)
Jahresdurchschnitte in 1.000 44.134 44.241 44.323 44.443 44.738 44.840 44.988 44.839 44.811 44.842 44.806
Veränderung gegenüber Vorjahr in 1.000 +5 +106 +82 +120 +296 +101 +148 -149 -27 +31 -36
C. Die Arbeitsmarktbilanz
Arbeitslose
Jahresdurchschnitte in 1.000 3.890 3.853 4.061 4.377 4.381 4.861 4.487 3.760 3.258 3.415 3.238
Veränderung gegenüber Vorjahr in 1.000 -210 -37 +208 +316 +4 +480 -374 -727 -502 +157 -177
Arbeitslosenquoten  
(in % alle ziviler Erwerbspersonen)
9,6 9,4 9,8 10,5 10,5 11,7 10,8 9,0 7,8 8,2 7,7
Stille Reserve
Jahresdurchschnitte in 1.000 1.615 1.563 1.543 1.607 1.544 1.293 1.551 1.381 1.330 1.252 1.307
Veränderung gegenüber Vorjahr in 1.000 -390 -53 -20 +64 -62 -252 +258 -170 -50 -78 +55
davon: Stille Reserve im engeren Sinn 1.022 939 864 923 808 687 891 717 451 369 437
Veränderung gegenüber Vorjahr 
in 1.000
-368 -84 -75 +59 -114 -122 +204 -174 -265 -82 +68
Stille Reserve in Maßnahmen3) 593 624 679 684 736 606 660 664 879 883 870
Veränderung gegenüber Vorjahr 
in 1.000
-22 +31 +55 +5 +52 -130 +54 +4 +215 +4 -13
Abweichungen zu den Summen kommen durch Rundung zustande.
1) Enthält seit der Neuregelung der Kurzarbeit 2007 Konjunktur-Kug, Saison-Kug und Transfer-Kug.  
2) Das Erwerbspersonenpotenzial setzt sich zusammen aus Erwerbstätigen, Erwerbslosen nach ILO und Stiller Reserve.  
3) Aufgrund von Änderungen des Maßnahmeprogramms im Zeitverlauf nicht miteinander vergleichbar. 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Berechnungen des IAB.
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Arbeitszeitentwicklung 2006 bis 2008
Anders als im Aufschwung 1999 bis 2001 wurden 
während der guten konjunkturellen Entwicklung 
von 2006 bis 2008 nach jahrelangem Rückgang 
wieder Vollzeitjobs in beachtlicher Zahl geschaffen 
(+0,5 Mio. versus +0,05 Mio.). Die Teilzeitbeschäf-
tigung legte weit weniger zu als damals (+0,8 Mio. 
versus +1,2 Mio.), und diese Zunahmen betrafen 
im Wesentlichen die herkömmliche, sozialversiche-
rungspflichtige Teilzeit, während die Zahl der ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnisse nur wenig 
gestiegen ist (+0,1 Mio. versus +0,8 Mio.). Die ta-
riflichen Wochenarbeitszeiten der Vollzeitbeschäf-
tigten verlängerten sich von durchschnittlich 38,05 
auf 38,09 Wochenstunden. Der tarifliche Urlaub 
hat sich mit rund 29 Tagen über die Jahre wenig 
geändert.
Überstunden sind ein klassisches Element betrieb-
licher Flexibilität. Im Aufschwung von 2006 bis 
2008 wurden erheblich weniger bezahlte Über-
stunden geleistet als früher. Mit durchschnittlich 
52 Stunden je Arbeitnehmer waren es im Jahr 2007 
deutlich weniger als im Jahr 2001 mit 59 Stunden. 
Der Anteil der bezahlten Überstunden am gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitsvolumen der Arbeitneh-
mer war mit 3 Prozent zuletzt deutlich geringer als 
damals (3,5 %). Die bezahlten Überstunden neh-
men schon seit längerer Zeit ab. Zu diesem Trend 
haben Arbeitszeitkonten erheblich beigetragen 
(siehe auch Abschnitt 3.4). Inzwischen haben rund 
50 Prozent aller Beschäftigten flexible Arbeits-
zeitkonten. Die Salden auf den Arbeitszeitkon-
ten sind im letzten Aufschwung bis zum vierten 
Quartal 2008 um 5,3 Stunden je Arbeitnehmer an-
gewachsen, in den Jahren 1999 bis 2001 nur um 
3,4 Stunden. Sogenannte Langzeitkonten, auf de-
nen Überstunden z. B. für längere Bildungszeiten, 
Pflegezeiten oder einen früheren Eintritt in den 
Ruhestand angespart werden können, nehmen 
zwar an Bedeutung zu, spielen aber bislang eine 
geringe Rolle (Böker 2007). In der Summe können 
die Betriebe dadurch Kosten senken und ihre Wett-
bewerbsfähigkeit steigern.
750.000 an. Hier schlug die Krise deutlicher durch: 
Im Durchschnitt des Jahres 2009 war die Zahl der 
Leiharbeiter um mehr als 100.000 auf 620.000 Per-
sonen gesunken. Doch gerade in diesem Segment 
erholte sich der Arbeitsmarkt besonders schnell. 
Zum Jahresende 2010 waren weit über 800.000 Per-
sonen in Zeitarbeitsfirmen beschäftigt, mit weiter-
hin steigender Tendenz.
Die Zahl der Selbständigen lag im Jahresdurch-
schnitt 2010 bei 4,49 Mio. und damit um 32.000 hö-
her als im Jahr 2006. Zwar reduzierte sich einerseits 
die geförderte Selbständigkeit durch das Auslaufen 
der Förderung der sogenannten Ich-AGs. Der neu 
geschaffene Gründungszuschuss setzt andere Rah-
menbedingungen an die Förderung und konnte den 
Wegfall der Ich-AG nicht vollständig kompensieren. 
Andererseits stieg die ungeförderte Selbständigkeit 
zwischen 2006 und 2010 um 178.000 Personen an.
Relativ konstant blieb die Zahl der geringfügig Be-
schäftigten. Sie lag 2010 auf einem Niveau von 
5,89 Mio. Personen (2006: 5,88 Mio.). Innerhalb die-
ser Gruppe reduzierte sich die Zahl der Personen in 
sogenannten Ein-Euro-Jobs (Arbeitsgelegenheiten 
in der Mehraufwandsvariante) von 310.000 im Jahr 
2006 auf 260.000 im Jahr 2010. Diese vom Staat ge-
förderten Arbeitsgelegenheiten wurden auch 2011 
erheblich zurückgefahren.
2.1.2 Entwicklung der Arbeitszeit und  
ihrer Komponenten
Im Folgenden wird die Entwicklung der Arbeits-
zeit und des Arbeitsvolumens für die Jahre 2006 bis 
2011 skizziert (siehe auch Teil III Datenanhang, Ka-
pitel E, Tabellen in Abschnitt 1 und 2). Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die durchschnittliche Arbeits-
zeit der Beschäftigten von institutionellen (z. B. 
tarif liche Arbeitszeit), konjunkturellen (z. B. Kurz-
arbeit, Überstunden) und sonstigen Faktoren (z. B. 
Krankenstand, Nebenbeschäftigungen) beeinflusst 
wird. Schließlich spielt der Wandel der Beschäfti-
gungsformen eine Rolle, etwa die Verschiebung von 
der Vollzeit- zur Teilzeitarbeit. 
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Jahrtausendwende. Dazu dürften auch die modera-
te Tarifpolitik, die stärkere Flexibilisierung der Ar-
beitszeit und die Arbeitsmarktreformen der voran-
gegangenen Jahre beigetragen haben. So ergaben 
Betriebsbefragungen, dass offene Stellen nach den 
Arbeitsmarkt reformen leichter zu besetzen waren 
als früher (Kettner/Rebien 2007). Denn eine Folge 
der Reformen war, dass von den Arbeitslosen gefor-
dert wurde, sich intensiver um einen Job zu bemü-
hen als zuvor. 
Arbeitszeitentwicklung im Krisenjahr 2009
Im Rezessionsjahr 2009 waren es vor allem die fle-
xiblen Arbeitszeiten, die die Wucht der Krise ab-
gefangen haben. Viele Betriebe führten Kurzarbeit 
ein, bauten Überstunden und Arbeitszeitguthaben 
ab, verkürzten temporär die tarifliche Arbeitszeit 
und bauten die Teilzeitarbeit aus. Im Durchschnitt 
nahm die Jahresarbeitszeit der Arbeitnehmer um 
3,3 Prozent ab. Die Beiträge der einzelnen Kompo-
nenten veranschaulicht Abbildung A3. Die wichti-
gen Instru mente Kurzarbeit und Arbeitszeitkonten 
werden ausführlich in den Abschnitten 3.3 und 3.4 
behandelt.
Über arbeitszeitliche Regelungen hinaus haben die 
Betriebe den Arbeitseinsatz nur partiell der wirt-
schaftlichen Entwicklung angepasst (die Bedeutung 
der betrieblichen Arbeitszeitanpassung in der Wirt-
schaftskrise wird in Abschnitt 3 ausführlich behan-
delt). So hat das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolu-
men im Jahr 2009 um 2,7 Prozent abgenommen, die 
Wirtschaftsleistung dagegen mit 5,1 Prozent weit-
aus stärker. Damit ging die Produktivität je Arbeits-
stunde im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt um 
2,5 Prozent zurück. Die Betriebe haben in der Kri-
se also mehr Arbeitsstunden eingesetzt als eigent-
lich erforderlich gewesen wäre. Die Gründe für das 
betriebliche „Horten“ von Arbeitskräften werden in 
Abschnitt 3.2 diskutiert. 
Arbeitszeitentwicklung von 2010 bis 2011
Flexible Arbeitszeiten haben in erheblichem Maße 
dazu beigetragen, dass die Wirtschaft nach der Kri-
se wieder so schnell Fahrt aufnehmen konnte (sie-
Auch die Kurzarbeit zählt zu den klassischen Ele-
menten der Arbeitszeitflexibilität. In den Jahren 
mit guter Konjunktur spielen Arbeitsausfälle wegen 
Kurzarbeit nur eine geringe Rolle. Sie konzentrieren 
sich auf Betriebe, die saisonabhängig sind oder mit 
Strukturproblemen zu kämpfen haben. So belief sich 
die Zahl der Kurzarbeiter im Schnitt der Jahre 2006 
bis 2008 auf 80.000 Personen. Im Jahr 2008 entfie-
len knapp 60 Prozent auf das Saison- und das Trans-
ferkurzarbeitergeld, das Konjunkturkurzarbeiter geld 
war damals nur von geringer Bedeutung.
Der Krankenstand der Arbeitnehmer ist über die 
Jahre kräftig gesunken und erreichte im Jahr 2007 
einen historischen Tiefstand. Er lag mit 3,2 Prozent 
um fast zwei Prozentpunkte unter dem Stand am 
Anfang der 1990er Jahre. Der langfristig fallende 
Trend wird indes von prozyklischen Schwankungen 
überlagert, denn die krankheitsbedingten Ausfall-
zeiten steigen im Aufschwung und fallen im Ab-
schwung. 
Immer mehr Beschäftigte üben auch einen Ne-
benjob aus. Von 2006 bis 2008 nahm ihre Zahl um 
0,4 Mio. auf knapp 2,5 Mio. Personen zu. Auf alle 
Beschäftigten bezogen, machen Nebentätigkeiten 
jedoch nur rund 20 Arbeitsstunden pro Jahr bzw. 
1,6 Prozent der Jahresarbeitszeit aus.
Die Jahresarbeitszeit der Beschäftigten ging zur sel-
ben Zeit um 0,1 Prozent auf 1.339 Stunden zurück. 
Wegen der steigenden Beschäftigung nahm das ge-
samtwirtschaftliche Arbeitsvolumen – die Zahl aller 
in der Gesamtwirtschaft geleisteten und bezahlten 
Arbeitsstunden – um 3,7 Prozent zu, erheblich stär-
ker als im Aufschwung von 1999 bis 2001 (+0,6 %). 
Am Arbeitsvolumen gemessen, war die Beschäfti-
gungsintensität des wirtschaftlichen Wachstums 
in den Jahren 2006 bis 2008 somit weitaus höher 
als im Aufschwung davor. Denn zum einen dürf-
ten die betrieblichen Rationalisierungsprogramme 
früherer Jahre die Belegschaften ausgedünnt ha-
ben. Zum anderen steht zu vermuten, dass das Ver-
trauen der Wirtschaft in einen nachhaltigen Auf-
schwung größer war als im Aufschwung um die 
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war unter den gegebenen Umständen sehr mode-
rat, zumal dieser im Folgejahr mit einem Abbau 
der Arbeitslosigkeit um 180.000 mehr als wettge-
macht wurde. Im Jahresdurchschnitt 2010 lag die 
Zahl der Arbeitslosen bei 3,24 Mio. Personen (2006: 
4,49 Mio.). Die Arbeitslosenquote sank zwischen 
2006 und 2010 von 10,8 auf 7,7 Prozent. Im ersten 
Halbjahr 2011 setzte sich dieser positive Trend fort, 
die Arbeitslosenzahl fiel erstmals seit 1992 unter die 
Drei-Millionen-Marke.
Allerdings entwickelte sich die Arbeitslosigkeit in 
den beiden Rechtskreisen des SGB III und SGB II 
gerade in der Krise unterschiedlich (vgl. Tabelle A2). 
Die Personen im Rechtskreis SGB III, dem Bereich 
der Arbeitslosenversicherung, stehen dem Arbeits-
markt in der Regel näher, sind meist erst seit kurzer 
Zeit arbeitslos und beziehen großenteils Arbeitslo-
sengeld; jene im Rechtskreis SGB II, der Grundsiche-
rung für erwerbsfähige Hilfebedürftige, sind meist 
schon länger arbeitslos und beziehen Arbeitslosen-
Abbildung A3 
Beitrag der einzelnen Komponenten zur Entwicklung der Arbeitszeit von Beschäftigten im Jahr 2009,  
Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in Stunden
Gesamtveränderung der Jahresarbeitszeit 2009: –43,6 Stunden (–3,3 %) 
Bereinigter Kalendereffekt = Arbeitstageeffekt plus Ausgleich für Kalendereinﬂüsse
Teilzeiteffekt = Wirkung einer Veränderung der Beschäftigtenstruktur auf die Arbeitszeit





























he Teil III Datenanhang, Kapitel E). So nahm die 
durchschnittliche Jahresarbeitszeit der Erwerbs-
tätigen von 2009 auf 2010 um 1,8 Prozent zu, etwa 
durch das Herunterfahren der Kurzarbeit, die Rück-
kehr zu betriebsüblichen Arbeitszeiten, den Aufbau 
von Arbeitszeitguthaben und durch mehr bezahl-
te Überstunden. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg 
um 0,5 Prozent, das gesamtwirtschaftliche Arbeits-
volumen um 2,3 Prozent. Der wirtschaftliche Auf-
schwung hat sich im Jahr 2011 fortgesetzt und wei-
tere Arbeitszeitreserven mobilisiert. So nahm die 
Zahl der Kurzarbeiter weiter ab, Arbeitszeitkonten 
wurden weiter aufgefüllt und etwas mehr (bezahl-
te) Überstunden geleistet. 
2.1.3 Entwicklung der Unter-
beschäftigung und der Arbeitslosigkeit 
Spiegelbildlich zur positiven Beschäftigungsent-
wicklung ging die Zahl der Arbeitslosen in den Jah-
ren 2006 bis 2008 um mehr als 1,60 Mio. zurück. 
Der Anstieg im Krisenjahr 2009 um knapp 160.000 
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In beiden Rechtskreisen werden Langzeitarbeits-
lose betreut, also Personen, die länger als ein Jahr 
arbeitslos sind. Wegen des gesetzlich im Regelfall 
nach einem Jahr vorgesehenen Wechsels von der Ar-
beitslosenversicherung in die Grundsicherung, spielt 
Langzeitarbeitslosigkeit im Bereich des SGB II eine 
größere Rolle als im SGB III, wo es sich im Jahr 2010 
„nur“ um 155.000 ältere Arbeitslose handelt, für die 
eine längere Bezugsdauer für das Arbeitslosengeld I 
gilt. Bemerkenswert ist, dass auch die Langzeitar-
beitslosigkeit im Betrachtungszeitraum deutlich ab-
nahm. Waren im Jahr 2006 durchschnittlich noch 
1,68 Mio. Personen langzeitarbeitslos, so sank die-
ser Wert bis 2010 auf 940.000, im ersten Halbjahr 
2011 auf unter 900.000. Dabei gehen zwar Langzeit-
arbeitslose häufiger in Maßnahmen oder in Nicht-
erwerbstätigkeit über als in früheren Jahren, sie ha-
geld II. In den Jahren 2006 bis 2008 ging die Ar-
beitslosigkeit um 52 Prozent im SGB III und 19 Pro-
zent im SGB II kräftig zurück – dies entspricht 
1,09 Mio. beziehungsweise 520.000 Personen. Im 
Krisenjahr 2009 fiel die Zahl der Arbeitslosen im 
SGB-II-Bereich sogar weiter um 30.000, während 
sie im SGB-III-Bereich um über 180.000 zunahm. 
Allerdings war im folgenden Jahr in diesem Rechts-
kreis wieder ein Rückgang um 120.000 Personen 
zu verzeichnen, während die Arbeitslosenzahl im 
SGB- II-Bereich „nur“ um weitere 60.000 sank. Im 
Jahresdurchschnitt 2010 waren 1,08 Mio. Arbeits-
lose im SGB-III-Bereich gemeldet. Dem standen 
2,16 Mio. Arbeitslose im SGB-II-Bereich gegenüber. 
Im ersten Halbjahr 2011 sank die Zahl der SGB-III-
Arbeits losen auf 800.000, die der SGB-II-Arbeitslo-
sen auf 2,09 Mio.
Tabelle A2
Arbeitslose nach Rechtskreisen, 2005 bis 2010







West 3.247 3.007 2.475 2.138 2.314 2.227
Ost 1.614 1.480 1.285 1.120 1.101 1.011
Insg. 4.861 4.487 3.760 3.258 3.415 3.238
Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in 1.000
West +466 -240 -532 -337 +176 -87
Ost +14 -134 -195 -165 -19 -90
Insg. +480 -374 -727 -502 +157 -177
Arbeitslosenquoten
(in % aller zivilen Erwerbspersonen)
West 9,9 9,1 7,5 6,4 6,9 6,6
Ost 18,7 17,3 15,1 13,1 13,0 12,0








West 1.442 1.159 856 681 867 789
Ost 649 505 389 325 323 286
Insg. 2.091 1.664 1.245 1.006 1.190 1.075
Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in 1.000
West -283 -303 -175 +186 -78
Ost -144 -116 -64 -2 -37





West 1.805 1.848 1.619 1.457 1.447 1.438
Ost 965 975 896 795 778 725
Insg. 2.770 2.823 2.515 2.252 2.225 2.163
Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in 1.000
West +43 -229 -162 -10 -9
Ost +10 -79 -101 -17 -53
Insg. +53 -308 -263 -27 -62
Anteil SGB II in %
West 55,6 61,5 65,4 68,1 62,5 64,6
Ost 59,8 65,9 69,7 71,0 70,7 71,7
Insg. 57,0 62,9 66,9 69,1 65,2 66,8
Anmerkung: Abweichungen zu den Summen sind rundungsbedingt.
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des IAB.
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ben aber auch überproportional von den Reformen 
am Arbeitsmarkt profitiert und finden leichter als 
zuvor eine Beschäftigung (Klinger/Rothe 2012).
Personen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 
wie Qualifizierungsmaßnahmen oder Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach 
§ 46 SGB III werden zur „Stillen Reserve in Maßnah-
men“ gezählt. Menschen, die ihre Arbeitsmarktchan-
cen als schlecht einschätzen und erst bei höherem 
Beschäftigungsstand aktiv nach einer Stelle suchen, 
werden der „Stillen Reserve im engeren Sinn“ zuge-
rechnet. Die Stille Reserve insgesamt ist in den Jah-
ren 2006 bis 2010 um 240.000 Personen auf einen 
Wert von ca. 1,31 Mio. gesunken, davon sind 870.000 
in Maßnahmen. Rechnet man die Personen in Stiller 
Reserve und in registrierter Arbeitslosigkeit zusam-
men, so lag die Unterbeschäftigung im Jahresdurch-
schnitt 2010 bei gut 4,5 Mio. Personen.
2.1.4 Ost- und westdeutscher  
Arbeitsmarkt im Vergleich
Noch immer klaffen die Arbeitslosenquoten zwi-
schen den alten und den neuen Ländern (einschließ-
lich Berlin) auseinander (für Details zur regionalen 
Entwicklung siehe Abschnitt 2.2.) Während die Ar-
beitslosenquote im Jahr 2010 im Westen gerade noch 
6,6 Prozent betrug, war sie im Osten mit 12,0 Pro-
zent beinahe doppelt so hoch. Dennoch schrumpft 
die Kluft zusehends. Im Jahr 2006 betrug der Ab-
stand der Arbeitslosenquoten 8,2 Prozentpunkte. Ge-
rade im Krisenjahr 2009 zeigte sich der Arbeitsmarkt 
in den neuen Ländern und Berlin robuster als im Wes-
ten. Während dort die Arbeitslosenzahl um 180.000 
anstieg, sank sie im Osten um 20.000. Denn von der 
Wirtschaftskrise war hauptsächlich das Produzie-
rende Gewerbe betroffen (siehe oben), das im Osten 
deutlich schwächer vertreten ist. Insgesamt sank die 
Arbeitslosigkeit im Osten in den Jahren 2006 bis 2010 
um 600.000 Personen auf 1,01 Mio., im Westen um 
1,02 Mio. auf 2,23 Mio. Personen. 
Dabei stieg die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten im Osten seit 2006 um 290.000 Per-
sonen. Im gleichen Zeitraum legte sie im Westen um 
1,10 Mio. Personen zu. Somit war der relative Be-
schäftigungsaufbau in beiden Landesteilen in etwa 
gleich stark. Allerdings entlastete das deutlich rück-
läufige Erwerbspersonenpotenzial den ostdeut-
schen Arbeitsmarkt, während dies im Westen noch 
keine nennenswerte Rolle spielt. 
2.1.5 Entwicklung des Erwerbspersonen-
potenzials
Das Arbeitskräfteangebot (Erwerbspersonenpoten-
zial) – es wird von der Demografie, der Erwerbsbe-
teiligung und vom Wanderungssaldo bestimmt – 
hat sich seit 2006 quantitativ kaum geändert und 
liegt bei knapp 45 Mio. Personen (vgl. Tabelle A1). 
Der Einfluss der demografischen Entwicklung, der 
für sich genommen zu einem Rückgang des Ar-
beitskräfteangebots geführt hätte, wurde im Be-
trachtungszeitraum vor allem durch eine steigende 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Älteren weitge-
hend kompensiert. Dies gelingt künftig aber immer 
weniger, da der demografische Effekt stärker wird 
und die Erwerbsquote von Frauen mittleren Alters 
mit über 86 Prozent bereits einen sehr hohen, kaum 
noch steigerbaren Wert erreicht hat.
Zu- und Abwanderung haben das Erwerbsperso-
nenpotenzial in den letzten Jahren – insgesamt ge-
sehen  – wenig beeinflusst. In den Jahren 2008 und 
2009 war der Wanderungssaldo sogar negativ. Nach 
dem positiven Wanderungssaldo von 130.000 Per-
sonen im Jahr 2010 und der seit dem 1. Mai 2011 
geltenden vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit für 
acht EU-Länder Mittel- und Osteuropas ist für die 
kommenden Jahre wieder mit einer dauerhaft posi-
tiven Nettozuwanderung zu rechnen.
Das Erwerbspersonenpotenzial in West- und Ost-
deutschland entwickelt sich weiterhin unterschied-
lich. In den neuen Ländern nimmt es seit Jahren ab. 
Seit 2006 schrumpft das Erwerbspersonenpoten zial 
in Ostdeutschland, einschließlich Berlins, jährlich 
um 100.000 Personen. Es wurde für 2010 auf nur 
noch 9,19 Mio. Erwerbspersonen geschätzt (2006: 
9,59 Mio.). Dies liegt an der demografischen Ent-
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wicklung, einer leicht sinkenden Erwerbsbeteili-
gung der Frauen und den Bevölkerungsverlusten 
durch Abwanderung. Im Westen entwickelten sich 
diese drei Komponenten hingegen unterschiedlich. 
Der negative demografische Effekt wurde von einer 
steigenden Erwerbsbeteiligung und einer positiven 
Nettozuwanderung – nicht zuletzt aus den neuen 
Ländern – mehr als ausgeglichen. Alles in allem er-
höhte sich im Westen das Erwerbspersonenpoten-
zial von 35,32 Mio. im Jahr 2006 auf 35,60 Mio. im 
Jahr 2010.
Gemeinsam ist dem Westen und dem Osten ein 
stark alterndes Arbeitskräfteangebot. Waren im Jahr 
2006 noch knapp 11 Mio. Erwerbspersonen zwi-
schen 50 und 64 Jahre, so waren es vier Jahre spä-
ter gut eine Million mehr. Damit stieg auch deren 
Anteil am gesamten Erwerbspersonenpotenzial von 
24 auf fast 27 Prozent (zum Vergleich 1991: 23 %). 
Bei der Altersgruppe der unter 30-Jährigen erfolgte 
die größte Veränderung dagegen bereits vor 2006. 
Nachdem die „Baby-Boomer“ (Geburtsjahrgänge 
von Mitte der 50er bis Ende der 60er Jahre) inzwi-
schen ein mittleres Alter erreicht haben, ist das Er-
werbspersonenpotenzial der Jüngeren in den letz-
ten Jahren von nur noch 9,9 Mio. im Jahr 2006 auf 
knapp 9,7 Mio. im Jahr 2010 gesunken (zum Ver-
gleich 1991: 13,22 Mio.).
Zusammenfassend lässt sich sagen: Nachdem sich 
die Wirtschaft von 2006 bis Mitte 2008 sehr posi-
tiv entwickelt hatte, kam es im Herbst 2008 auf-
grund der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
zu einem dramatischen wirtschaftlichen Einbruch. 
Bereits zur Jahresmitte 2009 schwenkte die deut-
sche Wirtschaft aber wieder auf einen kräftigen 
Erholungskurs, der jedenfalls bis zum vierten Quar-
tal 2011 anhielt. Der Arbeitsmarkt entwickelte sich 
indes nur teilweise spiegelbildlich zur Konjunktur: 
Zwar gab es in den Aufschwüngen deutliche Be-
schäftigungszuwächse, davon zum Großteil sozial-
versicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung. In 
der Krise dazwischen konnte jedoch von einem Ab-
sturz des Arbeitsmarktes keine Rede sein. Die Be-
triebe haben sich an den temporären Nachfrage-
Kasten A1
Auswirkungen der Umstellung auf die acht-
jährige Gymnasialausbildung (G8) und des 
Aussetzens der Wehrpﬂicht auf das Arbeits-
angebot
Seit 2007 stellten einige Bundesländer auf das 
sogenannte G8 um: In Sachsen-Anhalt (2007), 
Mecklenburg-Vorpommern (2008), Saarland 
(2009) und Hamburg (2010) beenden Gymnasi-
asten die Schule nun ein Jahr früher. In Anleh-
nung an Angaben von Scharfe (2010) dürfte die 
Größenordnung der davon betroffenen Schüler 
über den gesamten Zeitraum bei insgesamt etwa 
23.000 liegen. Der Effekt auf das Erwerbsperso-
nenpotenzial ist demnach bislang zu vernach-
lässigen. 
Ab 2011 erhalten doppelte Abiturientenjahr-
gänge aus bevölkerungsstärkeren Bundesländern 
(u. a. aus Baden-Württemberg, Bayern, Nieder-
sachen, Nordrhein-Westfalen) ihre Hochschul-
reife. Auch daraus dürften zunächst keine stär-
keren arbeitsmarktrelevanten Effekte resultieren. 
Zwar treten diese Schüler eher ins Erwerbsleben 
ein. Allerdings zählen nur diejenigen, die eine 
beruﬂiche Ausbildung durchlaufen, sofort zum 
Erwerbspersonenpotenzial. Die anderen werden 
erst nach dem Studium dazu gerechnet, also Jah-
re später. Der Effekt des G8 auf das Erwerbsper-
sonenpotenzial dürfte auch künftig eher gering 
sein, weil a) der Erwerbseintritt nur vorgezogen 
wird, b) auch „jobbende“ Studenten und Schüler 
als Erwerbstätige zum Erwerbspersonenpotenzial 
zählen und c) rund 30 Prozent der Abiturienten 
eine betriebliche Ausbildung durchlaufen.
Ebenso wenig sind vom Aussetzen der Wehr-
pﬂicht (ab 2011) größere Effekte zu erwarten. 
Wehr- und Zivildienstleistende (im Jahr 2009 
rund 130.000 Personen) werden in der Statis-
tik bereits als Erwerbstätige geführt und zählen 
damit ohnehin schon zum Erwerbspersonen-
potenzial. 
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rückgang vor allem dadurch angepasst, dass sie die 
Arbeitszeit ihrer Beschäftigten reduziert und einen 
Rückgang der Stundenproduktivität in Kauf ge-
nommen haben. Hingegen haben sie die Zahl ihrer 
Beschäftigten nur moderat verringert. 
2.2 Regionale Besonderheiten
Die Wirtschaftskrise hat die regionalen Arbeits-
märkte der Republik unterschiedlich stark getroffen 
(siehe dazu u. a. Schwengler/Hecht 2011; Schweng-
ler/Loibl 2010 sowie Blien/Fuchs 2009). Diese Unter-
schiede stellen sich völlig anders dar als in früheren 
Rezessionen. Nachfolgend soll die Entwicklung der 
regionalen Arbeitsmärkte zwischen 2006 und 2011 
auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städ-
te skizziert werden (davon abweichende regionale 
Gliederungen werden gesondert angegeben).
2.2.1 Regionale Arbeitsmarktentwicklung 
im Aufschwung von 2006 bis 2008
Vor der Krise entwickelte sich die Beschäftigung in 
allen Kreisen Deutschlands positiv, die Höhe der Zu-
wachsrate schwankte zwischen den einzelnen Regio-
nen jedoch sehr deutlich. Am stärksten stieg die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (am 
Wohnort) in etlichen strukturschwachen Regionen. 
Dies überrascht zunächst, da diese Regionen eher 
mit ökonomischen Problemen assoziiert werden. 
„Rekordhalter“ mit Zuwachsraten von bis zu 7,9 Pro-
zent waren Kreise in Brandenburg und Berlin, im 
Westen Niedersachsens und im Norden Nordrhein-
Westfalens. Demgegenüber wuchs die Beschäfti-
gung in weiten Teilen von Hessen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen-Anhalt sowie im Süden von Niedersachsen 
und im Saarland um weniger als 3 Prozent.
Abbildung A4 
Beschäftigungsgrad am Wohnort, 2006 und 2008
Quellen: IAB Pallas online: Beschäftigungsstatistik regional; Stand 10.08.2011 und Bevölkerungsfortschreibung des Bundes und der Länder, gebietsstandsbereinigte Zeitreihe,  
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Der Beschäftigungszuwachs wirkte sich jedoch ganz 
unterschiedlich auf die Arbeitsplatzversorgung der 
Wohnbevölkerung aus. Der Beschäftigungsgrad am 
Wohnort (gemessen als Anteil der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten an der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter von 15 bis 64 Jahren) stieg 
in Deutschland von 47,9 Prozent im Juni 2006 auf 
50,4 Prozent im Juni 2008. Allerdings verbesserte 
sich dieser Indikator im Osten stärker, weil dort die 
Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter deut-
licher zurückging als im Westen der Republik. So 
waren es im Jahr 2008 fast ausnahmslos süd- und 
ostdeutsche Kreise, die die höchsten Werte beim 
Beschäftigungsgrad erzielten – darunter auch jene 
ostdeutschen Regionen, die 2006 noch unter dem 
Durchschnitt lagen. War im Juni 2006 noch ein kla-
res Nord-Süd-Gefälle beim Beschäftigungsgrad zu 
erkennen, so zeichnete sich nur zwei Jahre später 
ein Gegensatz zwischen den neuen Bundesländern, 
Bayern und Baden-Württemberg auf der einen und 
den restlichen alten Bundesländern auf der anderen 
Seite ab (vgl. Abbildung A4).
Spiegelbildlich zur Zahl der Beschäftigten sank die 
Arbeitslosigkeit während des Aufschwungs. Dabei 
fiel der prozentuale Rückgang im Westen mit 30,1 
stärker aus als im Osten mit 24,2 Prozent. Beson-
ders stark sank die Zahl der Arbeitslosen in Baden-
Württemberg und Bayern, in einigen Landkreisen 
Bayerns sogar um mehr als 45 Prozent. Rückgän-
ge um weniger als 25 Prozent finden sich dagegen 
vorwiegend in Sachsen-Anhalt, Brandenburg und 
Nordrhein-Westfalen, aber auch in Schleswig-Hol-
stein und Niedersachsen. Betrachtet man allerdings 
die Entwicklung der Arbeitslosenquoten, dann zeigt 
sich, dass es insbesondere viele ostdeutsche Kreise 
waren, die sich im Aufschwung bis 2008 deutlich 
verbessert haben und einen Rückgang der Arbeits-
losenquoten um mehr als vier Prozentpunkte ver-
zeichnen konnten. Die ostdeutschen Regionen pro-
fitierten insgesamt mehr als die westdeutschen. Die 
niedrigere prozentuale Abnahme im Osten ist vor 
allem ein Basiseffekt, der auf die im Osten hohen 
Arbeitslosenquoten zurückzuführen ist.
Trotz dieser deutlich besseren absoluten Entwick-
lung in den ostdeutschen Kreisen bestand bei den 
regionalen Arbeitslosenquoten im Juni 2008 wei-
terhin ein klares Ost-West-Gefälle, das aber deut-
lich kleiner war als zu Beginn des Aufschwungs. Die 
höhere Arbeitslosigkeit im Osten resultiert zu einem 
erheblichen Teil aus der geringeren Arbeitsnachfra-
ge. Das relativ höhere Arbeitskräfteangebot, z. B. in-
folge der höheren Erwerbsbeteiligung ostdeutscher 
Frauen (Fuchs/Hummel/Zika 2009) ist für sich ge-
nommen nicht maßgeblich. So führt auch das weit 
höhere Arbeitsangebot in Metropolregionen nicht 
automatisch zu einer höheren Arbeitslosenquote als 
in ländlichen Gebieten. 
Das ausgeprägte Arbeitsmarktungleichgewicht in 
den meisten Regionen Ostdeutschlands spiegelt 
Abbildung A5 
Arbeitslosenquote 2008
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung.
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sich in den regionalen Arbeitslosenquoten wider, die 
auch im Juni 2008 noch über 11 Prozent lagen. Ne-
ben diesem Gegensatz zwischen dem Osten und dem 
Westen der Republik zeigte sich ein Nord-Süd-Ge-
fälle innerhalb der alten Bundesländer. Trotz der vor 
Ort moderaten absoluten Rückgänge verzeichneten 
insbesondere die Kreise im süddeutschen Raum im 
Juni 2008 die mit Abstand niedrigsten Arbeitslo-
senquoten in Deutschland (vgl. Abbildung A5). Vie-
lerorts lagen sie dort unter 4 Prozent. Daher wurde 
und wird gerade in diesen Regionen der wachsende 
Bedarf an Fachkräften im Verarbeitenden Gewerbe 
thematisiert. So waren in Baden-Württemberg und 
Bayern Arbeitskräfte aus technischen, natur- und 
ingenieurwissenschaft lichen Berufen stark gefragt. 
Die höchsten Arbeitslosenquoten wiesen im Westen 
– wie schon im Juni 2006 – die Kreise im Ruhrgebiet 
sowie im östlichen Niedersachsen auf. 
2.2.2 Regionale Arbeitsmarktentwicklung 
während der Krise 2008 und 2009
Trotz des starken Wirtschaftseinbruchs ab Herbst 
2008 sank die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten von Juni 2008 bis Juni 2009 bundes-
weit nur um 78.000 Personen bzw. 0,3 Prozent. Da-
bei beschränkte sich der Rückgang fast ausschließ-
lich auf Westdeutschland (97 %), in Ostdeutschland 
blieb die Zahl der Beschäftigten im Durchschnitt 
hingegen nahezu stabil. Betroffen waren vor al-
lem die Regionen mit einer starken Exportindustrie. 
Wie in Abschnitt 2.1 beschrieben, traf der Einbruch 
der weltweiten Nachfrage vor allem das Verarbei-
tende Gewerbe, die Arbeitnehmerüberlassung so-
wie die Verkehrs-, Informations- und Kommuni-
kationsbranche. Das führte zu starken absoluten 
Beschäftigungsverlusten in Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen und Bayern, aber auch in den 
ostdeutschen Bundesländern Thüringen und Sach-
sen. Demgegenüber bauten Branchen wie das Ge-
sundheits- und Sozialwesen, das Gastgewerbe und 
der Bereich Erziehung und Unterricht auch im Ab-
schwung Beschäftigung auf. Deshalb verzeichne-
ten Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Branden-
burg selbst in der Krise Beschäftigungsgewinne. 
Die Arbeitslosenzahl stieg rezessionsbedingt um 
7,9 Prozent auf 3,4 Mio. Dieser Anstieg betraf na-
hezu ausschließlich Westdeutschland (+11,8 %), 
Ostdeutschland verzeichnete lediglich einen Zu-
wachs von 0,5 Prozent. Insbesondere in Regionen 
mit vergleichsweise hoher Arbeitslosenquote vor 
Beginn der Krise (Juni 2008) sank die Arbeitslosig-
keit bis Mitte 2009 sogar (vgl. Abbildung A5 und 
Abbildung A6). Dies gilt vor allem für weite Tei-
le Mecklenburg-Vorpommerns, Brandenburgs und 
Sachsen-Anhalts, während die Arbeitslosigkeit in 
vielen Kreisen Baden-Württembergs, Bayerns, Thü-
ringens und Nordrhein-Westfalens relativ stark zu-
legte, teilweise um mehr als 25 Prozent. Anders als 
im Abschwung von 2001 bis 2005 verringerte die 
letzte Krise die Kluft zwischen Kreisen mit „guter“ 
und „schlechter“ Arbeitsmarktlage. Dies gilt nicht 
nur für den Bestand an Arbeitslosen, sondern auch 
für die Arbeitslosenquote.
In der Krise 2008/09 stieg die Arbeitslosenquo-
te deutlich vor allem in westdeutschen Kreisen mit 
guter Ausgangslage, aber hoher Exportabhängig-
keit der regionalen Wirtschaft. Besonders betroffen 
waren Kreise mit einem überdurchschnittlich hohen 
Anteil der Beschäftigung in der Automobil- und 
Maschinenbaubranche, der Metallerzeugung und 
-bearbeitung sowie der Gummi- und Kunststoff-
industrie. Die Beschäftigung in diesen Branchen 
wird traditionell von Männern dominiert. Deswegen 
waren Frauen in der Krise von steigender Arbeitslo-
sigkeit weniger stark betroffen als Männer.
Die Bereitschaft der betroffenen Firmen, ihre Ar-
beitskräfte zu horten, trug dazu bei, dass die Rezes-
sion nicht stärker auf den Arbeitsmarkt durchschlug 
(Möller 2009). Da die Krise nicht kosten-, sondern 
nachfragebedingt war, lohnte sich das Halten der 
Arbeitskräfte. Zudem wurde es durch institutionelle 
Regelungen unterstützt, z. B. durch die Möglichkeit 
der verstärkten Nutzung konjunktureller Kurzarbeit 
(vgl. Abschnitt 3.3). Viele der vom zeitweiligen Aus-
fall der Nachfrage betroffenen Betriebe, insbeson-
dere im Verarbeitenden Gewerbe in Westdeutsch-
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Baden-Württemberg und Bayern, nutzten dieses ar-
beitsmarktpolitische Instrument, um Entlassungen 
zu vermeiden. Aufgrund der dominanten Stellung 
des Verarbeitenden Gewerbes bei der Inanspruch-
nahme von Kurzarbeit wiesen auch das Saarland 
und Thüringen überdurchschnittlich hohe Antei-
le von Kurzarbeitern auf. Darüber hinaus wurde 
die Kurzarbeit aber auch in anderen Bundesländern 
und in anderen Branchen eingesetzt. In Bremen war 
knapp jeder fünfte Kurzarbeiter im Wirtschafts-
zweig sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen tä-
tig und jeweils 9 Prozent aller Kurzarbeiter im Han-
del bzw. Baugewerbe. Ebenso hoch war der Anteil 
der kurzarbeitenden Beschäftigten im Baugewerbe 
in Mecklenburg-Vorpommern (15 %), Schleswig-
Holstein (11 %) und Sachsen-Anhalt (8 %). 
2.2.3 Regionale Arbeitsmarktentwicklung 
nach der Krise von 2009 bis 2011
Hatte die Krise vor allem Auswirkungen auf den 
westdeutschen Arbeitsmarkt, so kam auch der er-
neute Aufschwung zunächst stärker in Ostdeutsch-
land zum Tragen. Der Beschäftigungszuwachs im 
Juni 2010 gegenüber dem Vorjahresmonat fiel in 
Ostdeutschland mit 1,5 Prozent höher aus als in 
Westdeutschland mit 1,1 Prozent. Als Ursache kann 
auch hier wieder auf die sektorale Verteilung ver-
wiesen werden: Deutlichen Beschäftigungsaufbau 
gab es während wie nach der Krise im Dienstleis-
tungssektor, insbesondere im Gesundheits- und 
Sozialwesen. Hingegen war die Beschäftigungs-
entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe bis Mitte 
2010 noch rückläufig. Nur langsam stieg auch hier 
wieder der Bedarf an Fachkräften. Der flexible Be-
reich der Arbeitnehmerüberlassung, der während 
der Krise starke Beschäftigungsverluste zu verbu-
chen hatte, erholte sich rasch. 
Die Arbeitslosigkeit sank bis Juni 2010 am stärks-
ten in Ostdeutschland und im Osten Bayerns. An-
schließend konnte der gesamte süddeutsche Raum 
bis Juni 2011 vom Aufschwung profitieren; hinge-
gen stieg die Zahl der Arbeitslosen in einigen Krei-
sen Mecklenburg-Vorpommerns und Brandenburgs 
sogar wieder an (vgl. Abbildung A6). 
Zusammenfassend gilt: Gegenwärtig scheint die 
posi tive Entwicklung des Arbeitsmarktes recht sta-
bil zu sein. Offen ist jedoch, ob diejenigen regiona-
len Arbeitsmärkte, die von der Krise zwar besonders 
hart, aber eben nur kurzfristig betroffen waren, auf 
mittlere Sicht weiterhin zu den Wachstumsträgern 
zählen werden. Einerseits profitieren diese Regionen 
im Boom sehr stark von ihrer Exportorientierung, 
andererseits bietet genau diese Exportabhängigkeit 
der Beschäftigung auch künftig ein Einfallstor für 
konjunkturell bedingte Beschäftigungsverluste. 
2.3 Dynamik auf dem deutschen  
Arbeitsmarkt
Veränderungen von Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit im Konjunkturverlauf sind – bildlich ge-
sprochen – nur die sichtbare Spitze des Eisbergs. 
Dahinter stehen Bewegungen von deutlich größe-
rer Dimension, die für das Verständnis des Arbeits-
marktgeschehens von zentraler Bedeutung sind. 
Bestandsänderungen bei der Zahl der Arbeitslosen 
oder der Beschäftigten spiegeln die tatsächliche 
Dyna mik, die auf dem Arbeitsmarkt herrscht, nur zu 
einem kleinen Teil wider. Denn diese Veränderungen 
zeigen nur die Netto effekte, die sich aus der Addi-
tion und Subtraktion verschiedener Stromgrößen 
ergeben. Bei diesen Stromgrößen handelt es sich 
um Zugänge in und Abgänge aus Beschäftigung, 
Arbeitslosigkeit, arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men sowie um Übergänge in den Ruhestand. Dabei 
sind es nicht nur Personen, die ihren Arbeitsmarkt-
status wechseln. Auch Arbeitsplätze entstehen und 
verschwinden täglich in großem Umfang. Von die-
ser Dynamik auf dem Arbeitsmarkt handelt der fol-
gende Abschnitt. 
2.3.1 Arbeitsplatzdynamik
Von 2001 bis 2009 sank die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten, gemessen in Vollzeit-
äquivalenten, um durchschnittlich 0,5 Prozent pro 
Jahr. Hinter dieser relativ geringen Nettoverände-
rung der Beschäftigung verbergen sich wesentlich 
größere Bruttoströme auf der betrieblichen Ebene, 
die aus dem permanenten Anpassungsprozess der 
Betriebe an ihr wirtschaftliches Umfeld resultieren. 
Kapitel A
Handbuch Arbeitsmarkt 201334
So schufen die neu in den Markt eingetretenen Be-
triebe zusammen mit den schon bestehenden wach-
senden Betrieben zwischen 2001 und 2009 jährlich 
etwa 2,50 Mio. Arbeitsplätze. Gleichzeitig bauten 
die schrumpfenden und aus dem Markt ausgetre-
tenen Betriebe 2,62 Mio. Stellen ab. Der sogenannte 
Stellen umschlag als Summe von Beschäftigungs-
gewinnen und -verlusten betrug demnach 5,12 Mio. 
Stellen, während unter dem Strich pro Jahr lediglich 
rund 120.000 Stellen verloren gingen.1
Setzt man diese Zahlen in Relation zum Beschäftig-
tenbestand, so erhält man die Raten der Stellenge-
winne und der -verluste. Abbildung A7 zeigt die Bei-
träge von neu gegründeten, wachsenden sowie von 
schrumpfenden und schließenden Betrieben zur Ar-
beitsplatzdynamik. Im Zeitverlauf zeigt sich der enge 
Zusammenhang zwischen der Nettoentwicklung der 
Stellen und dem Konjunkturverlauf. So ist die Rate 
der Stellengewinne bei hohem BIP-Wachstum hoch, 
während erwartungsgemäß die Stellenverluste mit 
zurückgehender Wirtschaftsdynamik steigen. Die 
letzte Wirtschaftskrise stellt jedoch, zumindest bis 
Mitte 2009, eine Ausnahme dar, da weitaus weni-
ger Stellen wegfielen, als nach der Stärke des kon-
junkturellen Einbruchs zu erwarten gewesen wäre. 
Dies zeigt sich insbesondere darin, dass erstmals, wie 
aus Abbildung A7 ersichtlich, die Nettoentwicklung 
der Stellen über der prozentualen Veränderung des 
Bruttoinlandsproduktes liegt. Gleichwohl waren 
die Schwankungen im Konjunkturverlauf auch im 
Jahr 2009 vor allem auf die Veränderungen bei den 
wachsenden und schrumpfenden Betrieben zurück-
zuführen, während die Beiträge von Gründungen 
und Schließungen zum Stellenumschlag relativ kon-
stant blieben.
Das Entstehen und Verschwinden von Arbeitsplätzen 
schwankt aber nicht nur mit der Konjunktur, es ver-
teilt sich auch sehr ungleich über Regionen, Bran-
1 Diese Stellen sind ebenfalls in Vollzeitäquivalenten 
gemessen. Dabei gehen Teilzeitstellen mit dem Faktor 
0,5 und geringfügige Beschäftigungsverhältnisse mit 
dem Faktor 0,2 in die Berechnungen ein.
chen und Betriebe (vgl. Fuchs/Weyh 2010). So hat 
die Arbeitsplatzdynamik in Ostdeutschland im Zuge 
des Transformationsprozesses seit Anfang der 1990er 
Jahre zwar deutlich abgenommen, liegt aber im-
mer noch höher als in Westdeutschland. Während 
der Stellenumschlag von 2001 bis 2009 in den alten 
Bundesländern durchschnittlich knapp 20 Prozent 
erreichte, betrug dieser Wert im neuen Bundesgebiet 
24 Prozent (vgl. Tabelle A3). Die höhere Rate der Stel-
lenentstehung zeigt, dass die ostdeutschen Betrie-
be relativ betrachtet sogar mehr neue Arbeitsplätze 
geschaffen haben als die westdeutschen. Das reichte 
aber nicht aus, um die Arbeitsplatzverluste zu kom-
pensieren. In Westdeutschland hingegen waren die 
Gewinne und Verluste annähernd gleich groß.
Grundsätzlich zeigt sich sowohl innerhalb Deutsch-
lands (vgl. Ludewig/Weyh 2011) als auch im Län-
dervergleich (vgl. OECD 2010) ein negativer Zusam-
menhang zwischen Nettostellenentwicklung und 
Stellenumschlag. Je höher also der Stellenumschlag, 
desto mehr Arbeitsplätze gehen per Saldo verloren 
– und vice versa.
Eine Ursache für die großen Differenzen beim 
Stellen umschlag zwischen West- und Ostdeutsch-
land liegt in den unterschiedlichen Branchenstruk-
turen. Insbesondere zwischen dem Verarbeitenden 
Gewerbe und dem Dienstleistungssektor gibt es im 
Stellenumschlag erhebliche Unterschiede. Die Ar-
beitsplatzdynamik ist im Dienstleistungssektor etwa 
1,5-mal höher als im Verarbeitenden Gewerbe. Eine 
sehr niedrige Dynamik weisen z. B. der Fahrzeugbau 
(Stellenumschlagsrate: 8,1) oder der Maschinenbau 
(13,1) auf, die beide, wie das gesamte Verarbeitende 
Gewerbe, in Ostdeutschland unterdurchschnittlich 
vertreten sind. Demgegenüber haben die Nachrich-
tenübermittlung (34,0) oder die unternehmens-
orientierten Dienstleistungen (31,7) einen sehr 
ho hen Stellenumschlag und weisen zugleich in Ost-
deutschland einen leicht überdurchschnittlichen Be-
schäftigungsanteil auf. Auch das Baugewerbe ist in 
Ostdeutschland von überproportionaler Bedeutung 
und gehört mit einem Umschlag von 28,2 zu den 
Wirtschaftszweigen mit hoher Arbeitsplatzdynamik. 
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In engem Zusammenhang mit der Branchenstruk-
tur steht die Betriebsgrößenstruktur (vgl. Fuchs/
Weyh 2010). Die Verteilung der Betriebsgröße va-
riiert stark zwischen den einzelnen Branchen. Die-
ser Sachverhalt trägt wesentlich zur Erklärung der 
branchen- und regionenspezifischen Unterschiede 
in der Arbeitsplatzdynamik bei. Denn typischerweise 
ist der Stellenumschlag in kleinen Betrieben deut-
lich höher als in Großbetrieben (vgl. Tabelle A4). 
Letztere dominieren beispielsweise im Fahrzeugbau 
und der Metallbranche. Umgekehrt verhält sich die 
Nettostellenentwicklung, denn in den großen und 
mittleren Betrieben entstehen unterm Strich mehr 
Stellen als in den kleinen. Da in Ostdeutschland der 
Anteil der kleinen Betriebe höher ist, erklären die 
Betriebsgrößen- und Branchenstruktur einen Groß-
teil des höheren Stellenumschlags und der schlech-
teren Entwicklung der Nettobeschäftigung in den 
neuen Bundesländern. Zudem fallen in den neu-
en Bundesländern sowohl die Gewinne als auch die 
Verluste innerhalb jeder Betriebsgrößenklasse grö-
ßer aus als im alten Bundesgebiet.
Gründe für die Unterschiede zwischen den Größen-
klassen können sein, dass größere Betriebe eine brei-
tere Produktpalette und mehr Absatzgebiete besit-
zen, was sie gegen sektorale Schocks besser absichert. 
Sie können aber auch betriebsintern zwischen den 
einzelnen Abteilungen Personal umschichten, so-
Abbildung A7 
Stellengewinne, Stellenverluste und Nettostellenentwicklung sowie Veränderung des realen Bruttoinlandsprodukts,  
2001 bis 2009 
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Tabelle A3
Komponenten der Arbeitsplatzdynamik in West- und Ostdeutschland, 
2001 bis 2009
Gesamt West Ost
Stellengewinne 9,96 9,64 11,31
   in neu gegründeten Betrieben 3,30 3,18 3,78
   in wachsenden Betrieben 6,67 6,46 7,53
Stellenverluste 10,43 9,90 12,67
   in geschlossenen Betrieben 3,20 3,02 3,96
   in schrumpfenden Betrieben 7,23 6,88 8,73
Stellenumschlag 20,39 19,54 24,00
Nettoentwicklung -0,47 -0,25 -1,38
Anmerkung: Jährliche Veränderung in Prozent des Beschäftigtenbestandes;  
Durchschnitt der Jahre 2001–2009.
Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.
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dass sich die gesamtbetriebliche Beschäftigung nicht 
oder kaum ändert. Kleinere Betriebe, die in vielen 
Dienstleistungsbereichen vorherrschen, haben weni-
ger Spielräume. Zudem sind viele noch jung und be-
sitzen auch deshalb ein höheres Risiko zu scheitern 
als ältere und größere Betriebe (siehe z. B. Aldrich/
Auster 1986). Dies äußert sich in einer sehr hohen 
Rate der Stellenverluste bei Kleinbetrieben.
2.3.2 Begonnene und beendete  
Beschäftigungsverhältnisse
Die Anzahl der begonnenen und beendeten Be-
schäftigungsverhältnisse ist noch bedeutend höher 
als die der geschaffenen und verloren gegangenen 
Arbeitsplätze. Denn häufig werden innerhalb eines 
Jahres in einem Betrieb sowohl neue Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter eingestellt als auch Beschäf-
tigungsverhältnisse beendet. Dabei kann es sich 
um Entlassungen, arbeitnehmerseitige Kündigun-
gen, das Auslaufen befristeter Arbeitsverträge oder 
Übergänge in den Ruhestand handeln.
Die begonnenen und beendeten Beschäftigungs-
verhältnisse zwischen 2001 und 2010 sind in Ab-
bildung A8 dargestellt. Im Durchschnitt wurden in 
diesem Zeitraum pro Jahr etwa 7,22 Mio. sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte neu eingestellt 
und fast ebenso viele Beschäftigungsverhältnisse 
wurden beendet. Wie bei der Arbeitsplatzdynamik 
zeigt sich auch hier eine höhere Fluktuation der Be-
schäftigten in Ostdeutschland. Im Durchschnitt ist 
die Einstellungsrate in Ostdeutschland um 13 Pro-
zent höher als in Westdeutschland. Der Anteil der 
beendeten Beschäftigungen liegt um 17 Prozent 
höher.
Während der wirtschaftlichen Schwächephase der 
Jahre 2001 bis 2005 wurden mehr Beschäftigungs-
verhältnisse beendet als neu begonnen, folglich 
sank die Beschäftigung. Daneben war in diesen Jah-
ren auch insgesamt ein Rückgang der Fluktuation 
auf dem Arbeitsmarkt festzustellen, d. h. es wurden 
nicht nur von Jahr zu Jahr weniger Mitarbeiter ein-
gestellt, sondern es wurden auch weniger Beschäf-
tigungsverhältnisse beendet.
Die Arbeitskräftefluktuation stieg zwar im Wirt-
schaftsaufschwung von 2005 bis Mitte 2008 leicht 
an, blieb aber insgesamt auf relativ niedrigem Ni-
veau. Bemerkenswert ist die Tatsache, dass es wäh-
Tabelle A4
Stellengewinne und Stellenverluste nach Betriebsgrößenklassen in West- und Ostdeutschland 
West Ost
Stellengewinne Stellenverluste Anteil an der  
Gesamtbeschäftigung
Stellengewinne Stellenverluste Anteil an der  
Gesamtbeschäftigung
< 5 Beschäftigte 11,18 21,54 10,53 11,54 24,76 11,36
5–9 Beschäftigte 9,87 9,23 8,37 10,47 11,11 8,90
10–19 Beschäftigte 8,30 7,69 9,11 8,94 9,21 10,18
20–49 Beschäftigte 7,05 6,35 13,33 7,71 7,57 15,52
50–99 Beschäftigte 6,28 5,31 11,09 7,38 6,47 12,60
100–249 Beschäftigte 5,65 4,60 14,40 7,00 5,53 15,00
250–499 Beschäftigte 4,84 3,77 9,77 6,11 4,87 8,77
500 bis 999 Beschäftigte 4,33 3,38 7,55 5,33 4,96 6,08
> 999 Beschäftigte 3,33 2,53 12,67 4,05 3,97 7,78
Insgesamt 9,64 9,90 100,00 11,31 12,67 100,00
Anmerkung: Jährliche Veränderung in Prozent des Beschäftigtenbestandes; Durchschnitt der Jahre 2001–2009.
Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.
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rend der globalen Wirtschaftskrise im Jahr 2009 zu 
keinem Anstieg der beendeten Beschäftigungsver-
hältnisse und nur zu einem leichten Rückgang der 
Einstellungen kam. Die Gründe für die verhältnis-
mäßig geringe Reaktion könnten einerseits darin 
liegen, dass Unternehmen versucht haben, qualifi-
zierte und gut eingearbeitete Mitarbeiter im Betrieb 
zu halten, auch um einem möglicherweise drohen-
den Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Anderer-
seits dürften sich Beschäftigte vermehrt gegen ei-
nen freiwilligen Arbeitsplatzwechsel entschieden 
haben, weil damit auch Unsicherheit verbunden ist 
und durch die Arbeitsmarktreformen mit der Ein-
führung der bedarfsabhängigen Grundsicherung im 
Jahr 2005 (Hartz IV) das Risiko finanzieller Einbu-
ßen im Falle lang anhaltender Arbeitslosigkeit ge-
stiegen ist.
2.3.3 Dynamik der Arbeitslosigkeit
Die Arbeitslosigkeit nimmt ab, wenn entweder we-
niger Beschäftigte arbeitslos werden oder mehr 
Personen die Arbeitslosigkeit verlassen. Idealerwei-
se kommt beides zusammen. Es zeigt sich auch hier, 
dass die Fluktuation unter den Arbeitslosen von 
der wirtschaftlichen Entwicklung beeinflusst wird 
(Rothe 2009). Während eines Aufschwungs gibt es 
weniger Übergänge aus Beschäftigung in Arbeits-
losigkeit und vermehrt Abgänge aus Arbeitslosig-
keit in Beschäftigung. In einer Rezession baut sich 
Arbeitslosigkeit auf, weil es mehr Zugänge als Ab-
gänge gibt. Dabei ist das Ausmaß der Fluktuation 
unter den Arbeitslosen generell sehr hoch: Im Jahr 
2010 gab es insgesamt 9,19 Mio. Zugänge in Ar-
beitslosigkeit (0,6 % weniger als im Vorjahr) und 
9,40 Mio. Menschen konnten die Arbeitslosigkeit 
verlassen (4,2 % mehr als 2009) (Bundesagentur 
für Arbeit 2010). Dabei ist das monatliche Arbeits-
losigkeitsrisiko, gemessen als Anteil der Zugänge 
in Arbeitslosigkeit am Bestand der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten, in Ostdeutschland 
mit rund 4 Prozent etwa doppelt so hoch wie in 
Westdeutschland.
Abbildung A8 
Begonnene und beendete sozialversicherungspﬂichtige Beschäftigungsverhältnisse in Prozent des Bestands sowie  
Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts, 2001 bis 2010 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnung.
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Mit Abgangsraten von etwa 20 Prozent in West-
deutschland und 19 Prozent in Ostdeutschland ist 
die Wahrscheinlichkeit, die Arbeitslosigkeit inner-
halb eines Monats zu beenden, in beiden Landes-
teilen etwa gleich. Abbildung A9 zeigt die Abgänge 
aus Arbeitslosigkeit als Anteile am Bestand des Vor-
monats für die Jahre 2005 bis 2010 getrennt nach 
den Rechtskreisen des Sozialgesetzbuchs II und III. 
Die Abgangsraten lassen sich auch als Übergangs-
wahrscheinlichkeiten interpretieren.
Die Wahrscheinlichkeit, eine Beschäftigung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt zu finden, lag für Ar-
beitslose im Rechtskreis des SGB III im Jahr 2010 
bei durchschnittlich 15,4 Prozent pro Monat. Für 
Arbeitslose im Rechtskreis des SGB II, die meist 
schon länger arbeitslos sind, war die Übergangs-
wahrscheinlichkeit in Beschäftigung mit 4,0 Pro-
zent deutlich geringer. Beide Werte waren jedoch 
wesentlich höher als 2005 oder 2006 und sogar et-
was höher als in den Boomjahren 2007 und 2008. 
Dies deutet darauf hin, dass es in den letzten Jahren 
leichter geworden ist, die Arbeitslosigkeit über eine 
Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt zu ver-
lassen. Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik wurden 2008 und 2009 vermehrt eingesetzt. Im 
Rechtskreis des SGB II setzte sich dieser Trend auch 
im Jahr 2010 fort, im Bereich des SGB III hingegen 
kamen Weiterbildungs- und Trainingsmaßnahmen 
im Jahr 2010 seltener zum Einsatz als in den bei-
den Vorjahren.
2.3.4 Bestimmungsfaktoren der  
Arbeitsmarktdynamik
Insgesamt lässt sich festhalten, dass in der deut-
schen Wirtschaft kontinuierlich Stellen im großen 
Umfang entstehen und zugleich verschwinden. Die 
Nettoveränderung der Beschäftigung fällt im Ver-
gleich dazu relativ gering aus. Sie ist in der Regel 
umso höher, je geringer der Stellenumschlag aus-
Abbildung A9 
Durchschnittliche monatliche Abgangsraten aus Arbeitslosigkeit nach Rechtskreisen, 2005 bis 2010
Anmerkung: Ohne zugelassene kommunale Träger und ohne Abgänge wegen Arbeitsunfähigkeit.
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Abgänge aus der Arbeitslosenstatistik, Übergänge in Weiterbildungs- und Trainingsmaßnahmen sowie den 2. Arbeitsmarkt aus der Förderstatistik), 
Berechnungen des IAB.
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fällt. Dabei kann ein Teil der beobachteten Unter-
schiede in der Arbeitsplatzdynamik zwischen Regio-
nen oder Branchen auch auf Unterschiede in der 
Betriebsgrößenverteilung zurückgeführt werden.
Der zunächst erwartete kräftige Anstieg der Ar-
beitslosigkeit während der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008 und 2009 blieb aus. Er wur-
de sowohl von der Zugangs- als auch von der Ab-
gangsseite her begrenzt. Die Bemühungen der Be-
triebe, ihre Mitarbeiter zu halten (vgl. Abschnitt 3.2), 
führten zu relativ wenigen Entlassungen und zu ei-
ner sehr geringen Arbeitskräftefluktuation. Außer-
dem dürften auch die Reformen am Arbeitsmarkt 
dazu beigetragen haben, dass die Übergänge aus Ar-
beitslosigkeit in Beschäftigung weiterhin auf hohem 
Niveau blieben, nicht zuletzt dank der gestiegenen 
Konzessionsbereitschaft arbeitsloser Bewerber (Re-
bien/Kettner 2011). Empirische Studien bestätigen 
einen positiven Einfluss der Hartz-Reformen, ins-
besondere der ersten beiden Reformwellen in den 
Jahren 2003 und 2004 auf die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit Arbeitsloser (Fahr/Sunde 2009; Klin-
ger/Rothe 2012). Der Anstieg der Fluktuationsraten 
bei Arbeitslosen in den letzten Jahren deutet auf 
eine erhebliche Dynamik und auf sinkende Arbeits-
losigkeitsdauern hin.
Im Jahr 2011 stellten die Betriebe wieder verstärkt 
ein, um neue Aufträge bearbeiten zu können und 
ihre Produktionskapazitäten auszuweiten. Darüber 
hinaus nutzten auch wieder mehr Beschäftigte die 
gute Arbeitsmarktlage, um auf eine attraktivere Ar-
beitsstelle wechseln zu können. Dadurch entstan-
den erneut Vakanzen, die zu besetzen waren, was 
insgesamt zu einer höheren Dynamik auf dem Ar-
beitsmarkt führte.
2.4 Die Erwerbsarbeit im Wandel
Mit dem sich bessernden Arbeitsmarkttrend ge-
winnt das Thema „Qualität der Beschäftigung“ 
an Bedeutung. Neben der wachsenden Lohn-
ungleichheit ist die Zunahme atypischer Beschäf-
tigungsformen ein zentrales Element der öffent-
lichen Debatte. 
Dass sich die Erwerbsarbeit wandelt, ist nicht neu. 
Strittig ist indes, ob sich der Wandel der Erwerbs-
formen in den vergangenen Jahren beschleunigt 
hat oder eher im langfristigen Trend liegt. In diesem 
Abschnitt soll zudem der Frage nachgegangen wer-
den, welche Personengruppen und welche Branchen 
von der Zunahme atypischer Beschäftigung beson-
ders betroffen sind. Schließlich soll diskutiert wer-
den, welche Triebkräfte hinter diesen Veränderun-
gen stehen und wie die zunehmende Heterogenität 
der Erwerbsformen zu bewerten ist.
2.4.1 Vielfalt der Erwerbsformen 
Erwerbsarbeit kann vielfältige Formen annehmen. 
So unterscheiden sich Erwerbsformen etwa in der 
Länge der Arbeitszeit (Vollzeitbeschäftigung, Teil-
zeitbeschäftigung, geringfügige Beschäftigung), 
der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses (unbe-
fristete/befristete Beschäftigung), der Weisungs-
gebundenheit des Arbeitgebers (Leiharbeit/Be-
schäftigung außerhalb der Zeitarbeitsbranche), 
der Lage der Arbeitszeit (Schicht-, Nacht-, Wo-
chenendarbeit, flexible Arbeitszeitregelungen) 
und im Erwerbsstatus (abhängige oder selbständi-
ge Tätigkeit). Verschiedenartigkeit resultiert aber 
auch aus unterschiedlichen qualitativen Ausprä-
gungen ein und derselben Erwerbsform. Wichti-
ge Aspekte für die Qualität sind etwa Beschäf-
tigungssicherheit, Einkommenssicherheit und 
sozialer Schutz. Dabei ist die Qualität einzelner 
Erwerbsformen nicht immer eindeutig zu bestim-
men. So kann Teilzeitarbeit sowohl erwünscht als 
auch unfreiwillig sein. Ein unbefristetes Beschäfti-
gungsverhältnis kann durch die Kündigungsmög-
lichkeit in bestimmten Konstellationen unsicherer 
sein als befristete Beschäftigung, die teilweise als 
verlängerte Probezeit fungiert. Schließlich muss 
eine unbefristete Beschäftigung nicht zwangsläu-
fig die materielle Existenz sichern, da sie schlecht 
bezahlt sein kann.2 
2 Wingerter (2009) sowie das Statistische Bundesamt 




Die gesamte Heterogenität der Erwerbsarbeit lässt 
sich also nicht ohne Weiteres in eine einheitliche 
Systematik bringen. Um die quantitative Bedeutung 
verschiedener Erwerbsformen zu ermitteln, kom-
men im Folgenden zwei unterschiedliche Konzepte 
zur Anwendung. Das Personenkonzept stellt darauf 
ab, wie viele Personen eine bestimmte Erwerbsform 
ausüben. Dabei kann man zwischen den Katego-
rien der Standarderwerbsformen, der atypischen Er-
werbsformen und der Sonderformen der Erwerbs-
arbeit unterscheiden, wobei letztere aufgrund ihres 
Zwecks (z. B. Ausbildung, Wehr- oder Zivildienst) 
einen sehr spezifischen Charakter haben. Alterna-
tiv kann untersucht werden, welchen Anteil am 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen eine be-
stimmte Erwerbsform hat (Volumenkonzept). Einen 
Überblick zu den entsprechenden Kategorien bietet 
Tabelle A5.
Die Abgrenzung der Erwerbskategorien kann je nach 
Untersuchungsgegenstand unterschiedlich vor ge-
nommen werden. Möchte man den Wandel der Er-
werbslandschaft möglichst breit analysieren, ist 
es zweckmäßig, auch Selbständige einzubeziehen. 
Dies geschieht in Abschnitt 2.4.2, indem Arbeitge-
ber bei den Standarderwerbsformen und Ein-Perso-
nen-Selbständige zu den atypischen Erwerbsformen 
gezählt werden. Da man sich bei der Darstellung 
auf der Personenebene bewegt, werden Nebenbe-
schäftigungen nicht berücksichtigt – denn diese 
Per sonen werden bereits mit ihrer Hauptbeschäf-
tigung erfasst. Analysiert man dagegen die Ent-
wicklung der Erwerbsformen mit Blick auf das Ar-
beitsvolumen, ist die abhängige Beschäftigung die 
relevante Bezugsgröße und Nebenjobs fließen in die 
Berechnungen ein (vgl. Abschnitt 2.4.3). Bei der Be-
trachtung des Arbeitsvolumens werden außerdem 
die Sonder formen der Beschäftigung (Auszubil-
dende, Zeit- und Berufssoldaten sowie Wehr- und 
Zivildienst leistende) den beiden Hauptkategorien 
Normalarbeitsverhältnisse bzw. den atypischen Er-
werbsformen3 zugeordnet.
3 Das Begriffspaar Normalarbeitsverhältnis und atypi-
sche Beschäftigung hat sich in der politischen und 
wissenschaftlichen Diskussion durchgesetzt. Es wird 
daher auch hier benutzt, ohne dass hiermit eine nor-
mative Wertung verbunden ist.
Tabelle A5
Abgrenzung der Erwerbsformen
Personenkonzept (siehe Abschnitt 2.4.2) Arbeitsvolumenkonzept (siehe Abschnitt 2.4.3)
Basis: Erwerbstätige Basis: Beschäftigte Arbeitnehmer 
Standarderwerbsformen
 O Selbständige Arbeitgeber
 O Unbefristete Beschäftigungsverhältnisse in Vollzeit außerhalb  
der Zeitarbeitsbranche
Normalarbeitsverhältnisse
 O Unbefristete Beschäftigungsverhältnisse in Vollzeit außerhalb  
der Zeitarbeitsbranche
Atypische Erwerbsformen
 O Teilzeitbeschäftigte < 31 Stunden (ohne geringfügige Beschäftigung,  
mit Leiharbeitnehmern und befristeten Teilzeitkräften)
 O Geringfügig Beschäftigte




 O Teilzeitbeschäftigte < 20 Stunden (ohne geringfügige Beschäftigung,  
mit Leiharbeitnehmern und befristeten Teilzeitkräften)
 O Geringfügig Beschäftigte
 O Befristet Beschäftigte
 O Leiharbeitnehmer
 O Personen mit Nebentätigkeit
Sonderformen der Erwerbsarbeit*
 O Auszubildende
 O Mithelfende Familienangehörige
 O Zeit- und Berufssoldaten, Wehr- und Zivildienstleistende,  
Personen ohne Angaben zur Fristigkeit des Arbeitsvertrags
* Weitere Sonderformen wie Praktika oder geförderte Beschäftigungsverhältnisse wie Arbeitsgelegenheiten werden hier nicht betrachtet.
Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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Es gibt zudem keinen einheitlichen Standard, um 
die auch in sich heterogenen Kategorien abzugren-
zen. Stattdessen liegen unterschiedliche Konzepte 
vor, auf welcher Datenbasis geringfügige Beschäf-
tigung gezählt wird oder wie man Teilzeit- von 
Vollzeitbeschäftigung abgrenzt. So verwendet der 
Sachverständigenrat (2009) eine wöchentliche Ar-
beitszeit von 31 Stunden als Grenze zwischen Voll- 
und Teilzeit, während das Statistische Bundes-
amt (Wingerter 2009) das Normalarbeitsverhältnis 
weiter definiert und abhängige Beschäftigung ab 
21 Stunden nicht mehr als atypisch ansieht. Die 
Analyse der Kategorien im Personenkonzept folgt 
der breiteren Definition von Teilzeitbeschäftigung, 
die Analyse des Arbeitsvolumens der engeren Ab-
grenzung.
Unabhängig davon, wie man die Erwerbsfor-
men abgrenzt, die Tendenz ist eindeutig: Vollzeit-
beschäftigung hat in den vergangenen zwanzig 
Jahren abgenommen. Die Teilzeitbeschäftigung 
breitete sich dagegen immer mehr aus. Zudem ver-
änderten sich auch die Binnenstrukturen von Voll-
zeit- und Teilzeitbeschäftigung. So nahm der An-
teil der Leiharbeiter an den Vollzeitbeschäftigten 
zu und unter den Teilzeitbeschäftigten übten im-
mer mehr eine geringfügige Tätigkeit mit wenigen 
Wochenstunden aus. Des Weiteren ist eine sprung-
hafte Zunahme von Beschäftigten mit Nebentätig-
keiten zu beobachten. Auch sind immer mehr Ar-
beitsverhältnisse befristet. In Kopfzahlen gemessen 
sind diese Phänomene inzwischen beträchtlich. Sie 
deuten auf eine veränderte Qualität der Beschäfti-
gung hin. Nachfolgend wird die quantitative Ent-
wicklung der Erwerbsformen im Zeitverlauf sowohl 
nach dem Personenkonzept (Abschnitt 2.4.2) als 
auch nach dem Volumenkonzept (Abschnitt 2.4.3) 
skizziert.
2.4.2 Personenkonzept:  
Entwicklung der Erwerbsformen
Im Folgenden wird die Entwicklung der Erwerbs-
formen für die Jahre 1991 bis 2009 nach dem Per-
sonenkonzept aus Tabelle A5 nachgezeichnet.4 Wir 
beziehen uns dabei auf die Grundgesamtheit der Er-
werbstätigen und analysieren auch die Veränderun-
gen für unterschiedliche Strukturmerkmale.
Zur Entwicklung der Erwerbsformen  
über die Zeit
Die Zahl der Beschäftigten in Standarderwerbsfor-
men, die in der Tendenz ein relativ hohes Maß an 
Einkommens- und Beschäftigungssicherheit sowie 
an sozialer Absicherung bieten, ist zwischen 1991 
und 2009 um gut 16 Prozent oder knapp 4,4 Mio. 
zurückgegangen (vgl. Tabelle A6). Davon entfie-
len fast 13 Prozentpunkte auf den Zeitraum von 
1991 bis 1999. Seit 1999 verlangsamte sich also 
der Rückgang – zwischen 2005 und 2009 war sogar 
wieder ein absoluter Anstieg der Standarderwerbs-
formen um etwa eine Million auf rund 22,6 Mio. zu 
verzeichnen. Anders stellt sich die Situation bei den 
atypischen Erwerbsformen dar, die im Gesamtzeit-
raum um 78 Prozent von 7,8 auf 13,9 Mio. zulegten. 
Der größere Teil des Zuwachses bei den a typischen 
Erwerbsformen vollzog sich nach 1999. Atypische 
Erwerbsformen gewannen also besonders im zwei-
ten Teil des Betrachtungszeitraums an Bedeutung. 
In der hier gewählten Abgrenzung entfallen gut 
zwei Drittel der atypischen Erwerbsformen auf Teil-
zeitbeschäftigung  – knapp ein Viertel sind gering-
fügig beschäftigt, 42 Prozent arbeiten in Teilzeit 
unter 32 Wochenstunden. In diesen Segmenten sind 
von 1991 bis 2009 auch die höchsten Zuwächse zu 
4 Datenbasis ist der Mikrozensus des Statistischen Bun-
desamtes. Ein Nachteil des Mikrozensus besteht in der 
starken Untererfassung der geringfügigen Beschäfti-
gung, wodurch die in Tabelle A5 enthaltene Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen sowie der hier dargestellte 
Wandel der Erwerbsformen noch unterschätzt wer-
den. Um die Zeitarbeit in die Betrachtung einzube-
ziehen, werden zudem Daten aus der Arbeitnehmer-




beobachten. Knapp drei Viertel des Anstiegs in die-
sem Zeitraum entfallen auf Teilzeitbeschäftigung 
(31 %) und Mini-Jobs (43 %). 
Bezogen auf die Erwerbstätigen insgesamt sank der 
Anteil der Standarderwerbsformen von 72 Prozent 
im Jahr 1991 über 64,2 Prozent im Jahr 1999 auf 
58,4 Prozent im Jahr 2009, wohingegen der Anteil 
der atypisch Beschäftigten kontinuierlich von gut ei-
nem Fünftel auf mehr als ein Drittel zulegte. 
Die Zahl der in Sondererwerbsformen Beschäftig-
ten lag über den gesamten Zeitraum im Bereich 
zwischen 2 und 3 Mio. Personen. Insgesamt ist eher 
Tabelle A6 
Erwerbsformen nach Kategorien in den Jahren 1991, 1999 und 2009
Personen (in Tausend) Anteil an den Erwerbstätigen (in %)
1991 1999 2009 1991 1999 2009
Standarderwerbsformen1) 26.957 23.367 22.577 72,0 64,2 58,4
Atypische Erwerbsformen2) 7.767 10.491 13.884 20,7 28,8 35,9
Sonderformen der Erwerbsarbeit3) 2.721 2.544 2.201 7,3 7,0 5,7
Erwerbstätige insgesamt 37.445 36.402 38.662 100 100 100
1)  Standarderwerbsformen schließen selbständige Arbeitgeber (ohne Ein-Personen-Selbständige und mithelfende Familienangehörige) sowie unbefristete Beschäftigung mit einer 
Arbeitszeit von mehr als 31 Stunden in der Woche ein.
2)  Atypische Erwerbsformen schließen ein: Teilzeit (31 Stunden und weniger), geringfügige Beschäftigung, befristete Beschäftigung, Leiharbeitnehmer (mehr als 31 Stunden) und 
Ein-Personen-Selbständige. Der Anteil der teilzeitbeschäftigten Leiharbeitnehmer musste für 1991 bis 1996 geschätzt werden. Als Wert wurden 2 Prozent unterstellt. Der Anteil der 
befristet beschäftigten Leiharbeitnehmer wurde ebenfalls geschätzt. Nach Branchenangaben wurde für den Zeitraum von 1991 bis 2003 ein Anteil von 25 Prozent und ab 2004 ein 
Anteil von 33,3 Prozent unterstellt.
3)  Sonderformen der Erwerbsarbeit schließen ein: Auszubildende, mithelfende Familienangehörige, Soldaten, Wehr- und Zivildienstleistende sowie Sonstige (ohne Angabe zur Fristig-
keit ihres Beschäftigungsverhältnisses).
Quelle: Statistisches Bundesamt (Sonderauswertungen aus dem Mikrozensus 2011), Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.
Abbildung A10 
Entwicklung der Erwerbsformen in Deutschland für Frauen und Männer, in Tausend, 1991 bis 2009
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  Standarderwerbsformen (Frauen)   Atypische Erwerbsformen (Frauen)   Sondererwerbsformen (Frauen)
  Standarderwerbsformen (Männer)   Atypische Erwerbsformen (Männer)   Sondererwerbsformen (Männer)
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eine Abnahme zu beobachten, die vor allem durch 
die rückläufigen Zahlen bei mithelfenden Familien-
angehörigen sowie beim Zivildienst und der Bun-
deswehr zu erklären ist. Dagegen lag die Zahl der 
Auszubildenden im Jahr 2009 mit 1,64 Mio. um 
rund 400.000 über dem Wert von 1991. 
Frauen sind vom Wandel der Erwerbsformen wesent-
lich stärker betroffen als Männer. Zwar waren Frau-
en in der Kategorie der atypischen Erwerbsformen 
schon immer stärker vertreten, inzwischen ist eine 
atypische Beschäftigung für Frauen der Normalfall. 
Dabei spielt neben der gestiegenen Erwerbsbeteili-
gung von Frauen ihr hoher Anteil in der Teilzeit so-
wie in Mini-Jobs eine große Rolle.5 Der Anteil der 
erwerbstätigen Frauen in Standarderwerbsformen 
ging von 57,6 Prozent im Jahr 1991 auf 42,6 Pro-
zent im Jahr 2009 zurück. Bei den Männern war der 
Rückgang von 82,2 Prozent auf 71,7 Prozent schwä-
cher und die Standardbeschäftigung befindet sich 
noch immer auf einem deutlich höheren Niveau. Bei 
Männern und Frauen ging die Zahl der Personen in 
Standarderwerbsformen jeweils um etwa 16 Pro-
zent zurück. Dagegen fiel der Anstieg der atypi-
schen Erwerbsformen bei den Männern mit 95 Pro-
zent stärker aus als bei den Frauen mit 71 Prozent 
– allerdings ausgehend von einem deutlich niedri-
geren Niveau (vgl. Abbildung A10).
Verteilung der Erwerbsformen nach Alter, 
Qualifikation und Sektoren6
Im Jahr 2009 unterschieden sich die Anteile der 
Personen in den atypischen Erwerbsformen nicht 
wesentlich zwischen den Altersgruppen (vgl. Ab-
bildung A11). Differenziert man jedoch zwischen 
verschiedenen Formen atypischer Beschäftigung, 
zeigen sich sehr wohl markante Unterschiede: 
Während Selbständige in der Gruppe der älteren 
Erwerbstätigen (50 bis 64 Jahre) überproportional 
5 Allerdings sind Männer bei den Ein-Personen-Selb-
ständigen und der Leiharbeit überrepräsentiert.
6 Die Analyse beschränkt sich auf die Hauptkategorien 
der Standarderwerbsformen und der atypischen Be-
schäftigung.
vertreten sind, sind die Jüngeren (15 bis 24 Jahre) 
bei der befristeten Beschäftigung und der Zeitar-
beit überrepräsentiert. Bei der geringfügigen Be-
schäftigung sind sowohl Jüngere als auch Ältere 
überdurchschnittlich vertreten, was mit der beson-
deren Rolle dieser Erwerbsform für Schüler/Stu-
denten und Rentner zusammenhängt (siehe Fertig/
Kluve 2006). Die atypischen Erwerbsformen haben 
bei keiner anderen Altersgruppe so stark zugelegt 
wie bei den Jüngeren. Hier hat sich der Anteil der 
atypischen Erwerbsformen verdreifacht. Im Jahr 
2009 war jeder dritte Erwerbstätige zwischen 15 
und 24 Jahren atypisch beschäftigt.7
Personen mit beruflichem und akademischem Ab-
schluss sind mehr als doppelt so häufig in Standard-
erwerbsformen tätig wie Personen ohne Ausbildung 
(vgl. Abbildung A11). Dagegen waren im Jahr 2009 
32,4 Prozent der Akademiker atypisch beschäftigt, 
von den Erwerbstätigen ohne Ausbildung 44,8 Pro-
zent. Die letztgenannte Gruppe weist auch den mit 
Abstand stärksten Anstieg bei atypischen Erwerbs-
formen seit 1991 auf. Mit Blick auf einzelne Sparten 
zeigt sich wiederum ein differenziertes Bild: Akade-
miker sind bei den Selbständigen überrepräsentiert. 
Personen ohne Ausbildung, aber auch Akademiker 
sind in stärkerem Maße befristet beschäftigt als Per-
sonen mit einem beruflichen Abschluss. Bei der ge-
ringfügigen Beschäftigung und den mithelfenden 
Familienangehörigen sind Personen ohne Ausbil-
dung stärker vertreten.
Schließlich finden sich auch sektorale Unterschie-
de bei der Verteilung der Erwerbsformen (vgl. Ab-
bildung A11). Der Anteil der Standarderwerbsformen 
ist im stärker tarifgebundenen sekundären Sektor 
(Produzierender Sektor) der Wirtschaft am höchsten. 
Atypische Erwerbsformen finden sich am häufigs-
ten im tertiären Sektor (Dienstleistungssektor) – und 
zwar insbesondere geringfügige Beschäftigung, Teil-
7 Bei den Jüngeren spielen die hier nicht betrachteten 
Sonderformen der Erwerbsarbeit, vor allem Ausbil-




Standarderwerbsformen und atypische Erwerbsformen nach Strukturmerkmalen, 2009
Anmerkung: Die zu 100 fehlenden Prozentwerte entfallen auf die hier nicht betrachteten Sonderformen der Erwerbsarbeit (siehe Tabelle A5).
1)  Standarderwerbsformen schließen Selbständige Arbeitgeber (ohne Ein-Personen-Selbständige und mithelfende Familienangehörige) sowie unbefristete Beschäftigungsverhältnisse 
mit einer Arbeitszeit von mehr als 31 Stunden in der Woche ein.
2)  Atypische Erwerbsformen schließen ein: Teilzeit (31 Stunden und weniger), geringfügige Beschäftigung, befristete Beschäftigung, Leiharbeitnehmer (mehr als 31 Stunden) und Ein-
Personen-Selbständige.
3)  Standarderwerbsformen schließen Selbständige Arbeitgeber (ohne Ein-Personen-Selbständige und mithelfende Familienangehörige) sowie unbefristete Beschäftigungsverhältnisse 
mit einer Arbeitszeit von mehr als 31 Stunden in der Woche (außerhalb der Zeitarbeit) ein. Die Beschäftigung in der Zeitarbeitsbranche lässt sich sektoral nicht zuordnen, weil Infor-
mationen zu den Entleihbetrieben im Mikrozensus fehlen.
4)  Atypische Erwerbsformen schließen ein: Teilzeit (31 Stunden und weniger), geringfügige Beschäftigung, befristete Beschäftigung und Ein-Personen-Selbständige.
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Standarderwerbsformen1) und atypische Erwerbsformen2) nach Alter, 2009
– jeweils in Prozent – 





Standarderwerbsformen1) und atypische Erwerbsformen2) nach Qualiﬁkation, 2009
– jeweils in Prozent – 





Standarderwerbsformen3) und atypische Erwerbsformen4) nach Wirtschaftssektoren, 2009
– jeweils in Prozent – 



























Entwicklung und Perspektiven des deutschen Arbeitsmarktes
zeitbeschäftigung und befristete Beschäftigung. Im 
primären Sektor (Land-, Forstwirtschaft und Fische-
rei) sind Sonderformen der Erwerbsarbeit stark ver-
treten. Dies betrifft in erster Linie Selbständige und 
mithelfende Familienangehörige. 
Mögliche Ursachen des Wandels
Analysen auf Basis des Personenkonzepts zeigen, 
dass es für den Wandel der Erwerbsformen keine 
monokausale Erklärung gibt. Von Bedeutung sind 
strukturelle Veränderungen der Erwerbsarbeit, der 
Arbeitsmarktinstitutionen und das Zusammenspiel 
von Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage. Die Zu-
nahme atypischer Erwerbsformen könnte zunächst 
damit zusammenhängen, dass sowohl die Erwerbs-
neigung der Frauen als auch der tertiäre Sektor 
wachsen. Untersuchungen zum Erklärungsgehalt 
des sektoralen Wandels oder der zunehmenden 
Frauenerwerbstätigkeit für die Entwicklung der Er-
werbsformen zeigen jedoch, dass Veränderungen 
innerhalb von Sektoren bzw. Beschäftigtengruppen 
weit bedeutender sind als Veränderungen zwischen 
Sektoren und Beschäftigtengruppen (Arlt/Dietz/
Walwei 2009; Klinger/Wolf 2011).8 Die Dominanz 
dieses Effekts gilt auch für fast alle spezifischen Er-
werbsformen. Lediglich beim Zuwachs der Teilzeit-
beschäftigung zeigt sich ein Einfluss der hier stär-
ker ausgeprägten Frauenerwerbstätigkeit (ein gutes 
Fünftel) und des sektoralen Strukturwandels (ein 
knappes Drittel).9
8 Die Ergebnisse basieren auf sogenannten Shift-share-
Analysen. Dabei werden die Anteilsveränderungen 
(hier mit Blick auf die Erwerbsformen) in unterschied-
liche Komponenten zerlegt. Der Struktureffekt gibt 
den Anteil an, der der Veränderung der Beschäfti-
gungsstruktur (z. B. nach Sektoren oder Geschlecht) 
zuzurechnen ist. Der Diffusions- oder Verhaltenseffekt 
zeigt den Anteil, der über alle Subgruppen hinweg 
wirksam ist, und kann mit veränderten Präferenzen, 
Marktbedingungen oder auch institutionellen Anpas-
sungen zusammenhängen.
9 Analysen zu den Veränderungen nach Qualifikation 
und nach Alter bestätigen ebenfalls, dass Verhaltens-
änderungen über die Qualifikations- und Altersgrup-
pen hinweg den Erwerbsformenwandel getrieben 
haben.
Das Verhalten der Wirtschaftssubjekte und ihre Wahl 
der einen oder anderen Erwerbsform werden nicht 
zuletzt durch die Ausgestaltung von Institutionen 
beeinflusst. So begünstigen hohe Sozialversiche-
rungsbeiträge Erwerbsformen wie die geringfügige 
Beschäftigung oder die Selbständigkeit, die solchen 
Abgaben nicht (voll) unterliegen. Mit Blick auf die 
temporären Erwerbsformen spielt das in den letz-
ten beiden Dekaden liberalisierte Befristungsrecht 
bei einem nahezu unveränderten Kündigungsschutz 
eine wichtige Rolle. Gleiches gilt für die kontinu-
ierliche Erleichterung der Zeitarbeit, deren große 
Reform im Jahr 2004 zur starken Expansion dieser 
Erwerbsform beigetragen hat. Ferner dürften die 
aktive Arbeitsmarktpolitik beispielsweise in Form 
von befristet gewährten Arbeitsgelegenheiten, die 
Mini-Jobs begünstigenden Hinzuverdienstregelun-
gen bei Vorruhestand und Grundsicherungsbezug, 
das Ehegattensplitting, die Begünstigung gering-
fügiger Beschäftigung bei den Sozialabgaben sowie 
die Verfügbarkeit von Kinder- und Altenbetreuung 
eine besondere Rolle für die Entwicklung der Er-
werbsformen spielen. Zudem ist anzunehmen, dass 
die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit zu einer stei-
genden Konzessionsbereitschaft der Arbeitslosen 
geführt hat, auch über atypische Erwerbsformen 
zurück in den Arbeitsmarkt zu finden. Die jüngs-
ten Arbeitsmarktreformen mit einer weniger groß-
zügigen Arbeitslosenunterstützung und verschärf-
ten Zumutbarkeitsregeln mit Blick auf Qualifikation 
und frühere Tätigkeiten dürften diesen Effekt noch 
verstärkt haben (Kettner/Rebien 2007).
Schließlich ist das Zusammenspiel von Arbeitsnach-
frage und Arbeitsangebot ein weiterer möglicher 
Treiber des Erwerbsformenwandels. Dabei kommt 
der Globalisierung auf der Seite der Arbeitsnach-
frage eine wohl eher geringe Bedeutung zu, weil 
die exportorientierte Wirtschaft abgesehen von der 
Zeitarbeit eher auf Standarderwerbsformen setzt 
und – wie zuletzt in der Wirtschaftskrise – auf un-
terschiedliche Formen der Arbeitszeitflexibilisierung 
als funktionale Äquivalente zu atypischen Erwerbs-
formen. Atypische Erwerbsformen sind also eher in 
den weniger exportorientierten Branchen von Be-
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deutung und damit vorwiegend in Dienstleistungs-
betrieben mit spezifischem Personal- und Flexibili-
tätsbedarf. Auf der Seite des Arbeitsangebots spielt 
außerdem eine Rolle, dass mit der wachsenden Er-
werbsneigung von Frauen auch die Erwerbswün-
sche (z. B. hinsichtlich der Arbeitszeiten) heteroge-
ner werden.
2.4.3 Volumenkonzept:  
Umfang der atypischen Beschäftigung
Im folgenden Abschnitt wird dargestellt, welchen 
Anteil die atypische Beschäftigung am gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsvolumen einnimmt.10 Als For-
men der atypischen Beschäftigung werden hier 
aus schließlich geringfügige Beschäftigung, traditio-
nelle Teilzeitbeschäftigung11 unter 20 Stunden, Ne-
benbeschäftigungen, Befristungen und Leiharbeit 
betrachtet. Dabei werden jeweils auch die Über-
schneidungen zwischen den einzelnen Erwerbsfor-
men berücksichtigt.
Abbildung A12 weist die Entwicklung der atypischen 
Beschäftigung einmal als Anteil an allen beschäftig-
ten Arbeitnehmern, einmal als Anteil am gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitsvolumen aus. Die zahlenmä-
ßig größte Gruppe unter den atypisch Beschäftigten 
bilden die geringfügig Beschäftigten. Deren Zahl 
10 Hierzu werden neben dem Mikrozensus und der 
ANÜSTAT auch Eckdaten aus der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung (VGR) hinzugezogen, da sich 
auf dieser Basis das gesamtwirtschaftliche Ausmaß 
der atypischen Beschäftigung besser abschätzen 
lässt. Denn neben den Personenzahlen kann zusätz-
lich die Arbeitszeit der Beschäftigtengruppen in den 
jeweiligen Erwerbsformen einbezogen und ihr geleis-
tetes Arbeitsvolumen zu dem der anderen Beschäf-
tigtengruppen ins Verhältnis gesetzt werden. Diese 
Eckgrößen sind zum einen die beschäftigten Arbeit-
nehmer aus der Erwerbstätigenrechnung, die u. a. 
auch die geringfügig Beschäftigten in ihrem vollen 
Ausmaß erfassen. Zum anderen gehen die Arbeitsvo-
lumendaten aus der IAB-Arbeitszeitrechnung in die 
Berechnungen ein, die in die VGR integriert ist.
11 Die traditionelle bzw. reguläre Teilzeitbeschäftigung 
setzt sich zusammen aus der sozialversicherungs-
pflichtigen Teilzeit sowie Beamten in Teilzeitarbeit. 
hat zwischen 1996 und 2008 um 73 Prozent zuge-
nommen, insbesondere nach 2003 im Gefolge der 
Hartz-II-Reformen (Wanger 2011). So stieg ihr An-
teil an allen Beschäftigten von 10 Prozent (1996) 
auf 16 Prozent im Jahr 2008 (vgl. Abbildung A12). 
Ebenfalls in dieser Größenordnung bewegt sich die 
Zahl der befristet Beschäftigten. Ihr Anteil lag 2008 
bei 15 Prozent12 – das sind drei Prozentpunkte mehr 
als noch 1996. Bei den Neueinstellungen beträgt der 
Befristungsanteil inzwischen rund 50 Prozent (Ho-
hendanner 2010). Die Zahl der Personen mit Neben-
beschäftigungen hat sich im Beobachtungszeitraum 
nahezu verdoppelt, ihr Anteil an der Gesamtbeschäf-
tigung betrug zuletzt 7 Prozent. Auch dazu haben 
die Neuregelungen im zweiten Hartz-Gesetz aus 
dem Jahr 2003, mit der Möglichkeit einen Mini-Job 
als Nebentätigkeit auszuüben, maßgeblich beigetra-
gen. Zwar hat die reguläre Teilzeitbeschäftigung im 
Bereich bis 20 Wochenstunden ebenfalls zugenom-
men – ihr Anteil an allen beschäftigten Arbeitneh-
mern liegt jedoch nur bei 4 Prozent. Dagegen ist die 
Zahl der Beschäftigten mit einer Teilzeitbeschäfti-
gung über 20 Wochenstunden dreimal so groß. Auch 
die Beschäftigtenzahlen in der Zeitarbeitsbranche 
sind kräftig gestiegen, sie haben sich zwischen 1996 
und 2008 mehr als verdreifacht; allerdings liegt ihr 
Anteil dennoch nur bei 2 Prozent. 
Die einzelnen Anteile der atypischen Erwerbsfor-
men dürfen jedoch nicht zu einem „Gesamtanteil 
atypisch Beschäftigter“ aufaddiert werden, da sich 
verschiedene Formen überschneiden. So sind ge-
ringfügig Beschäftigte und Leiharbeiter oft auch 
befristet, und neben einer Teilzeittätigkeit mit we-
nig Stunden oder auch einer befristeten Stelle wird 
häufig eine Nebenbeschäftigung ausgeübt. Berück-
12 Das Statistische Bundesamt gibt auf Basis des Mikro-
zensus nur einen Anteil befristet Beschäftigter an al-
len abhängig Beschäftigten von 7,9 Prozent für das 
Jahr 2008 an. Das liegt insbesondere an den gering-
fügig Beschäftigten, die einen hohen Befristungsan-
teil aufweisen (2008: 17,4 %), im Mikrozensus aller-
dings deutlich untererfasst sind (Anteil an abhängig 
Beschäftigten für 2008: Mikrozensus 7,4 %; VGR 
16,4 %). 
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sichtigt man solche Überschneidungen, dann zeigt 
sich, dass der Anteil der atypischen Beschäftigten 
an allen beschäftigten Arbeitnehmern seit Mitte 
der 1990er Jahre von 27 auf 39 Prozent angestie-
gen ist. Anders ausgedrückt: Im Jahr 2008 standen 
61 Prozent der Beschäftigten in einem sogenann-
ten Normalarbeitsverhältnis, 1996 waren es noch 
73 Prozent. 
Da ein Großteil der atypischen Erwerbsformen Be-
schäftigungsverhältnisse mit kurzen Arbeitszeiten 
betrifft, ist ihr Anteil am Arbeitsvolumen deutlich 
geringer als ihr Beschäftigtenanteil. Erst die Ar-
beitsvolumina machen die tatsächliche Bedeutung 
der atypischen Beschäftigung für die volkswirt-
schaftliche Produktion von Gütern und Diensten 
sichtbar (vgl. Abbildung A12).
So liegt trotz der hohen und kräftig zunehmenden 
Zahl von geringfügig Beschäftigten der Arbeitsvo-
lumenanteil dieser Erwerbsform weit niedriger und 
stieg im Untersuchungszeitraum nur um vier Pro-
zentpunkte auf 7 Prozent an. Ursächlich hierfür 
ist die geringe Arbeitszeit in Mini-Jobs, die sich im 
Schnitt auf etwa ein Drittel einer Vollzeittätigkeit 
beläuft. Auch bei der regulären Teilzeitbeschäfti-
gung unter 20 Stunden sowie bei den Nebenbe-
schäftigungen entwickelten sich die Arbeitsvolu-
menanteile aufgrund der niedrigen Arbeitszeit in 
beiden Erwerbsformen schwächer als die Beschäf-
tigtenanteile. So liegt die durchschnittliche Ar-
beitszeit bei den Teilzeitbeschäftigten mit weni-
ger als 20 Wochenstunden bei einem Viertel von 
Vollzeit, bei den Nebenbeschäftigungen bei einem 
Sechstel. Entsprechend niedrig sind die jeweiligen 
Anteile am Arbeitsvolumen (1 bzw. 2 %). Bei den 
Befristungen ebenso wie bei der Leiharbeit ent-
spricht der Anteil an der Beschäftigung nahezu den 
Anteilen am Arbeitsvolumen, da die durchschnitt-
lichen Arbeitszeiten hier fast mit den Arbeitszeiten 
aller Beschäftigten übereinstimmen.
Abbildung A12 
Anteile atypischer Beschäftigungsformen an allen beschäftigten Arbeitnehmern und am gesamtwirtschaftlichen  
Arbeitsvolume, 1996 bis 2008
Anmerkungen: Die verschiedenen Formen der atypischen Beschäftigung überschneiden sich, deshalb dürfen die einzelnen Anteile nicht zu einem „Gesamtanteil“ aufaddiert werden.
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Insgesamt beträgt die Arbeitszeit im Schnitt der 
hier betrachteten atypischen Beschäftigungsfor-
men nur zwei Drittel der Arbeitszeit aller abhän-
gig Beschäftigten. Ihr Anteil am gesamtwirtschaft-
lichen Arbeitsvolumen lag deshalb im Jahr 2008 mit 
24 Prozent erheblich niedriger als ihr Anteil an der 
Beschäftigtenzahl. Seit dem Jahr 1996 ist der Vo-
lumenanteil um sechs Prozentpunkte gestiegen, 
aber nur halb so stark wie der Beschäftigtenanteil 
(+12 Prozentpunkte). Damit hat sich die Lücke zwi-
schen Beschäftigten- und Arbeitsvolumenanteil der 
atypischen Beschäftigung zwischen 1996 und 2008 
von 9 auf 15 Prozentpunkte vergrößert.
2.4.4 Atypische Beschäftigung:  
nicht per se von schlechter „Qualität“
Seit Anfang der 1990er Jahre hat sich die Erwerbs-
arbeit stark verändert. Standarderwerbsformen ha-
ben relativ und absolut an Bedeutung verloren, 
atypische Erwerbsformen kräftig zugelegt. Letz-
tere konzentrieren sich vor allem wegen der ho-
hen Teilzeitbeschäftigung auf Frauen und sind im 
tertiären Sektor besonders stark verbreitet. Perso-
nen ohne Ausbildung finden sich relativ häufiger 
in atypischer Beschäftigung als Personen mit einem 
Abschluss.
Auf Basis von Arbeitszeitvolumina fallen der Anteil 
und der Zuwachs der atypischen Erwerbsformen er-
heblich geringer aus als es Betrachtungen auf Ba-
sis der Beschäftigtenzahlen vermuten lassen. Die 
Hauptursachen für diese Entwicklung sind die Zu-
nahmen bei geringfügigen Beschäftigungen und 
Nebenjobs. 
Eine Bewertung des Wandels der Erwerbsformen 
wird erschwert durch deren Heterogenität. So bie-
tet die Zugehörigkeit von Beschäftigungsverhält-
nissen zu einer der hier gewählten Erwerbskate-
gorien nicht genügend Informationen, um deren 
„Qualität“ abschließend bewerten zu können. Atypi-
sche Beschäftigungsverhältnisse sind nicht automa-
tisch prekär, also mit niedrigen Löhnen, einer hohen 
Arbeitsplatz unsicherheit, geringen Entwicklungs-
perspektiven und unerfüllten Arbeitszeitwünschen 
verbunden. Andererseits können auch Normalar-
beitsverhältnisse solche unerwünschten Eigen-
schaften aufweisen.
Die dargestellten Trends werfen daher zahlreiche 
Fragen auf, die auch für die Wissenschaft nicht 
leicht zu beantworten sind: In welchem Maße hat 
die Zunahme atypischer Erwerbsformen den Ar-
beitsmarkt insgesamt aufnahmefähiger gemacht? 
Gibt es Hinweise auf Substitution oder Komple-
mentarität zwischen Standarderwerbsformen und 
atypischen Erwerbsformen? Hat der Wandel der 
Erwerbsformen den Zugang zum Arbeitsmarkt er-
leichtert oder gar erschwert? Sind atypische Er-
werbsformen eine Brücke in den Arbeitsmarkt oder 
fördern sie Drehtüreffekte zwischen Arbeitslosig-
keit und Beschäftigung? Ist atypische Beschäfti-
gung in jedem Fall Arbeitslosigkeit vorzuziehen? 
Fördern oder hemmen die atypischen Erwerbsfor-
men die Statusmobilität am Arbeitsmarkt? Sol-
chen Fragen geht das Kapitel C in diesem Hand-
buch nach.
Die weitere Entwicklung der Erwerbslandschaft 
hängt unter anderem davon ab, wie die relevanten 
Arbeitsmarktinstitutionen künftig ausgestaltet wer-
den und ob es gelingt, Übergänge zwischen atypi-
schen Erwerbsformen und Standarderwerbsformen 
zu schaffen. Zudem bleibt abzuwarten, wie sich 
das schrumpfende Erwerbspersonenpotenzial und 
die weiter steigenden Qualifikationsanforderun-
gen der Betriebe auf die Entwicklung der Erwerbs-
formen auswirken. So könnte die Rekrutierung von 
qualifizierten Arbeitskräften über Befristungen oder 
Zeitarbeit künftig schwieriger werden. Auch sind 
vermehrt Übergänge aus Teilzeit in Vollzeitbeschäf-
tigung denkbar, um Arbeitszeitreserven zu mobilisie-
ren. Da sich die Arbeitsmarktsituation für Personen 
mit geringer formaler Qualifikation auch künftig 
nicht substanziell verbessern dürfte, könnten atypi-
sche Erwerbsformen gerade in diesem Segment noch 
stärker als bisher zur Normalität werden. Was die zu-
künftige Entwicklung der Erwerbsformen angeht, 
sollte man sich daher nicht auf Prognosen auf Ba-
sis von einfachen Trendfortschreibungen verlassen.
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3 Die Reaktion des Arbeitsmarktes 
auf die Wirtschaftskrise 2008/09: 
Ursachen und Schlussfolgerungen
Als die internationale Finanz- und Wirtschafts-
krise Deutschland traf, befürchtete man zunächst 
einen starken Beschäftigungseinbruch. Nach den 
Erfahrungen mit früheren Konjunkturzyklen wäre 
bei einem Einbruch des Bruttoinlandsprodukts 
um 5 Prozent ein Rückgang der Beschäftigung 
um 1,5 Mio. Personen zu erwarten gewesen (Möl-
ler 2009). Nichts dergleichen geschah. Die typi-
schen zyklischen Muster des Arbeitsmarktes wur-
den erstmals durchbrochen. Die Palette möglicher 
Ursachen ist vielfältig. Sie reicht von der Entschei-
dung der Bundesregierung, Konjunkturprogram-
me aufzulegen oder die Kurzarbeit zu erleichtern, 
über die Entfaltung der Wirkung der Hartz-Geset-
ze und der Lohnzurückhaltung bis hin zu betrieb-
lichen Strategien, Arbeitszeiten und Löhne flexi-
bel den jeweiligen Anforderungen anzupassen. Im 
Ergebnis wurde Beschäftigung in großem Maß-
stab gesichert. Dieser Abschnitt analysiert, wie 
stark die genannten Faktoren zu der guten Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt beigetragen haben. 
Abschließend werden die Ursachen des deutschen 
Beschäftigungswunders auch im internationalen 
Vergleich herausgearbeitet.
3.1 Zur Rolle der Konjunkturprogramme 
und der automatischen Stabilisatoren
Die Wirksamkeit der beiden Konjunkturpakete, 
die die Bundesregierung im November 2008 bzw. 
Januar 2009 als Reaktion auf die Finanz- und 
Wirtschaftskrise beschlossen hatte (zu den Ein-
zelmaßnahmen und ihrem Umfang siehe Tabel-
le  A7), wurde ex ante als eher gering eingeschätzt 
(Feil/Gartner 2009: 37). Mehr als drei Jahre nach 
Ausbruch der Rezession lässt sich anhand empiri-
scher Daten zumindest ansatzweise überprüfen, 
ob diese zurückhaltende Einschätzung berechtigt 
war oder revidiert werden muss. Im Fokus dieses 
Abschnitts steht dabei die Fiskalpolitik im enge-
ren Sinne. Die Wirkungen des Kurzarbeitergelds 
werden in Abschnitt 3.3 behandelt, obgleich die 
Regeln zur erleichterten Inanspruchnahme und 
deren Finanzierung Teil des Konjunkturpakets II 
waren.
Zunächst gilt: Die international als deutsches Be-
schäftigungswunder bezeichnete Arbeitsmarkt-
entwicklung ist auf andere Ursachen als die 
Fiskalpolitik in der Krise zurückzuführen. Das so-
genannte Beschäftigungswunder bezeichnet den 
Sachverhalt, dass bei dem gegebenen scharfen 
Produktionseinbruch die Beschäftigung nur ge-
ringfügig zurückging. Die Fiskalpolitik hingegen 
zielte mit dem Einsatz der Konjunkturprogram-
me darauf ab, den Produktionseinbruch möglichst 
gering zu halten. Nach Berechnungen von Bara-
bas et al. (2009) und Scheufele (2009) waren die 
Konjunkturprogramme so dimensioniert, dass sie 
höchstens ein Fünftel des Rückgangs der Wirt-
schaftskraft ausgleichen konnten. 
Tabelle A7
Ausgaben und Mindereinnahmen durch die Konjunkturpakete I und II, 
in Mrd. Euro, 2009 und 2010 
2009 2010
Öffentliche Ausgaben
Investitionen in die Bildungsinfrastruktur 3,25 3,25
Investitionen in die kommunale Infrastruktur 1,75 1,75
Aufstockung der Verkehrsinvestitionen 1 1
Energetische Sanierung von Bundesliegenschaften 0,4 0,4
Beteiligung der Länder (insgesamt) 1,65 1,65
Summe „Bauinvestitionen“ 8,05 8,05
Aufstockung von KfW-Programmen 0,3 0,5
Förderung der Mobilitätsforschung 0,7 0,7
Erhöhung des SGB-II-Regelsatzes für Kinder 0,2 0,3
Umweltprämie 5
Mindereinnahmen
Verbesserte Abschreibungsbedingungen,  
Aussetzung/Neuregelung Kfz-Steuer
2,7 5,9
Einkommensteuersenkung und Kinderbonus 4,9 5,6
Senkung des Beitragssatzes zur GKV 3 6
Gesamte Belastung der öffentlichen Haushalte 24,85 27,05
Anmerkungen: Ohne Veränderungen beim Kurzarbeitergeld und bei der Bundesagentur für Arbeit. 
Nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz sollten die Mittel für Bildungs- und kommunale Infrastruktur zur 
Hälfte bis zum 31.12.2009 abgerufen werden.
Quelle: Gemeinschaftsdiagnose, Frühjahrsgutachten 2009; Bundesregierung.
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Dadurch, dass sie den Produktionseinbruch abdämpf-
ten, haben die Konjunkturpakete zumindest in ge-
wissem Umfang Beschäftigung gesichert.13 Wie stark 
war diese Entlastungswirkung? Um dieser Frage auf 
den Grund zu gehen, werden im Folgenden zwei zen-
trale Elemente der Konjunkturpakete näher beleuch-
tet: die öffentlichen Bauinvestitionen und die Um-
weltprämie. Anschließend wird auf die Bedeutung 
der automatischen Stabilisatoren eingegangen, die 
unabhängig von den Konjunkturprogrammen wirken. 
3.1.1 Öffentliche Bauinvestitionen
Im Konjunkturpaket II waren für die Jahre 2009 
und 2010 gut 16 Mrd. Euro für zusätzliche Bau-
investitionen eingeplant (vgl. Tabelle A7). Damit 
sollten in der Krisenzeit die öffentlichen Bauinves-
titionen über das normale Niveau hinaus angekur-
belt werden, um so die geringere Nachfrage nach 
Exportgütern durch zusätzliche Nachfrage im In-
land partiell zu kompensieren. Ein solcher Anstieg 
der Bauinvestitionen hätte in den Datenreihen der 
amtlichen Statistik deutlich sichtbar sein müssen, 
er ist jedoch nicht erkennbar.
In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) 
werden die Bruttoanlageinvestitionen des Staates ge-
trennt ausgewiesen; die öffentlichen Bauinvestitio-
nen bilden dabei eine eigenständige Unterkategorie. 
Abbildung A13 stellt die zeitliche Entwicklung dieser 
Position seit 2005 dar. Die ebenfalls eingezeichne-
ten Abweichungen von einem linearen Trend zeigen 
ab Mitte 2007 keine besonderen Auffälligkeiten. Be-
merkenswert erscheint allenfalls die negative Abwei-
chung im ersten Quartal 2010. Außerdem zeichnet 
sich im ersten Quartal 2011 eine Trendabweichung 
nach oben ab.
13 Auf die Diskussion von Simulationsstudien wird ver-
zichtet, da es sich bei den meisten Studien um Ex-an-
te Simulationen handelt. Die so ermittelten Beschäf-
tigungswirkungen staatlicher Konjunkturimpulse 
hängen entscheidend von den geschätzten Fiskal-
multiplikatoren und von der geschätzten Relation 
zwischen Output und Beschäftigung ab. Im vorlie-
genden Beitrag stehen die konkreten Erfahrungen in 
der Finanz- und Wirtschaftskrise im Mittelpunkt.
Die Quartale ab Mitte 2009 weisen dagegen nicht 
die Abweichungen nach oben auf, die man in Fol-
ge einer fiskalischen Expansion eigentlich hätte er-
warten müssen.14 Das dürfte vor allem daran lie-
gen, dass die gesetzlich vorgesehene Bedingung 
der Zusätzlichkeit in der Praxis häufig nicht einge-
halten wurde (vgl. auch IfW 2011: 20). Darauf deu-
ten auch Untersuchungen des Bundesrechnungs-
hofs hin (Deutscher Bundestag 2010). Die Zunahme 
der öffentlichen Bautätigkeit im Jahr 2011 bestätigt 
eine weitere Beobachtung des Bundesrechnungsho-
fes, wonach die Mittel vielfach erst mit erheblicher 
zeitlicher Verzögerung nachfragewirksam wurden.
Über den sogenannten Investitions- und Tilgungs-
fonds (ITF) wurden Mittel für „zusätzliche Maßnah-
men zur schnellen Konjunkturbelebung“, darunter 
Bauinvestitionen, KfW-Programm, Mobilitätsfor-
schung, in Höhe von 15,4 Mrd. Euro (ohne Um-
weltprämie) bereitgestellt.15 Bis Ende 2010 wurden 
davon lediglich 7,8 Mrd. Euro ausgegeben (BMF 
2011: 9 f.). Im eigentlichen Krisenjahr 2009 wa-
ren aus diesem Fonds (ohne Umweltprämie) nur 
2,4 Mrd. Euro abgeflossen. Umgekehrt bedeutet 
dies, dass im Jahr 2011 vermutlich noch ein Betrag 
von 7,6 Mrd. Euro oder 49 Prozent des für die Ver-
besserung der öffentlichen Infrastruktur vorgese-
henen Teils der Konjunkturpakete ausgegeben wird 
(vgl. auch Deutsche Bundesbank 2011), obwohl sich 
die Wirtschaft längst wieder im Aufwind befand.
Ein beträchtlicher Teil der Verzögerung dürfte al-
lein darauf zurückzuführen sein, dass die Mittel aus 
dem Zukunftsinvestitionsgesetz von den Ländern 
pauschal auf die Gemeinden verteilt wurden (vgl. 
z. B. Justizministerium Baden-Württemberg 2009). 
Dieser Verteilungsschlüssel wird vermutlich auch
14 Das Bild ändert sich nicht, wenn man anstelle der öf-
fentlichen Bauinvestitionen alle Bruttoinvestitionen 
in Nichtwohnbauten betrachtet, um mögliche Ab-
grenzungsprobleme zwischen öffentlichen und priva-
ten Trägern zu vermeiden.
15 Von den 15,4 Mrd. Euro entfallen 12 Mrd. auf öffent-
liche Bauvorhaben.
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stark dazu beigetragen haben, dass die Mittel oft 
nicht zusätzlich, sondern auch substitutiv verwen-
det wurden.
Die notwendige Bedingung für eine Zunahme der 
Beschäftigung im Baugewerbe in der Logik der Kon-
junktursteuerung, nämlich eine tatsächliche Zunah-
me der Produktion, war im Jahr 2009 nicht erfüllt. 
Die Zahl der Erwerbstätigen stagnierte entspre-
chend. Im Jahr 2010 nahm sie mit 1,3 Prozent im 
Branchenvergleich etwas überdurchschnittlich zu. 
In diesem Zeitraum wuchs die Bruttowertschöpfung 
real im selben Umfang (vgl. Abschnitt 2.1). Dieser 
Schlussfolgerung kann man entgegnen, dass sie die 
kontrafaktische Entwicklung ohne Konjunkturpa-
kete vernachlässigt. Auf diesen möglichen Einwand 
wird in Abschnitt 3.1.3 eingegangen.
3.1.2 Umweltprämie
Im Unterschied zu den öffentlichen Bauinvestitio-
nen sind die Ausgaben für die Umweltprämie, um-
gangssprachlich auch Abwrackprämie genannt, 
in den einschlägigen Statistiken deutlich sichtbar. 
Während die Produktion von Personenkraftwagen 
im Inland im Jahr 2009 um 10 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr zurückging, legte der Absatz im Inland 
um 10 Prozent zu. Noch deutlicher tritt die Wirkung 
der Prämie bei der Zahl der auf Privatpersonen neu 
zugelassenen PKW zutage. Deren Zahl verdoppelte 
sich nahezu von 1,24 auf 2,39 Mio., darunter sehr 
wahrscheinlich viele vorgezogene Neuanschaffun-
gen. Auch der deutlich gesunkene Absatz von PKW 
im Jahr 2010 (–15 % gegenüber Vorjahr; –6 % ge-
genüber 2008) belegt den Vorzieheffekt (vgl. auch 
BMWi 2010: 35–36).
Während die Effektivität der Maßnahme unstrit-
tig ist, erscheint ihre Effizienz klärungsbedürftig. 
Der schwerwiegendste Einwand gegen staatliche 
Kaufanreize für private Güter sind die sogenann-
ten Mitnahmeeffekte. Kritisiert wird, dass die An-
schaffungen auch ohne Prämie erfolgt wären. Für 
diesen Einwand findet man deutliche Hinweise. Den 
zusätzlichen 1,15 Mio. privaten Neuzulassungen 
stehen 2 Mio. durch die Umweltprämie geförderte 
Neuanschaffungen gegenüber. Wären die geförder-
ten Neuanschaffungen ohne die Prämie alle aus-
geblieben, hätte es zwischen 2008 und 2009 einen 
Abbildung A13 
Bauinvestitionen des Staates, 1. Quartal 2005 bis 1. Quartal 2011 
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Einbruch von 850.000 Neuanschaffungen (–69 %) 
geben müssen – angesichts der insgesamt relativ 
stabilen Situation der privaten Haushalte eine un-
realistisch hohe Zahl.
Hinzu kommt, dass Kaufentscheidungen vorgezogen 
worden sind und es in den Folgejahren zu entspre-
chenden Nachfrageausfällen kam. Solche Vorziehef-
fekte staatlicher Kaufanreize können problematisch 
sein, wenn dadurch eine Branchensonderkonjunktur 
entsteht, die notwendige Anpassungen an eine ver-
änderte Nachfragesituation verzögert. Der Staat hät-
te dann die Kosten der Prämie zu tragen, ohne dass 
es über einen längeren Zeitraum hinweg zur Produk-
tions- und Beschäftigungsstabilisierung gekommen 
wäre. Im Nachhinein ist dieses Problem zu vernach-
lässigen, da die deutsche Automobilindustrie nicht 
unter einer strukturellen Absatzschwäche litt, wie der 
stark anziehende Export im Jahr 2010 belegte. In der 
Rückschau hat der Vorzieheffekt also die Konjunktur 
geglättet und ist somit durchaus positiv zu bewerten.
Für eine ineffiziente und mithin teure Umweltprä-
mie spricht, dass als deutsche Fabrikate firmierende 
Autos nur teilweise auch in Deutschland hergestellt 
werden. Die Automobilwirtschaft ist international 
sehr verflochten. Der Anteil der inländischen Wert-
schöpfung lag im Kraftfahrzeugbau vor der Kri-
se schon unter 35 Prozent, bei der Herstellung von 
Autoteilen bei etwa 55 Prozent (Diekmann 2010). 
Folglich hat die Umweltprämie nur zum kleineren 
Teil im Inland die Produktion stabilisiert, zumal viele 
in Deutschland verkaufte Kleinwagen ohnehin aus 
ausländischer Produktion stammen. Diese auch als 
Sickerverluste bezeichnete internationale Streuung 
ist freilich in einer offenen Volkswirtschaft nicht zu 
vermeiden. Zum Teil wurden die Abflüsse ins Aus-
land durch die Konjunkturprogramme in anderen 
Ländern kompensiert, wie dies auch im Rahmen des 
European Economic Recovery Plan zwischen den 
EU-Mitgliedsländern vereinbart war.
Wenn Wirtschaft zu 50 Prozent Psychologie ist, wie 
einst Ludwig Erhard formulierte, dann dürften von 
der Umweltprämie positive Signale an die Automo-
bilwirtschaft ausgegangen sein. Aufgrund der ge-
samtwirtschaftlichen Bedeutung der Branche hat 
dies wahrscheinlich auch zur Verbesserung der Stim-
mung und zur Stabilisierung der Erwartungen in 
der Gesamtwirtschaft beigetragen. Im weiteren Sin-
ne gilt das für die Konjunkturpakete insgesamt, und 
zwar für alle Stabilisierungsmaßnahmen weltweit.
3.1.3 Automatische Stabilisatoren
Unabhängig von etwaigen Konjunkturprogram-
men leisten die sogenannten „automatischen Sta-
bilisatoren“ – d. h. die Stabilisierung der verfügba-
ren Einkommen in einer Rezession durch steigende 
Sozialausgaben und sinkende Steuern – gerade in 
Deutschland einen wichtigen Beitrag zur Versteti-
gung der privaten Konsumnachfrage (Dolls/Fuest/
Peichl 2010). 
Dennoch erscheint zunächst verwunderlich, dass 
das Masseneinkommen (Nettolöhne und -gehälter 
plus empfangene Sozialleistungen) im Krisenjahr 
2009 nicht gesunken ist, sondern ähnlich stark wie 
im Vorjahr zugenommen hat. Diese gute Entwick-
lung erklärt sich großenteils durch die Steuer- und 
Abgabensenkungen im Rahmen des Konjunktur-
pakets, die einen Umfang von über 10 Mrd. Euro 
hatten. Hinzu kommt, dass die nominalen Brutto-
einkommen der Arbeitnehmer im Jahr 2009 ledig-
lich um 0,15 Prozent sanken. Dazu trugen neben 
dem Kurzarbeitergeld und der stabilen Beschäfti-
gung auch die zum Teil kräftigen Tariferhöhungen 
in der Krise bei, die vielfach bereits vor Ausbruch der 
Krise beschlossen worden waren.16 Von den automa-
tischen Stabilisatoren wirkten in erster Linie die Ar-
beitslosenversicherung und die Einkommensteuer 
auf Gewinneinkünfte.
Die Steuereinnahmen schrumpften 2009 um ins-
gesamt 6,6 Prozent oder 37 Mrd. Euro. Besonders 
starke Rückgänge zeigten sich bei der veranlagten 
Einkommensteuer (–19 %), der Körperschaftsteuer 
16 In den Verhandlungen während der Krise wurde hin-
gegen mitunter auf Lohnzuwächse verzichtet und der 
Vorrang der Beschäftigungsstabilität gegeben. 
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(–25 %) und der Gewerbesteuer (–21 %). Die mo-
netären Sozialleistungen des Staates nahmen 2009 
um 22 Mrd. Euro zu. Davon entfielen ca. 8,7 Mrd. 
auf zusätzliche Ausgaben der Bundesagentur für 
Arbeit und 4,5 Mrd. auf die Anhebung der Renten 
zur Jahresmitte. Insgesamt fiel der automatische 
Beitrag des Steuer-Transfer-Systems zur Stabilisie-
rung der privaten Einkommen damit geringer aus, 
als zu Beginn der Krise erwartet wurde, was vor al-
lem auf die sehr gute Arbeitsmarktentwicklung zu-
rückzuführen ist.
Das gesamte verfügbare Einkommen sank im Jahr 
2009 durch den Rückgang des Betriebsüberschusses 
(–8 % gegenüber 2008) um 1 Prozent. Die Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte gingen dagegen 
nur um 0,15 Prozent zurück – nicht zuletzt dank der 
Umweltprämie. Die Nachfrage war somit stabiler als 
das verfügbare Einkommen, auch weil private Haus-
halte ihren Konsum über die Zeit glätten. 
Der private und der staatliche Verbrauch stagnier-
ten in der Krise und trugen somit nicht zum Ein-
bruch der Gesamtnachfrage bei, konnten diesen 
aber auch nicht wesentlich kompensieren. Wichti-
ger als die automatischen Stabilisatoren waren die 
kombinierten Wirkungen der Steuer- und Abgaben-
senkungen und der höheren Kinderzuschläge sowie 
die Stabilisierung der Bruttoeinkommen, die sich 
aus dem Verzicht auf Entlassungen, der Ausweitung 
des Kurzarbeitergelds und den ohnehin anstehen-
den Lohnerhöhungen ergaben.
Konjunkturell bedingte Steuermindereinnahmen 
bergen das Risiko eines prozyklischen Ausgabever-
haltens der Gebietskörperschaften: Es wird gespart, 
wenn wenig Geld in den öffentlichen Kassen ist. 
Das gilt insbesondere dann, wenn öffentliche Ge-
meinwesen sich überhaupt nicht verschulden dür-
fen, wie z. B. Gemeinden in einigen amerikanischen 
Bundestaaten. Durch öffentliche Sparanstrengun-
gen zur falschen Zeit könnte aber die Wirksamkeit 
der geringeren Steuern und vermehrten Ausgaben 
als automatische Stabilisatoren konterkariert wer-
den. Die Forderung, man solle die automatischen 
Stabilisatoren wirken lassen, enthält daher impli-
zit immer auch eine zweite Forderung: Der Staat 
soll die öffentlichen Ausgaben verstetigen. Bei der 
Bewertung der Konjunkturpakete wurde hier daher 
unterstellt, dass die Programme zusätzliche Aus-
gaben relativ zu einem konjunkturunabhängigen 
Ausgabenniveau induzieren sollten.
In Deutschland besteht per se keine rechtliche Be-
schränkung der Verschuldungsmöglichkeit von Kom-
munen zum Zwecke der Finanzierung öffentlicher 
Investitionen. Für Bund und Länder gibt es praktisch 
gar keine rechtliche Grenze für die Nettokreditauf-
nahme in Notsituationen (Art.  109, Abs.  3  GG). In-
sofern gibt es keinen Automatismus, der die Verste-
tigung der öffentlichen Ausgaben verhindert hätte, 
mit anderen Worten: der die Ausgaben, insbeson-
dere jene für öffentliche Bauvorhaben, in der Krise 
vermindert hätte. Das in Abschnitt 3.1.2 vermute-
te Verhalten vieler Kommunen – sie hätten die von 
Bund und Ländern bereitgestellten Mittel anstelle 
und nicht ergänzend zu eigenen Mitteln verwendet 
– ist mit der Rechtslage kompatibel. Und wenn die 
Vermutung zutrifft, dann haben die Gemeinden im 
Zuge des Konjunkturprogramms ihre eigenen Finan-
zen geschont, was aber die rechnerische Effektivität 
der Konjunkturpakete beeinträchtigt hat.
3.1.4 War dieses Mal alles anders?
Die deutsche Volkswirtschaft wurde in erster Linie 
außenwirtschaftlich und somit überwiegend indi-
rekt von der Großen Rezession getroffen. Die spe-
zifischen Probleme einer Finanzkrise, von denen 
z. B. die USA oder Spanien betroffen sind, blieben 
ihr erspart. Mithilfe von Konjunkturprogrammen 
bezweckte die Bundesregierung, die Produktion zu 
glätten und damit auch den Arbeitsmarkt vor wo-
möglich scharfen Auswirkungen zu bewahren.
Eine effektive und effiziente Stabilisierung der Pro-
duktion hätte bedeutet, dass der Staat die Nachfra-
geausfälle der betroffenen Unternehmen hätte kom-
pensieren müssen – eine angesichts der besonderen 
Betroffenheit der auf Investitions- und hochwerti-
ge Konsumgüter spezialisierten deutschen Industrie 
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letztlich unmögliche Aufgabe. Die alternative Form 
der direkten Stabilisierung der gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrage hätte eine massive Erhöhung der 
Ausgaben für die vom Staat typischerweise bezo-
genen Waren und Dienstleistungen bedeutet. Eine 
solche Strategie läuft Gefahr, die kurzfristig vor-
handenen Kapazitäten überauszulasten und Fehlan-
reize für Investitionen zu schaffen. Als dritte Varian-
te bleibt der Fiskalpolitik die indirekte Stabilisierung 
durch Steuersenkungen oder höhere Transfers, um 
auf diesem Wege die verfügbaren Einkommen der 
Privaten zu erhöhen. Eine solche Stabilisierung der 
Nachfrage setzt voraus, dass die zusätzlichen Ein-
kommen auch konsumiert werden.
Die tatsächliche Politik der Bundesregierung war 
pragmatisch und eher vorsichtig. Den Ratschlägen 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) (Spilim-
bergo et al. 2008) ist sie zum Teil gefolgt, indem sie 
ihr Konjunkturprogramm diversifizierte. Elemen-
te der direkten und indirekten Nachfragesteuerung 
wurden kombiniert. Der überwiegend im Ausland 
erhobenen Forderung nach einem größeren fiska-
lischen Stimulus hat sie nicht nachgegeben – eine 
wirtschaftspolitische Entscheidung, die sich im 
Nachhinein als richtig erwies.
Ein anderer Aspekt ist, ob und wenn ja wie in großen 
Krisen eine Abwärtsspirale negativer Erwartungen 
durch wirtschaftspolitisches Handeln verhindert 
werden sollte. In diesem wirtschaftspsychologischen 
Sinne dürfte das Agieren der Bundesregierung – un-
terstützt durch die robuste Arbeitsmarktlage – er-
folgreich gewesen sein. 
Als hilfreich hat sich zudem herausgestellt, wenn 
sich der Staat – seiner ordnungspolitischen Aufga-
be folgend – um die Funktionsfähigkeit von Märk-
ten gekümmert hat, wie das in Abstimmung mit den 
Notenbanken im Finanzsektor geschah. Eine ande-
re Dimension von Stabilisierung wird immer noch in 
den USA praktisch erprobt, wo Fiskus und Zentral-
bank weiterhin den privaten Konsum stützen. Ob sich 
hieraus neue Erkenntnisse für die Konjunktursteue-
rung ableiten lassen, bleibt abzuwarten.
Bei aller Kritik sollte man nicht unterschätzen, dass 
die Alternative einer weitgehend neutralen Finanz-
politik in der konkreten Lage 2008/09 weder aus 
Sicht von Politikern noch aus betrieblicher Per-
spektive akzeptabel erschien. Angesichts der mas-
siven weltweiten Unterstützung des Finanzsektors 
war eine Politik der ruhigen Hand für die Realwirt-
schaft nicht durchzuhalten. Die wirtschaftlichen 
Akteure erwarteten von der Bundesregierung einen 
Beitrag zur Stabilisierung, mindestens der Erwar-
tungen. Darauf lassen viele veröffentlichte Meinun-
gen und Ratschläge führender Wirtschaftsvertreter 
schließen. Aus politökonomischer Sicht lässt sich 
das Handeln der Bundesregierung somit gut nach-
vollziehen.
3.2 Arbeitskräftehorten als  
betriebliche Handlungsoption bei  
wirtschaftlichen Schocks
Der sehr moderate Beschäftigungsrückgang in der 
Wirtschaftskrise 2008/09 deutet daraufhin, dass 
Betriebe trotz des starken Einbruchs des Bruttoin-
landsproduktes (BIP) – und anders als in früheren 
Krisen – in beträchtlichem Umfang Arbeitskräfte 
hielten. 
Grundsätzlich können Betriebe auf wirtschaft liche 
Schocks mit ganz unterschiedlichen personalpoli-
tischen Strategien reagieren. Während Instrumen-
te der externen Flexibilität auf eine Anpassung 
der Zahl der Beschäftigten setzen, zielen betriebs-
interne Instrumente auf das insgesamt geleistete 
Arbeitsvolumen bei Weiterbeschäftigung der Ar-
beitnehmer. Interne Flexibilität zielt also auf das 
Halten von Arbeitskräften. Dabei spricht man von 
Arbeitskräftehorten, wenn die Betriebe bei einem 
temporären Rückgang ihrer Produktion die Zahl 
ihrer Beschäftigten nicht oder nur unterproportio-
nal reduzieren. Im Folgenden wird gezeigt, dass die 
Betriebe in der Krise 2008/09 mehr Arbeitskräfte 
gehortet haben, als dies in vergangenen Rezessio-
nen üblich war.
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3.2.1 Arbeitskräftehorten: Definitionen 
und betriebliches Entscheidungskalkül
Betriebe horten Arbeitskräfte, wenn sie mehr Per-
sonen beschäftigen, als sie zur Realisierung ihrer 
Produktionspläne benötigen (Blankart 1973). Aus 
empirischer Sicht ist diese Definition allerdings pro-
blematisch, da der benötigte Beschäftigungsstand 
nur schwer zu beobachten oder abzuschätzen ist. 
Dies gilt für Außenstehende und abgeschwächt 
auch für die Betriebe selbst, denn Märkte sind nicht 
perfekt und Produktions- und Marktprozesse nur 
mit einem gewissen Maß an Unsicherheit planbar. 
Ein hilfreicher Indikator für die empirische Unter-
suchung des Hortens von Arbeitskräften ist die Va-
riation des Arbeitskräfteeinsatzes mit Blick auf die 
Arbeitsdichte bzw. die geleisteten Arbeitsstunden 
(Taylor 1982; Hamermesh 1993). Dabei meint Ar-
beitskräftehorten zum einen, dass bei einer fallen-
den Güternachfrage die Zahl der gearbeiteten Stun-
den weniger sinkt als die Produktion. Damit fällt die 
Arbeitsproduktivität pro Stunde, also das Verhältnis 
der betrieblichen Produktion zum geleisteten Ar-
beitsvolumen. Zum anderen kann man Arbeitskräf-
tehorten aus beschäftigungspolitischer Sicht defi-
nieren, indem man auf die Veränderung der Zahl der 
abhängig Erwerbstätigen fokussiert und die Ent-
wicklung der Arbeitsproduktivität pro Kopf betrach-
tet (Felices 2003). In diesem Sinne können Betriebe 
Arbeitskräfte auch horten, wenn sie das Arbeitsvo-
lumen vollständig anpassen und damit die Arbeits-
produktivität pro Stunde unverändert bleibt. Die 
Anpassung des Arbeitsvolumens erfolgt dann unter 
Verzicht auf Entlassungen durch eine Reduzierung 
der Arbeitszeit. 
Warum aber sollten Betriebe „überschüssige“ Ar-
beitskräfte horten? Entscheidend ist, dass sowohl 
Entlassungen als auch Einstellungen für die Betrie-
be mit Kosten verbunden sind – sogenannte Trans-
aktionskosten – und unter Unsicherheit beschlossen 
werden (z. B. Oi 1962; Horning 1994). 
Transaktionskosten entstehen z. B. durch formal-
rechtliche Regelungen wie Kündigungsschutzgeset-
ze, Abfindungsregelungen oder Sozialpläne. Diese 
Arbeitsmarktinstitutionen erschweren oder verteu-
ern Entlassungen. Deshalb lohnt es sich für Betriebe, 
abzuwarten und mehr Informationen über die Dau-
er und Intensität eines Abschwungs zu gewinnen 
und dann zu entscheiden, ob sie die Entlassungskos-
ten in Kauf nehmen. In der Zeit des Abwartens hor-
ten sie Arbeitskräfte. So erklären die institutionellen 
Rahmenbedingungen zu einem großen Teil, weshalb 
der Arbeitsmarkt sich nur zeitlich verzögert an die 
Veränderungen auf den Gütermärkten anpasst. 
Auch die Rekrutierung und die Einarbeitung von 
Mitarbeitern verursachen Transaktionskosten. Die-
se gehen ebenfalls in das Entscheidungskalkül der 
Betriebe ein, wenn es um das Halten oder Entlassen 
von Arbeitskräften geht. Denn die Betriebe berück-
sichtigen auch, dass sie bei anziehender Wirtschaft 
wieder mehr Beschäftigte benötigen. 
Die Höhe der Transaktionskosten hängt wiederum 
von verschiedenen Faktoren ab. Hierzu gehört die 
Lage auf den jeweiligen beruflichen oder regiona-
len Teilarbeitsmärkten. Sind Stellen aufgrund eines 
knappen Angebotes an Arbeitskräften nur schwer 
wiederzubesetzen, müssen die Betriebe mit lan-
gen Vakanzzeiten und entsprechend hohen Einstel-
lungskosten rechnen. In einer solchen Situation ist 
der Nutzen des Arbeitskräftehortens höher als bei 
einem Überangebot potenzieller Bewerber. Insbe-
sondere ein relativ hohes Qualifikationsniveau der 
Beschäftigten dürfte den Anreiz zum Horten von 
Arbeitskräften verstärken, denn bei Höherqualifi-
zierten treten eher Rekrutierungsengpässe auf und 
fallen mehr Einarbeitungskosten an. Zudem werden 
sie während des folgenden Aufschwungs häufig 
dringender benötigt (James/Thomas 1998). 
Neben diesen marktbezogenen Faktoren spielen auch 
Merkmale der Arbeitsverhältnisse selbst eine wichti-
ge Rolle. Die Betriebe werden vor allem jene Arbeits-
kräfte halten, bei denen ein hohes Maß an betriebs-
spezifischem Humankapital aufgebaut wurde. Dieses 
ginge bei einer Kündigung verloren und müsste bei 
einer Neueinstellung wieder aufgebaut werden (Be-
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cker 1975; Williamson/Wachter/Harris 1975). Dies 
dürfte für Arbeitnehmer mit komplexen Tätigkeits-
feldern eher zutreffen als für Arbeitnehmer, die Rou-
tinetätigkeiten ausführen (Mosley/Kruppe 1996a). 
Schließlich ist zu bedenken, dass die gegenseitigen 
Erwartungen von Beschäftigten und Arbeitgebern 
nicht vollständig in Arbeitsverträgen festgehalten 
und Arbeitsanstrengungen nur begrenzt durch fi-
nanzielle Anreize oder Sanktionen gesteuert werden 
können. Daher sind soziale Normen und ein an Ge-
rechtigkeitsnormen orientiertes reziprokes Verhal-
ten sowie das Vertrauen zwischen den Vertragspar-
teien zentrale Faktoren (Akerlof 1982; Fehr/Gächter 
2000). Die Vertrauensbeziehung zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer hat einen Wert (Macneil 
1974), der in das Entscheidungskalkül der Betriebe 
einfließt. Die Entlassungskosten steigen dann nicht 
allein durch die Beendigung des betreffenden Ar-
beitsverhältnisses; die Entscheidung kann sich auch 
negativ auf die Arbeitsmotivation anderer Arbeit-
nehmer sowie die Reputation des Betriebs als ein 
vertrauenswürdiger und fairer Arbeitgeber auswir-
ken (Okun 1981). 
Die Unternehmen müssen also entscheiden, ob sie 
die oben genannten durch Entlassen und Wieder-
einstellen entstehenden Kosten tragen oder ob die 
durch das Horten der Arbeitskräfte entstehenden 
Kosten – der Anstieg der Lohnstückkosten wäh-
rend des Produktionsrückgangs – insgesamt gerin-
ger sind. Diese Entscheidung ist nicht trivial, weil 
im Vorhinein die Dauer des Produktionsrückgangs 
unbekannt ist. Je kürzer und schwächer er erwar-
tet wird, desto lohnender erscheint das Horten von 
Arbeitskräften, wohingegen ein länger andauernder 
Rückgang der Güternachfrage und damit der Pro-
duktion aus betrieblicher Perspektive eher für Ent-
lassungen spricht. Das Horten der Arbeitskräfte wird 
mit der Zeit immer teurer, sodass die Ersparnis der 
Transaktionskosten irgendwann aufgewogen wird. 
Der Staat kann das Horten von Arbeitskräften durch 
arbeitsmarktpolitische Instrumente fördern, indem 
er den Betrieben einen Teil des finanziellen Risikos 
abnimmt. Diese Funktion hat in der zurückliegenden 
Krise das Instrument der konjunkturellen Kurzarbeit 
übernommen, das temporär großzügiger gestaltet 
wurde und dessen Bezugsbedingungen gelockert 
wurden. Die Betriebe hatten damit einen höheren 
Anreiz, Arbeitskräfte zu horten, da sich die Arbeits-
kosten für das gehaltene Personal reduzierten. Auf 
den Beitrag der Kurzarbeit zum Halten von Arbeits-
kräften wird in Abschnitt 3.3 näher eingegangen.
3.2.2 Arbeitskräftehorten aus  
der makroökonomischen Perspektive
Um Anhaltspunkte für das Ausmaß des Arbeits-
kräftehortens in der Wirtschaftskrise 2008/09 zu er-
halten, wird im Folgenden auf das Bruttoinlands-
produkt, die geleistete Arbeitszeit und die Zahl der 
Beschäftigten zurückgegriffen (zu deren Entwick-
lung vgl. Abschnitt 2.1). Analog zu den Definitionen 
des Arbeitskräftehortens kann die Auslastung des 
Faktors Arbeit entweder als Stunden- oder als Pro-
Kopf-Produktivität gemessen werden, also dem Ver-
hältnis von Bruttoinlandsprodukt zu den geleisteten 
Stunden bzw. zum Beschäftigungsniveau.17
Sowohl die Stunden- als auch die Pro-Kopf-Produk-
tivität entwickeln sich prozyklisch, also gleichläufig 
mit dem Konjunkturzyklus (siehe Abbildung A14). 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Beschäfti-
gung im Allgemeinen langsamer an eine geänder-
te Nachfrage angepasst wird als der Output. Damit 
wird mit einer gegebenen Zahl von Arbeitnehmern in 
Rezessionen weniger und in Boomphasen mehr Out-
put erzeugt. Das Wachstum der Arbeitsproduktivität 
17 Aufgrund des Einflusses anderer Komponenten auf 
die Arbeitsproduktivität sowie der Messverfahren für 
das BIP und die Arbeitszeit treten Unschärfen bezüg-
lich der Verwendung der Arbeitsproduktivität als Indi-
kator für die Auslastung des Faktors Arbeit auf (vgl. 
hierzu ausführlicher Dietz et al. 2011). Da im Folgen-
den der Ausschlag kurzfristiger Veränderungen der 
Arbeitsproduktivität im Zeitvergleich betrachtet und 
dabei nicht das Ziel verfolgt wird, den quantitativen 
Umfang des Arbeitskräftehortens exakt zu bestim-
men, können diese Unschärfen bei der Interpretation 
der Ergebnisse vernachlässigt werden.
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je Stunde und pro Kopf war unmittelbar vor der Fi-
nanzkrise, zwischen 2006 und 2008, in etwa gleich 
hoch. Zwischen 1999 und 2005 sowie während der 
Finanzkrise wuchs die Stundenproduktivität stärker 
bzw. schrumpfte schwächer als die Arbeitsprodukti-
vität pro Kopf, da in diesen Zeiträumen die Arbeits-
zeit je Beschäftigten sank. Nach der Krise nahm die 
geleistete Arbeitszeit dann zu, sodass sich die Stun-
denproduktivität langsamer erholte. Trotz der un-
terschiedlich starken Entwicklung gilt für beide 
Produktivitätskennziffern, dass sie während der Fi-
nanzkrise in einem Ausmaß zurückgingen, wie man 
es in Deutschland bislang noch nicht gekannt hatte.
Das Ausmaß des Arbeitskräftehortens lässt sich an-
hand der kurzfristigen Veränderungen der Arbeits-
produktivitäten pro Kopf und pro Stunde näher be-
stimmen. Um diese von längerfristig angelegten 
Entwicklungen abgrenzen zu können, wurde der so-
genannte Hodrick-Prescott-Filter (Hodrick/Prescott 
1997) eingesetzt, der die Arbeitsproduktivität in eine 
langfristige Trendkomponente und eine kurzfristige 
Komponente zerlegt. Letztere wird als zyklische Ab-
weichung vom Trend interpretiert. Sie ist in Abbil-
dung A15 als Abstand zwischen der tatsächlichen 
Arbeitsproduktivität pro Kopf bzw. pro Stunde und 
dem ermittelten langfristigen Trend abzulesen.18 
Eine tatsächliche Arbeitsproduktivität unter-
halb des Trends – also eine negative Trendabwei-
chung  – wird als temporäre Unterauslastung des 
Faktors Arbeit interpretiert und ist somit ein Indiz 
für Arbeitskräftehorten. Umgekehrt repräsentie-
ren Werte oberhalb des Trends – also eine positive 
Trendabweichung – eine temporäre Überauslas-
tung. Nach diesem Schema haben Betriebe bereits 
einige Male seit der deutschen Wiedervereinigung 
18 Bei der Interpretation der Befunde ist Folgendes zu be-
rücksichtigen: Bei Redaktionsschluss reichen die Daten 
noch nicht aus, um valide beurteilen zu können, ob und 
wie stark die Produktivität über die bloße Erholung von 
der Krise hinaus steigen wird. Dies hat Konsequenzen 
für die Berechnung des Trends in zurückliegenden Pe-
rioden – und damit auch für die Einschätzung zur Aus-
lastung des Personals vor und während der Krise. Sen-
sitivitätstests mit sehr hohen Glättungsparametern im 
HP-Filter deuten aber darauf hin, dass sich die qualita-
tiven Aussagen nicht ändern.
Abbildung A14 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und der Arbeitsproduktivität, 1. Quartal 2000 bis 2. Quartal 2011
Anmerkung: Saisonbereinigt/preisbereinigt.
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Arbeitskräfte gehortet, etwa zwischen dem ersten 
und vierten Quartal 1993, dem zweiten und drit-
ten Quartal 2003 und ebenso zwischen dem ers-
ten und vierten Quartal 2005, jedoch nicht in dem 
Ausmaß, wie es in der zurückliegenden Krise der 
Fall war.19 Auffällig ist aber auch, dass der Krisen-
phase mit Arbeitskräfte horten ein Aufschwung 
mit deutlich positiver Trendabweichung vorausge-
gangen war. Folglich war die Arbeitsdichte in den 
Betrieben außerordentlich hoch, als die Krise in 
Deutschland begann. Während des Aufschwungs 
war die Zahl der Neueinstellungen vergleichsweise 
niedrig, vielleicht wegen mangelnden Vertrauens 
in die wirtschaftliche Prosperität, sodass die Krise 
am Arbeitsmarkt faktisch vorweggenommen wor-
19 Zu ähnlichen Befunden kommen auch Herzog-Stein/
Seifert (2010). Schaz/Spitznagel (2010) vergleichen die 
Anpassungsmuster in den USA und in Deutschland. 
den war (Burda/Hunt 2011).20 So führte der Rück-
gang des Outputs teils sogar zu einer Normalisie-
rung der Arbeitsdichte.
Die Arbeitsproduktivität variiert nicht nur über die 
Zeit, sondern auch über die Sektoren. Eine Kom-
ponentenzerlegung auf sektoraler Ebene zeigt ein 
unterschiedlich starkes Arbeitskräftehorten in den 
verschiedenen Branchen, hier zusammengefasst in 
den primären, sekundären und tertiären Sektor (sie-
he Abbildung A16). So gab es im tertiären Sektor
20 Dennoch beklagten die besonders von der Krise be-
troffenen Branchen wie das Verarbeitende Gewerbe 
bereits im Aufschwung einen Mangel an hochqualifi-
zierten Arbeitskräften und es gibt Indizien dafür, dass 
diese Unternehmen an mehr Neueinstellungen inte-
ressiert waren (Möller 2009). Gleichwohl kann hier-
mit nur für bestimmte Wirtschaftszweige das Arbeits-
kräftehorten in der Krise erklärt werden (Klinger et al. 
2011).
Abbildung A15 
Arbeitsproduktivitäten pro Kopf und pro Stunde: Tatsächliche Werte und Trend*, 2. Quartal 1991 bis 1. Quartal 2011 
Anmerkung: Index der Originalreihen 2005=100, saisonbereinigt/preisbereinigt. 
* Der Trend wurde mit dem Hodrick-Prescott-Filter (Glättungsparameter λ=1.600) berechnet, siehe auch Fußnote 19.
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und insbesondere im sekundären Sektor starke ne-
gative Abweichungen vom Trend im ersten Quartal 
2009. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass zu 
diesem Zeitpunkt in den Branchen Verarbeitendes 
Gewerbe sowie Handel/Gastgewerbe/Verkehr die 
Abweichungen vom Trend am stärksten waren. Be-
triebe in diesen Branchen haben also während des 
Nachfrageeinbruchs in besonders starkem Maße Ar-
beitskräfte gehalten.
Möglicherweise haben die Betriebe mit Blick auf 
das tendenziell sinkende Erwerbspersonenpotenzial 
für die Zeit nach der Krise Rekrutierungsprobleme 
und steigende Einstellungskosten antizipiert, was 
die Neigung zum Halten der Arbeitskräfte tenden-
ziell erhöht haben dürfte. Dieser Zusammenhang ist 
auch deswegen bedeutsam, weil die Wirtschaftskri-
se eben jene Regionen und Sektoren besonders stark 
traf, die in der Vergangenheit eine gute Arbeits-
marktentwicklung aufwiesen: wettbewerbsstarke 
und exportorientierte Betriebe im Produzierenden 
Gewerbe, die häufig im Südwesten Deutschlands zu 
finden sind (Möller 2009). Zudem war gerade im se-
kundären Sektor das Personal im zurückliegenden 
Aufschwung deutlich überausgelastet (siehe Abbil-
dung A16). Die verbesserte Wettbewerbsfähigkeit 
angesichts moderater Lohnanstiege und nachge-
fragter Produkte hatte die Unternehmen der Ex-
portwirtschaft im vergangenen Aufschwung hoch-
profitabel gemacht. Sie waren damit besser in der 
Lage, die Kosten des Arbeitskräftehortens in der Kri-
se zu tragen.
Zusammenfassend belegen verschiedene Indizien, 
dass stärkere negative Effekte der Wirtschafts krise 
2008/09 auf den deutschen Arbeitsmarkt durch das 
Horten von Arbeitskräften vermieden wurden. Die 
im Vergleich zu anderen Rezessionen besonders po-
sitive wirtschaftliche Ausgangslage vor der Krise 
2008/09 hat das starke Arbeitskräftehorten begüns-
tigt. Die Betriebe waren wettbewerbsfähiger, sie 
hatten im Aufschwung eine solide finanzielle Basis 
erwirtschaftet und die Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen waren weit überdurch-
schnittlich gewachsen, letzteres auch aufgrund der 
jahrelangen Lohnzurückhaltung. Die Krise war nicht 
Abbildung A16 
Zyklische Komponente* der Arbeitsproduktivität pro Erwerbstätigen nach Sektoren, 1. Quartal 2005 bis 4. Quartal 2010 
* Abweichung zwischen tatsächlichem Wert und langfristigem Trend, berechnet mit dem Hodrick-Prescott-Filter (Glättungsparameter λ=1600). 
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strukturell bedingt; vielmehr handelte es sich um 
eine nach Deutschland importierte Nachfragekrise. 
Im Vorfeld trugen zudem die Lohnmoderation und 
die institutionellen Änderungen durch die Hartz-
Reformen dazu bei, dass sich die Arbeitsnachfrage 
erhöht hatte. Dies wirkte positiv nach.
Zum Horten der Arbeitskräfte trug auch die Reduzie-
rung der Arbeitszeit maßgeblich bei. Die folgenden 
Abschnitte 3.3 und 3.4 analysieren deshalb detail-
liert, wie sich die Betriebe über Kurzarbeit und über 
Arbeitszeitkonten der verschlechterten Auftragslage 
angepasst haben. Damit staatliche Unterstützungen 
greifen können, müssen sie von Betrieben und ins-
besondere deren Belegschaften mitgetragen werden. 
Der in Deutschland ausgeprägten, wenn auch in ihrer 
Bedeutung abnehmenden Sozialpartnerschaft kam 
deshalb in der Krise eine besondere Rolle zu, die in 
Abschnitt 3.5 erörtert wird.
3.3 Die Rolle der Kurzarbeit während  
der Wirtschaftskrise
3.3.1 Rückgang des betrieblichen  
Beschäftigungsbedarfs und Kurzarbeit
Das Instrument der Kurzarbeit kann in Deutsch-
land bereits auf eine über 100-jährige Geschich-
te zurückblicken.21 Derzeit werden drei Formen der 
Kurzarbeit unterschieden:22 Konjunkturelle Kurz-
21 Mit dem sogenannte Kali-Gesetz, das am 25. Mai 
1910 in Kraft trat, wurde erstmals ein der heutigen 
Kurzarbeit sehr ähnliches Instrument eingeführt, das 
die Kompensation des Arbeits- und Verdienstausfalls 
im Kalibergbau und der Düngemittelindustrie regel-
te. Eine erste allgemeine Form wurde mit dem Ge-
setz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung (AVAVG) am 16.07.1927 eingeführt.
22 Vgl. § 169 ff. SGB III. Für den Bezug dieser Leistung 
– im Folgenden als Konjunktur-Kurzarbeitergeld be-
zeichnet – muss nach § 170 SGB III ein erheblicher Ar-
beitsausfall mit Entgeltausfall aus wirtschaftlich be-
dingten Gründen vorliegen und nach §§ 171 und 172 
SGB III betriebliche und persönliche Voraussetzungen 
erfüllt sein. Daneben regeln § 175 SGB III das Sai-
son-Kurzarbeitergeld und § 216b SGB III das Transfer-
Kurzarbeitergeld.
arbeit im Falle eines vorübergehenden, unver-
meidbaren Arbeitsausfalls, der durch ökonomische 
Ursachen bedingt ist; Transfer-Kurzarbeit im Fal-
le eines dauerhaften Beschäftigungsverlustes mit 
dem Ziel von Restrukturierungsmaßnahmen auf 
betrieblicher Ebene sowie Saison-Kurzarbeit, die 
durch witterungsbedingte Schwankungen der Pro-
duktion ausgelöst wird. Dabei ist in wirtschaftli-
chen Abschwüngen die konjunkturelle Kurzarbeit 
besonders bedeutsam. Sie ermöglicht Arbeitgebern 
die Regelarbeitszeit ihrer Beschäftigten zu redu-
zieren und flexibel auf vorübergehende Nachfra-
geeinbrüche zu reagieren, ohne dabei Mitarbei-
ter entlassen zu müssen. Die Arbeitnehmer, die 
von Kurzarbeit – also einer unfreiwilligen Arbeits-
zeitverkürzung – betroffen sind, müssen dement-
sprechende Lohnkürzungen hinnehmen. Über die 
Bundesagentur für Arbeit kann jedoch für die 
ausgefallenen Arbeitsstunden Kurzarbeitergeld 
als Entgeltersatzleistung bezogen werden, die die 
Lohnkürzungen zum Teil kompensiert. Die Höhe 
des Kurzarbeitergelds beträgt, analog zum Arbeits-
losengeld I, für Arbeitnehmer ohne Kinder 60 Pro-
zent bzw. für Arbeitnehmer mit mindestens einem 
Kind 67 Prozent des pauschalierten Nettoentgelt-
ausfalls.
Ab Anfang 2009, als die Finanzkrise ihren Höhe-
punkt erreichte, wurden die Konditionen zur Nut-
zung der konjunkturellen Kurzarbeit deutlich at-
traktiver gestaltet: Die maximale Laufzeit wurde 
verlängert, die finanzielle Unterstützung beruf-
licher Qualifizierungsmaßnahmen während Kurz-
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Kurzarbeit hat einen spürbaren Beitrag dazu ge-
leistet, dass die Betriebe in der Wirtschafts- und 
Finanzkrise ihre Arbeitskräfte gehalten haben. Sie 
kann deshalb als subventionierte Form des Arbeits-
kräftehortens interpretiert werden (vgl. auch Ab-
schnitt 3.2). So nutzten die Betriebe im Jahr 2009 
die konjunkturelle Kurzarbeit im Durchschnitt für 
etwa 1,1 Mio. Menschen (vgl. Abbildung A17), 
der vorläufige Höchstwert seit Beginn der 1990er 
Jahre. Damals wurde Kurzarbeit vor allem einge-
setzt, um den wirtschaftlichen Strukturwandel in 
Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung zu 
stützen. Insbesondere Transfer-, aber auch kon-
junkturelle Kurzarbeit waren damals mit zeitlich 
begrenzten Sonderregeln für Ostdeutschland ver-
sehen und erfüllten eine „Fallschirmfunktion“, die 
eher auf konfliktmildernde Wirkungen beim Abbau 
von Arbeitsplätzen ausgerichtet war als auf die Si-
cherung von Beschäftigung (Linke 1993). Dagegen 
wurde Kurzarbeit in der Krise 2008/09 vor allem 
genutzt, um konjunkturbedingte Nachfrageaus-
fälle zu überbrücken, insbesondere im Verarbei-
tenden Gewerbe und in den alten Bundesländern. 
Durch das Halten der Beschäftigten können Fluktu-
ationskosten eingespart werden, die bei Kündigun-
gen und entsprechenden Wiedereinstellungen ent-
stehen würden. Hierunter fallen, neben den Kosten 
für die Kündigung selbst, Such-, Einstellungs- und 
Einarbeitungskosten sowie eventuelle Abfindungs-
zahlungen (vgl. auch Abschnitt 3.2). Im Gegenzug 
verbleiben Kosten einer geringeren Kapitalauslas-
Kasten A2
Maßnahmen zur Förderung der Inanspruch-
nahme von Kurzarbeitergeld
Der Gesetzgeber hatte in den 1990er Jahren die 
Hürden zur Einführung konjunktureller Kurzar-
beit schrittweise höher gelegt. Seit 1994 müssen 
die Betriebe die Sozialversicherungsbeiträge für 
die Zeit der Kurzarbeit voll übernehmen. Zudem 
sind sie seit der Einführung des SGB III im Jahr 
1997 verstärkt gehalten, möglichst alle Arbeits-
zeitpolster abzubauen, bevor sie Kurzarbeit in 
Anspruch nehmen.
Im Rahmen des Konjunkturpakets II hat die Bun-
desregierung die Inanspruchnahme von Kurzar-
beit (einschließlich Saison-Kurzarbeit) – zeit-
lich befristet zwischen Februar 2009 und März 
2012  – wieder erleichtert:
 O Gelockerte Anspruchsvoraussetzungen:  
Die Bedingung, dass ein Drittel der Beschäf-
tigten vom Arbeitszeitausfall betroffen sein 
muss, wurde ausgesetzt. Anspruchsberech-
tigt sind aber nur die Kurzarbeiter, deren 
Entgeltausfall jeweils mehr als 10 Prozent 
ihres monatlichen Bruttoentgelts beträgt. 
Auch wurde die Voraussetzung gestrichen, 
dass zunächst Arbeitszeitguthaben abgebaut 
werden müssen. Zudem müssen Betriebe, 
die zur Beschäftigungssicherung temporäre 
Arbeitszeitverkürzungen tariﬂich vereinbart 
hatten, diese nicht zuerst einlösen.
 O Ausweitung des Nutzerkreises:  
Die Regelungen des Konjunktur-Kurzar-
beitergelds gelten im Wesentlichen auch 
für das Saison-Kurzarbeitergeld und auch 
Leiharbeitnehmer dürfen nun in Kurzarbeit 
gehen.
 O Finanzielle Anreize:  
Die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung werden hälftig, ab dem siebten Monat 
des Bezugs von Kurzarbeitergeld vollständig 
erstattet. Der maximale Anspruchszeitraum 
wurde von 6 auf 24 Monate erhöht. 
 O Qualiﬁzierungsanreize:  
Wenn die Kurzarbeiter während der arbeits-
freien Zeit qualiﬁziert werden, übernimmt die 
BA die vollen Sozialversicherungsbeiträge.
Spricht der Arbeitgeber die Kündigung gegen ei-
nen seiner Beschäftigten aus, erlischt gleichzei-
tig der Anspruch auf Kurzarbeitergeld für diesen 
Mitarbeiter.




tung, niedrigere Renditen und sogenannte Rema-
nenzkosten. Damit sind die Kosten gemeint, die die 
Arbeitgeber auch bei Kurzarbeit zu tragen haben, 
z. B. Lohnfortzahlungen im Falle von Urlaub oder 
Krankheit des Beschäftigten bzw. ein Teil der So-
zialversicherungsbeiträge (Bach/Spitznagel 2009). 
Neben den direkten Kosten des Kurzarbeitergelds 
für die Arbeitslosenversicherung reduzieren sich 
aufgrund der geringeren Lohnsumme auch die Ein-
nahmen des Staates und der Sozialversicherungs-
träger (Crimmann et al. 2009). Für die Beschäftig-
ten führt die Arbeitszeitverkürzung – wie bereits 
zuvor beschrieben – trotz des gewährten Kurzar-
beitergelds zu niedrigeren Nettoeinkommen.
Konjunkturelle Kurzarbeit kann Beschäftigung 
dann sichern, wenn der Produktionsrückgang tat-
sächlich temporärer Natur ist und Beschäftigte in 
Kurzarbeit das Unternehmen nicht ohnehin früher 
oder später verlassen. Außerdem wird der Beschäf-
tigungsbeitrag der Kurzarbeit kleiner, wenn (ohne 
Kurzarbeit) freigesetzte Arbeitskräfte bei einer ver-
besserten Auftragslage wieder von allein ins Unter-
nehmen zurückkehren. Dies ist häufig in angelsäch-
sischen Ländern in Form der sogenannten „Recalls“ 
der Fall (Mosley/Kruppe 1996b). Im deutschen Sys-
tem müsste die Bundesagentur für Arbeit darüber 
hinaus während der zwischenzeitlichen Arbeitslo-
sigkeit Versicherungsleistungen (in Form von Ar-
beitslosengeld etc.) erbringen.
3.3.2 Nutzung der Kurzarbeit während  
der Wirtschafts- und Finanzkrise
Im Krisenjahr 2009 und einige Monate danach wur-
de vor allem die konjunkturelle Kurzarbeit intensiv 
genutzt. Obwohl auch die saisonale und die Trans-
ferkurzarbeit Zuwächse verzeichneten, hatten sie 
demgegenüber nur geringe Bedeutung. So entwi-
ckelte sich die Inanspruchnahme der saisonalen 
Kurzarbeit in den Wintermonaten bei nur leich-
tem Anstieg gegenüber 2009 zu einem Höchststand 
von gut 21.000 Betrieben im Februar 2010. Auch 
die Zahl der Transferkurzarbeit nutzenden Betrie-
be stieg zwischen Februar 2009 und April 2010 von 
500 auf knapp 1.200 Betriebe an. Während vor der 
Krise nur ca. 5.000 Betriebe konjunkturelle Kurz-
arbeit in Anspruch nahmen, waren es bis Juli 2009 
60.000. Die Anzahl der Beschäftigten in konjunktu-
reller Kurzarbeit erreichte ihren Höchststand im Mai 
2009 mit über 1,4 Mio. Im Gegensatz zur Anzahl der 
Abbildung A17 
Kurzarbeit aus konjunkturellen Gründen: Personen und Vollzeitäquivalente, 2009 bis 2010 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Anzeigen zum Kurzarbeitergeld), eigene Berechnungen.
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Betriebe geht diese Zahl bereits seit Erreichen dieses 
Höchststandes fast kontinuierlich zurück. 
Der durchschnittliche Arbeitszeitausfall je Kurz-
arbeiter lag im Jahr 2009 bei 36 Prozent. Abbil-
dung A18 zeigt zudem, dass der Arbeitszeitausfall 
durch Kurzarbeit in der Mehrzahl der Betriebe un-
ter 50 Prozent betrug. Die Zahl der Betriebe, die ei-
nen vollständigen Ausfall zu verzeichnen hatten, ist 
demgegenüber äußerst gering. Ein geeignetes Maß 
zur Nutzung der Kurzarbeit erhält man durch eine 
Umrechnung in Vollzeitäquivalente.23
Von Juni 2008 bis Juni 2009 schnellte der Umfang 
der Kurzarbeit von 14.000 auf 430.000 Vollzeit-
äquivalente hoch (vgl. Abbildung A17). Rein rech-
nerisch hätten also ohne Kurzarbeit entsprechend 
23 So wurden hier z. B. zwei Arbeitnehmer mit einem je-
weiligen Arbeitszeitausfall von 50 Prozent als ein Voll-
zeitäquivalent ausgewiesen. Allerdings handelt es sich 
hier tatsächlich eher um eine Obergrenze der Nut-
zung, da Personen in Teilzeitbeschäftigung beispiels-
weise bei einem vollständigen Arbeitsausfall ebenfalls 
mit 100 Prozent in die Berechnung eingehen.
viele Beschäftigte ihren Arbeitsplatz zumindest 
vor übergehend verloren. Dies ist jedoch nur ein 
grober Anhaltspunkt dafür, wie viele Arbeitsplät-
ze tatsächlich durch Kurzarbeit gerettet wurden. 
Hierzu wäre zu analysieren, wie viele Arbeitneh-
mer ohne das Instrument ihren Arbeitsplatz verlo-
ren hätten. Dies ist keineswegs einfach zu klären, 
da das Kündigungsverhalten der Betriebe auf kom-
plizierte Weise von einer Reihe von Faktoren wie 
der erwarteten Dauer des Nachfrageeinbruchs oder 
der Höhe der Entlassungs- und Wiedereinstellungs-
kosten abhängt. Kurzarbeit könnte also unter Um-
ständen Entlassungen nicht verhindern, sondern le-
diglich hinauszögern. Allerdings ist nach der Krise 
sowohl die Zahl der Kurzarbeiter als auch die der 
Arbeitslosen gefallen. Dies ist ein Indiz dafür, dass 
die Kurzarbeit in diesem Fall tatsächlich Entlassun-
gen verhindert – und nicht nur verzögert – hat.
Im Juni 2009 wurde in folgenden fünf Wirtschafts-
abschnitten – gemessen an der Zahl der Betrie-
be  – Kurzarbeit besonders stark genutzt (vgl. Abbil-
dung A19): 
 O Verarbeitendes Gewerbe
 O Baugewerbe
Abbildung A18 
Arbeitszeitausfall durch Kurzarbeit, 2009 bis 2010
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Anzeigen zum Kurzarbeitergeld), eigene Berechnungen.
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 O Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraft-
fahrzeugen
 O freiberufliche, wissenschaftliche und technische 
Dienstleistungen
 O sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen.
Daneben hatten auch die Wirtschaftssektoren Ver-
kehr und Lagerei sowie Information und Kommuni-
kation einen starken Zuwachs an kurzarbeitenden 
Betrieben zu verzeichnen – obgleich mit einer ge-
ringeren absoluten Zahl an Betrieben.
In Abschnitt 2.1 wurde betont, dass die Krise über 
die Handelsverflechtungen nach Deutschland im-
portiert wurde; entsprechend stark betroffen waren 
die exportnahen Branchen. Analysen auf Basis des 
IAB-Betriebspanels zeigen, dass die Betriebe aus ex-
portorientierten Branchen auch verstärkt Kurzarbeit 
genutzt haben. Das Verarbeitende Gewerbe weist 
mit einem Anteil des Auslandsgeschäfts am gesam-
ten Geschäftsvolumen von 18 Prozent die stärkste 
Exportorientierung auf. Für die kurzarbeitenden Be-
triebe aus diesem Wirtschaftszweig liegt dieser Wert 
mit knapp 27 Prozent noch deutlich höher. In den 
Wirtschaftsabschnitten Handel, Instandhaltung und 
Reparatur von Kraftfahrzeugen sowie bei den frei-
beruflichen, wissenschaftlichen und technischen 
Dienstleistungen liegt der Anteil des ausländischen 
Geschäftsvolumens für die kurzarbeitenden Betrie-
be ebenfalls über dem Durchschnitt der jeweiligen 
Branche. Die anderen oben genannten Wirtschafts-
abschnitte weisen dagegen niedrigere Exportquoten 
auf. Für das Baugewerbe sowie die sonstigen Dienst-
leistungen zeigt sich im Vergleich zum Verarbeiten-
den Gewerbe, dass die konjunkturelle Kurzarbeit 
von den Betrieben erst mit zeitlicher Verzögerung 
verstärkt eingesetzt wurde. Dort schienen also we-
niger die Exportausrichtung als vielmehr nachgela-
gerte Effekte eine Rolle gespielt zu haben. Während 
also der Anstieg der Kurzarbeit im Verarbeitenden 
Gewerbe vor allem dem Einbruch der Exportnach-
frage geschuldet ist, dürften im Baugewerbe (neben 
den saisonalen Effekten) eine in der Krise allgemein 
geringere Investitionstätigkeit und bei den sonsti-
gen wirtschaftlichen Dienstleistungen eine gerin-
gere Nachfrage durch das Verarbeitende Gewerbe 
und die verschlechterten Möglichkeiten zur eigenen 
Kreditaufnahme eine Rolle gespielt haben.
Abbildung A19 
Kurzarbeitende Betriebe nach Wirtschaftszweigen, 2009 bis 2010
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Die deutsche Wirtschaft weist einen hohen Anteil 
von Klein- und Kleinstbetrieben auf. In den inter-
nationalen Handel sind aber die Großunterneh-
men rela tiv stärker involviert. Mussten Großunter-
nehmen deshalb häufiger Kurzarbeit in Anspruch 
nehmen als kleine? Wie Daten des Betriebshistorik-
Panels zeigen, hat der Anteil an Klein- und Kleinst-
betrieben keinen Einfluss darauf, wie stark Kurz-
arbeit in einem Wirtschaftszweig genutzt wurde. 
Stellt man Betriebe mit und ohne Kurzarbeit für die 
oben genannten Wirtschaftssektoren gegenüber, 
zeigen sich keine systematischen Unterschiede hin-
sichtlich der Betriebsgröße.
Ein wichtiges Ziel des Instrumentes Kurzarbeit be-
stand darin, negative Effekte der Wirtschafts- und 
Finanzkrise auf die Beschäftigung durch das Halten 
von Arbeitskräften soweit wie möglich abzudämp-
fen. Nutzen also ausschließlich Firmen, die von der 
schweren Wirtschafts- und Finanzkrise betroffen 
waren, Kurzarbeit? Oder nahmen möglicherweise 
auch Firmen das Instrument in Anspruch, die eine 
positive Geschäftserwartung bzw. einen positiven 
Geschäftsverlauf aufwiesen? Crimmann/Wießner 
(2009) fanden für die Abschwungphase 2002/03 
eine positive Korrelation zwischen den negativen 
Geschäftserwartungen für 2003 und der Wahr-
scheinlichkeit, Kurzarbeit zu nutzen. Nun wird die 
Perspektive erweitert, indem untersucht wird, wie 
sich bei den von der jüngsten Krise betroffenen Be-
trieben die Beschäftigung und der Einsatz der Kurz-
arbeit entwickelten. 
Mit Daten aus dem IAB-Betriebspanel lässt sich er-
mitteln, in welchem Ausmaß Firmen mit unter-
schiedlichen Geschäftserwartungen das Instrument 
genutzt haben (vgl. Tabelle A8 sowie Dietz/Stops/
Walwei 2010; Dietz et al. 2011). Einerseits hatten 
gut zwei Drittel (68 %) der kurzarbeitenden Betrie-
be negative Geschäftserwartungen. Bei der Hälf-
te dieser Betriebe könnte man auf den ersten Blick 
vermuten, dass Kurzarbeit keine Wirkung hatte, da 
diese gleichzeitig Beschäftigung abbauten. Jedoch 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass sie ohne 
Kurzarbeit möglicherweise noch mehr Beschäftig-
te entlassen hätten. Auf der anderen Seite hatten 
20 Prozent der kurzarbeitenden Betriebe weder ne-
gative Geschäftserwartungen für 2009 noch eine 
(zwischen Juni 2008 und Juni 2009) rückläufige Be-
schäftigung. Zwar ist nicht auszuschließen, dass es 
für diese Betriebe triftige ökonomische Gründe für 
die Nutzung von Kurzarbeit gab, z. B. weil einzel-
ne Geschäftszweige durch die Krise in Mitleiden-
schaft gezogen worden sind. Gleichwohl stellt sich 
die Frage, ob bei einer gleichbleibenden oder positi-
ven tatsächlichen Geschäftsentwicklung solche Un-
terstützungsleistungen für diese Unternehmen zu 
rechtfertigen sind.
3.3.3 Beschäftigungseffekte:  
Hat Kurzarbeit Arbeitsplätze gesichert?
Obwohl sich die Beschäftigung insgesamt auch in 
der Krise als erstaunlich stabil erwies, gab es deut-
liche Beschäftigungsverluste in den Betrieben, die 
von der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise un-
mittelbar betroffen waren. Dies galt vor allem für 
die Automobilindustrie, die Chemische Industrie 
und den Maschinenbau sowie für ungelernte und 
angelernte Beschäftigte. Laut Bellmann/Gerner 
(2011) ging die Beschäftigung in den Jahren 2008 
und 2009 in den von der Krise betroffenen Berei-
chen um 6 Prozent zurück. Kaum Beschäftigungs-
verluste gab es in Betrieben mit relativ großen An-
teilen von Fachkräften. Dies stützt die These von 
Möller (2009), dass es gerade die Betriebe in den 
Tabelle A8
Kurzarbeitende Betriebe im ersten Halbjahr 2009  
nach Geschäftserwartung 
Betriebe mit  
negativen Erwartungen  
bezüglich des Geschäftsvolumens  
2009 gegenüber 2008
Horten von Arbeitskräften 34 % (± 6,0)
Rückgang der  
Beschäftigung
34 % (± 6,0)
Betriebe mit der Erwartung,  
dass das Geschäftsvolumen  
2009 im Vergleich zu 2008  
gleicht bleibt oder steigt 
Gleichbleibende oder  
erhöhte Beschäftigung
20 % (± 5,5)
Rückgang der Beschäftigung 12 % (± 4,5)
Anmerkung: Jeweils gewichteter Anteil der Betriebe an allen kurzarbeitenden Betrieben.  
In Klammern: 95 %-Konﬁdenzintervalle nach Fischer et al. (2008) in Prozentpunkten.
Quelle: Eigene Berechnungen, Darstellung auf Basis von Frick/Wirz (2005).
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besonders krisengeschüttelten Branchen waren, die 
einen Fachkräftemangel erwarteten und deswegen 
ihre Fachkräfte auch in der Krise gehalten haben.
Zudem vergleichen Bellmann/Gerner (2011) in der 
Gruppe der von der Krise betroffenen Betriebe sol-
che, die von der Kurzarbeiterregelung Gebrauch 
machten, mit denen, die das nicht getan haben. In 
den Betrieben mit Kurzarbeit war der Beschäfti-
gungsverlust gering und insignifikant, während in 
den anderen Betrieben ein hochsignifikanter Rück-
gang der Beschäftigung um knapp 6 Prozent zu ver-
zeichnen war. Darüber hinaus wurde auch für Betrie-
be mit Kurzarbeit festgestellt, dass sie im Jahr 2009 
die Beschäftigung abgebaut haben, unabhängig da-
von, ob sie von der Krise betroffen waren oder nicht.
Unter Verwendung desselben Datensatzes schät-
zen Boeri/Brücker (2011) den Umfang des Beschäf-
tigungseffekts der Kurzarbeit in den Betrieben: Er 
entsprach etwa der Zahl der Vollzeitäquivalente von 
Kurzarbeit. Auf der Basis von makroökonomischen 
Berechnungen schließen sie jedoch geringe Mitnah-
meeffekte nicht aus, d. h., einige der betroffenen Ar-
beitsplätze wären auch ohne Kurzarbeitergeld erhal-
ten worden. Scholz/Sprenger/Bender (2011) haben 
Auswertungen von Abrechnungslisten der Kurzar-
beiter im Stadtgebiet Nürnberg vorgenommen. Sie 
kommen zum Ergebnis, dass durch die Regelung zur 
Kurzarbeit rein rechnerisch eine Erhöhung der loka-
len Arbeitslosenquote um mindestens 0,4 bis 0,5 Pro-
zentpunkte vermieden wurde.
3.3.4 Kurzarbeit:  
Was gibt es zu verbessern? 
Die staatliche Förderung der Kurzarbeit hat – neben 
der flexiblen Nutzung von Arbeitszeitkonten (vgl. 
Abschnitt 3.4) – erheblich zum Erhalt der Beschäf-
tigung während der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/09 beigetragen. Dabei erwies es sich als be-
sonders günstig, dass die Krise in Deutschland zwar 
mit einem drastischen Rückgang des Bruttoinlands-
produkts verbunden war, aber wesentlich schnel-
ler als erwartet überwunden werden konnte. Damit 
konnten unerwünschte Effekte des Kurzarbeiter-
gelds weitgehend vermieden werden. Insbesondere 
hat sich die Befürchtung nicht bewahrheitet, dass 
Beschäftigte wegen des Kurzarbeitergelds in unpro-
duktiveren Betrieben verbleiben und damit im Auf-
schwung den produktiveren Betrieben nicht mehr 
zur Verfügung zu stehen. 
Allerdings zeigen Analysen, dass auch solche Firmen 
Kurzarbeit genutzt haben, die keine besonders aus-
geprägte Unterauslastung ihrer Produktionskapa-
zitäten zu beklagen hatten (präziser ausgedrückt: 
Betriebe, die keinen Rückgang ihres Geschäfts-
volumens erwarteten). Unternehmen entscheiden 
auf der Basis von Kosten-Nutzen-Überlegungen, 
ob sie ihre Arbeitskräfte halten und Kurzarbeit nut-
zen. Aus Sicht des Staates verfehlt der Einsatz von 
konjunktureller Kurzarbeit sein Ziel, wenn die be-
troffenen Arbeitskräfte ohnehin und möglicher-
weise erst später entlassen würden oder wenn der 
Betrieb die betroffenen Arbeitskräfte auch ohne 
Kurzarbeit gehalten hätte. Großzügigere Kurzar-
beitergeldregelungen sind mit dem Risiko behaftet, 
dass nicht mehr überlebensfähige Wirtschaftsstruk-
turen zunächst erhalten werden und nachfolgende 
Anpassungen dann ggf. noch schmerzlicher ausfal-
len. Deshalb sollte für den Einsatz von Kurzarbeit 
ein Instru mentarium entwickelt werden, das es dem 
Staat erlaubt, Betriebe in einer vorübergehenden 
Schieflage unbürokratisch, aber zielgerichtet zu 
unterstützen.
Eine Option bestünde darin, den Zugang zu Kurzar-
beit auf die „richtigen“ Unternehmen zu beschrän-
ken. Dabei wären zwei Aspekte zu berücksichtigen: 
Einerseits wären bessere Zugangsbedingungen für 
Firmen in einer schwierigen wirtschaftlichen Situa-
tion zu schaffen, andererseits müsste der Zugang 
für Firmen, die sich in einer insgesamt stabilen wirt-
schaftlichen Lage befinden, verschlossen werden. In 
der zurückliegenden Finanz- und Wirtschaftskrise 
wurde besonders dem ersten Aspekt Rechnung ge-
tragen. Die Bedingungen für den Einsatz der Kurz-
arbeit wurden gelockert und unter bestimmten 
Voraussetzungen eine volle Übernahme von Sozial-
versicherungsbeiträgen bei Kurzarbeit gewährt. 
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Dabei wurden jedoch Firmen in einer relativ sta-
bilen wirtschaftlichen Lage nicht ausgeschlossen. 
Zur Vermeidung von Mitnahmeeffekten könnten 
die Regeln, die sich auf die wirtschaftliche Situa-
tion der Unternehmen beziehen, restriktiver gestal-
tet werden. Dabei ist jedoch zu beachten, dass ge-
rade die zügige Bearbeitung von Anträgen und das 
unkomplizierte Verfahren die Inanspruchnahme von 
Kurzarbeit erleichtert haben. 
Wie Crimmann et al. (2010) gezeigt haben, nutzen 
vor allem diejenigen Betriebe Phasen der Kurzar-
beit dazu, ihre Beschäftigten weiterzubilden, die 
dies auch generell häufiger tun als andere Betriebe. 
Daran hat sich durch die neu geschaffenen Anreize 
zur Weiterbildung in Kurzarbeit nichts Grundlegen-
des geändert. Das bedeutet entweder, dass für nicht 
weiterbildungsaffine Betriebe die entsprechenden 
finanziellen Anreize nicht ausreichend waren oder 
dass es ihnen nicht möglich war, geeignete Wei-
terbildungsträger zu finden, mit denen sie gemein-
sam adressaten- und zielgerechte Weiterbildungs-
maßnahmen anbieten konnten. Ein Ansatzpunkt 
zur besseren Nutzung der Ausfallzeiten könnte die 
unbürokratische Anerkennung von internen Wei-
terbildungsmaßnahmen sein. So kann das Weiter-
bildungsangebot optimal an den betrieblichen Be-
dürfnissen ausgerichtet werden.
3.4 Arbeitszeitkonten als anderes  
Flexibilitätsmodell
Arbeitszeitkonten sind als Instrument der Arbeits-
zeitflexibilisierung in Deutschland mittlerweile 
weit verbreitet. Für Betriebe bieten sie den Vorteil, 
dass sie damit den Arbeitseinsatz an die Auftrags-
lage anpassen können, ohne dabei auf den exter-
nen Arbeitsmarkt zurückgreifen zu müssen (Cars-
tensen 2000; Gerner 2009). Dadurch sparen sich die 
Betriebe z. B. Such- und Einarbeitungs- bzw. Ent-
lassungskosten. Aus Sicht der Beschäftigten erge-
ben sich zumindest potenziell zwei zentrale Vortei-
le: Zum einen können sie souveräner über ihre Zeit 
verfügen, was die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf verbessern kann (Bellmann/Gewiese 2004). Zum 
anderen können Beschäftigungsverhältnisse stabi-
ler werden. Tatsächlich haben allerdings die betrieb-
lichen Belange in der Regel Vorrang vor den Belan-
gen der Beschäftigten, d. h. die Mitarbeiter können 
üblicherweise nur dann von einer erhöhten Arbeits-
zeitsouveränität profitieren, wenn dies mit den be-
trieblichen Erfordernissen vereinbar ist (Lindecke 
2008; Hamm 2008).
Empirische Analysen stützen die Vermutung, dass 
Arbeitszeitkonten vor allem in der Anfangsphase 
der Krise 2008/09 zu einer Stabilisierung der Be-
schäftigung beigetragen haben. So zeigen Auswer-
tungen des IAB-Betriebspanels eine weite Verbrei-
tung von Arbeitszeitkonten, und anhand der Daten 
der Betriebsrätebefragung des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung kann festgestellt werden, dass in 
den Betrieben in hohem Maße Arbeitszeitgutha-
ben von den Beschäftigten während der Krise ab-
gebaut wurden. Die bisherige Evidenz bezüglich der 
Beschäftigungseffekte auf der Mikroebene ist aller-
dings unklar und bedarf einer näheren Betrachtung. 
Auf diese Aspekte wird im Folgenden näher einge-
gangen.
3.4.1 Die Verbreitung von  
Arbeitszeitkonten
In diesem Abschnitt beruhen die Auswertungen auf 
den Daten des IAB-Betriebspanels (1999–2010). 
Hierbei handelt es sich um eine seit 1993 (in West-
deutschland) bzw. 1996 (in Ostdeutschland) durch-
geführte Erhebung auf Basis persönlicher Inter-
views mit Führungskräften der mittlerweile jährlich 
ca. 16.000 teilnehmenden Betriebe. Die Daten des 
IAB-Betriebspanels können dabei als repräsenta-
tiv für Betriebe der deutschen Volkswirtschaft mit 
mindestens einem sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten betrachtet werden (für weitere Ausfüh-
rungen siehe Fischer et al. 2009).
Abbildung A20 zeigt die Entwicklung des Anteils 
der Betriebe mit Arbeitszeitkonten. Während dieser 
vor der Krise immer zwischen 20 und 25 Prozent lag, 
ist er von 2008 auf 2009 sprunghaft auf mehr als 
30 Prozent gestiegen. Nach der Krise ging er wie-
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der etwas zurück. Inwieweit es sich bei diesem Spit-
zenwert im Jahr 2009 tatsächlich um einen krisen-
induzierten Anstieg des Anteils von Betrieben mit 
Arbeitszeitkonten handelt oder inwieweit bereits 
bestehende innerbetriebliche Regelungen im Zuge 
der Krise als Arbeitszeitkonten deklariert wurden, 
etwa weil sie als wichtiges Instrument der Krisen-
bewältigung in aller Munde waren, kann an dieser 
Stelle nicht geklärt werden. In jedem Fall gewannen 
Arbeitszeitkonten während der Krise an Bedeutung.
Der Anteil der Beschäftigten mit Arbeitszeitkonten 
ist seit Ende der 1990er von etwa 35 Prozent auf 
mehr als 50 Prozent während der Krise gestiegen 
(vgl. Abbildung A21). Der Anteil der Beschäftigten 
mit Arbeitszeitkonten ist höher als der Anteil der 
Betriebe mit Arbeitszeitkonten, da Arbeitszeitkon-
ten in größeren Betrieben wesentlich häufiger sind. 
Auch dieser Indikator zeigt, dass dieses Instrument 
mit der Zeit wichtiger geworden ist. 
3.4.2 Die Nutzung der Arbeitszeitkonten 
während der Krise
Aufgrund der unzureichenden Datenlage können 
viele Analysen zur Wirtschaftskrise bisher kaum 
berücksichtigen, in welchem Umfang und in wel-
cher Intensität Arbeitszeitkonten genutzt wurden, 
um Schwankungen der Auftragslage auszugleichen. 
Anhand der IAB-Arbeitszeitrechnung lässt sich je-
doch zeigen, in welchem Umfang die Guthaben 
auf den Arbeitszeitkonten während der Krise ab-
geschmolzen sind. Danach wurden im Durchschnitt 
aller beschäftigten Arbeitnehmer im Jahr 2009 die 
Guthaben um neun Stunden gegenüber dem Vor-
jahr abgebaut. Somit hat der Abbau der Plusstun-
den auf den Arbeitszeitkonten ähnlich stark zur Re-
duktion der Arbeitszeit beigetragen wie der Abbau 
bezahlter Überstunden (vgl. Abschnitt 2.1). 
Die Betriebsrätebefragung des WSI im dritten Quar-
tal 2009 hat überdies ergeben, dass der Abbau von 
Guthaben beziehungsweise der Aufbau von Zeit-
schulden auf Arbeitszeitkonten die häufigste Maß-
nahme zur Beschäftigungssicherung bei Betrieben 
mit mindestens 20 Beschäftigten und Betriebsrat 
war. Insgesamt hatte jeder dritte Betrieb einen Ab-
bau von Guthaben bzw. Aufbau von Zeitschulden 
bereits durchgeführt, geplant oder diese Maßnahme 
durchgeführt und weiter geplant. Daneben wurden 
zum Teil auch Kurzarbeit, Urlaubsregelungen oder 
personelle bzw. organisatorische Umstrukturierun-
Abbildung A20 
Betriebe mit Arbeitszeitkonten, 1999 bis 2010 
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Beschäftigte mit Arbeitszeitkonten, 1999 bis 2010 
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gen zur Beschäftigungssicherung eingesetzt. Be-
triebe, die sich von der Wirtschaftskrise betroffen 
fühlten, haben den Abbau von Zeitguthaben weit 
häufiger genutzt als Betriebe, die sich nach eigener 
Einschätzung nicht davon betroffen fühlten. In den 
meisten Fällen war die Krise auch Ursache für den 
Guthabenabbau. So war der Einsatz von Arbeits-
zeitkonten weit verbreitet und auch der Umfang, in 
dem Guthaben abgebaut wurden, war beträchtlich. 
In den Betrieben, die von der Wirtschaftskrise be-
troffen waren und deswegen Zeitguthaben abge-
baut haben, waren die Arbeitszeitkonten vor Beginn 
der Wirtschaftskrise gut gefüllt, im Durchschnitt 
mit 72 Stunden je Beschäftigtem. Nach dem Abbau 
waren hingegen die durchschnittlichen Guthaben 
auf 27 Stunden geschrumpft, d. h. zwischen dem 
dritten Quartal 2008 und dem dritten Quartal 2009 
sind rund 45 Stunden pro beschäftigten Arbeitneh-
mer abgebaut worden. Offensichtlich hat ein be-
trächtlicher Abbau der Guthaben stattgefunden. In 
26 Prozent der Betriebe waren die Guthaben sogar 
vollständig aufgebraucht. 
Aufgrund der starken Exportorientierung war die 
Industrie auch stärker von der Krise betroffen und 
baute die Arbeitszeitkonten mit durchschnittlich 
50 Stunden je Beschäftigtem kräftiger ab als der 
Dienstleistungssektor mit „nur“ 38 Stunden. Die 
ausgeprägte Flexibilität durch Arbeitszeitkonten 
beschränkte sich dabei nicht auf einzelne Arbeit-
nehmergruppen, sondern umfasste den großen Teil 
der Belegschaft, denn in sechs von zehn Betrieben 
war die deutliche Mehrheit der Beschäftigten vom 
Einsatz dieses Instruments betroffen. So haben in 
den Betrieben mit Arbeitszeitkonten im Schnitt je-
weils mehr als 60 Prozent der Beschäftigten Plus-
stunden auf den Arbeitszeitkonten verringert. 
Insgesamt betrachtet wurden in vielen Betrieben 
Guthaben abgebaut, jedoch gab es nur in wenigen 
Betrieben auch einen Aufbau von Zeitschulden in-
folge der Wirtschaftskrise. Zum Zeitpunkt der Be-
fragung waren nur in 5 Prozent der von der Krise 
betroffenen Betriebe die Arbeitszeitkonten im Mi-
nus. Sofern jedoch Minusstunden gemacht wurden, 
war der Umfang beträchtlich. Im Durchschnitt wur-
den in den Betrieben, die Zeitschulden aufgebaut 
hatten, rund 46 Minusstunden pro Beschäftigten 
gemacht und über die Hälfte der Arbeitnehmer war 
davon betroffen.
Zusammenfassend hat die Betriebsrätebefragung ge-
zeigt, dass die hohe Flexibilität der Unternehmen in 
der Krise 2008/09 zu einem beachtlichen Teil durch 
die angesammelten Guthaben während der vorange-
gangenen wirtschaftlichen Boomphase erklärt wer-
den kann (vgl. auch Abschnitt 3.2). Arbeitszeitkonten 
wurden im Zuge der Krise intensiv genutzt, allerdings 
in der Regel nur bis zu dem Punkt, an dem die Zeit-
guthaben aufgebraucht waren. Insofern ist es eine 
offene Frage, was passiert, wenn eine Rezession die 
Betriebe nicht im Anschluss an eine Phase so deut-
licher Überauslastung des Faktors Arbeit trifft. Ar-
beitszeitkonten können also zur Bewältigung von 
Krisen und damit zur Erhöhung der Arbeitsplatz-
sicherheit beitragen. Als sich die Wirtschaft wieder 
erholte, ermöglichten die Arbeitszeitkonten zudem 
eine schnelle Steigerung des Auslastungsgrades und 
der Produktivität (Zapf/Brehmer 2010). Darauf wei-
sen die im Jahr 2010 um 3,8 Stunden je Arbeitneh-
mer gestiegenen Zeitguthaben hin (Fuchs et al. 2011).
3.4.3 Mikroökonometrische Evidenz zu 
den Beschäftigungseffekten von  
Arbeitszeitkonten während der Krise
Bislang liegen zu den Beschäftigungseffekten von 
Arbeitszeitkonten während der Krise kaum Erkennt-
nisse auf mikroökonometrischer Basis vor. Erste Er-
gebnisse liefern Untersuchungen mit dem IAB-Be-
triebspanel. So vergleichen Bellmann/Gerner (2011) 
die Beschäftigungsentwicklung von 2008 auf 2009 
zwischen Betrieben, die von der Krise betroffen wa-
ren, und Betrieben, die nicht von der Krise betrof-
fen waren. Es zeigt sich, dass die betroffenen Betrie-
be ihre Beschäftigtenzahl stark reduzierten (–6 %), 
wobei es keinen Unterschied zwischen Betrieben 
mit und Betrieben ohne Arbeitszeitkonten gibt. Be-
triebe mit Arbeitszeitkonten weisen zum Teil sogar 
einen etwas höheren Beschäftigungsverlust auf, 
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wenngleich der Unterschied zu den Betrieben ohne 
Arbeitszeitkonten statistisch nicht signifikant ist.
Ein Grund für dieses überraschende Ergebnis kann 
darin liegen, dass Betriebe mit Arbeitszeitkonten 
systematisch stärker von der Krise betroffen waren 
als Betriebe ohne Arbeitszeitkonten. So beeinträch-
tigte die Krise insbesondere die exportorientierten 
Betriebe des sekundären Sektors, in denen Arbeits-
zeitkonten weiter verbreitet sind als anderswo. Auf-
grund des drastischen Einbruchs der Aufträge und 
Umsätze mussten diese Betriebe verschiedene For-
men der Anpassung nutzen, also sowohl Arbeits-
kräfte durch Arbeitszeitverkürzung horten als auch 
Arbeitskräfte entlassen, um die Krise zu bewältigen. 
Wie in Gerner (2012) gezeigt werden kann, ist der 
Umsatz in den Krisenbetrieben mit Arbeitszeit-
konten tatsächlich etwas stärker eingebrochen 
als in den Krisenbetrieben ohne Arbeitszeitkon-
ten. Dieser stärkere Umsatzrückgang wiegt aller-
dings den stärkeren Beschäftigungsrückgang nicht 
auf, sodass die Arbeitsproduktivität (pro Kopf) in 
den von der Krise betroffenen Betrieben mit Ar-
beitszeitkonten sogar etwas weniger eingebrochen 
ist (wenngleich der Unterschied nicht signifikant 
ist) als in den von der Krise betroffenen Betrieben 
ohne Arbeitszeitkonten (Gerner 2012).
Zusammenfassend lässt sich sagen: Die Daten des 
IAB-Betriebspanels zeigen eine weite Verbreitung 
von Arbeitszeitkonten. Auch belegen die Auswer-
tungen auf der Grundlage der Betriebsrätebefra-
gung des WSI, dass die Arbeitszeitkonten in der Krise 
intensiv genutzt wurden, um Zeitguthaben abzu-
bauen. Der Aufbau von Arbeitszeitschulden war in-
des eher die Ausnahme. Jedoch liefern Studien auf 
der Grundlage des IAB-Betriebspanels, die die Be-
schäftigungseffekte von Arbeitszeitkonten während 
der Krise untersuchen, keine empirischen Belege da-
für, dass der Einsatz dieses Instruments beschäfti-
gungsstabilisierend gewirkt hat. Wie passen diese Er-
gebnisse zusammen? Betriebswirtschaftlich kann ein 
Grund darin liegen, dass Betriebe Arbeitszeitkonten 
weniger deswegen einführen, um die Beschäftigung 
zu stabilisieren (oder allgemein um Arbeitskräfte zu 
halten), sondern um Überstundenzuschläge zu spa-
ren. Zudem könnte das beschäftigungsstabilisieren-
de Potenzial von Arbeitszeitkonten begrenzt sein. So 
konnten Beschäftigte vor Ausbruch der Krise zwar 
100 oder auch 200 Plusstunden auf ihrem Konto an-
gesammelt haben, angesichts der Schwere der Krise 
dürfte dieser Puffer allerdings schnell aufgebraucht 
gewesen sein. Ein weiterer Grund könnte der jähr-
liche Erhebungsrhythmus des IAB-Betriebspanels 
sein, wonach eine stabilisierende Wirkung von Ar-
beitszeitkonten während der ersten Krisenmonate im 
Jahresvergleich nicht mehr nachweisbar ist. Ein Pro-
blem des IAB-Betriebspanels kann schließlich darin 
liegen, dass keine Angaben zur Veränderung der Ar-
beitszeitkontensalden vorliegen und damit der Um-
fang und die Intensität der Nutzung von Arbeitszeit-
konten nicht hinreichend abgebildet werden kann.
3.5 Sozialpartnerschaft während der  
Wirtschaftskrise: Tarifbindung, Betriebsrat 
und betriebliche Bündnisse 
Grundsätzlich tragen zwei Säulen das deutsche Sys-
tem der Arbeitsbeziehungen: die Tarifautonomie 
und die betriebliche Mitarbeitervertretung durch 
Betriebsräte. Überbetriebliche Verbands- oder Flä-
chentarifverträge spielen eine wesentliche Rolle bei 
der Regelung von Arbeitsbedingungen und bei der 
Lohnfindung. Sie werden meist für Regionen und 
Branchen ausgehandelt und sorgen dort für einheit-
liche Wettbewerbsbedingungen bei den Arbeitskos-
ten. Für den einzelnen Betrieb ergibt sich daraus eine 
gesicherte Planungs- und Kalkulationsgrundlage. 
Zudem herrscht Betriebsfrieden während der Lauf-
zeit der Verträge. Der Verhandlungs- und Koordina-
tionsaufwand bei Tarifverhandlungen liegt bei den 
Verbänden, was die Betriebe zusätzlich entlastet. 
Löhne und Arbeitsbedingungen können jedoch nicht 
nur auf Branchenebene über (Flächen-)Tarifverträ-
ge, sondern auch auf Betriebs- oder Unternehmens-
ebene (Firmentarifverträge) oder in individuellen 
Arbeitsverträgen geregelt werden. Individuelle Ar-
beitsverträge werden vor allem in kleineren Betrie-
ben geschlossen. Für größere Firmen wird der Ver-
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waltungsaufwand schnell zu groß, wenn mit jedem 
Beschäftigten einzeln ein Arbeitsvertrag verhandelt 
werden muss. 
Im Arbeitsrecht haben Tarifverträge Vorrang ge-
genüber Betriebsvereinbarungen und Einzelarbeits-
verträgen und können deshalb auch als Mindestar-
beitsbedingungen interpretiert werden. Allerdings 
gelten Branchentarifverträge ihren Kritikern häufig 
als zu starr, da sie branchenweit zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden ausgehandelt 
werden und somit nicht die Situation jedes einzel-
nen Betriebs berücksichtigen können. Mittlerwei-
le sind jedoch Öffnungsklauseln in Branchentarif-
verträgen weit verbreitet, die explizit betriebliche 
Gestaltungsmöglichkeiten bieten. Insbesondere be-
triebliche Bündnisse, die im Rahmen solcher Öff-
nungsklauseln abgeschlossen werden, gelten als 
wichtiges Flexibilisierungsinstrument. Dadurch ha-
ben betriebsbezogene Regelungen und die betrieb-
lichen Interessenvertretungen in den vergange-
nen Jahren an Bedeutung gewonnen. Das gesamte 
System der Lohnfindung und der Aushandlung von 
Arbeitsbedingungen ist vielschichtiger geworden.
Auf betrieblicher Ebene regelt das Betriebsverfas-
sungsgesetz die institutionalisierte Interessenver-
tretung der Beschäftigten. Formal herrscht eine 
klare funktionale Trennung zwischen der Mitbe-
stimmung auf Branchenebene und auf betrieblicher 
Ebene. Die Praxis ist jedoch geprägt von einem viel-
fältigen Ineinandergreifen beider Ebenen mit wech-
selseitigen Abhängigkeiten. So obliegt den Betriebs-
räten die Umsetzung und Überwachung geltender 
Tarifverträge.
Beide Ebenen prägen die deutsche Wirtschaft und 
bildeten auch den Rahmen, in dem sich viele Betrie-
be während der globalen Wirtschaftskrise bewegen 
konnten. Inwieweit die beiden Institutionen Bran-
chentarifvertrag und Betriebsrat zur Stabilisierung 
der Wirtschaft und der Beschäftigung beigetragen 
haben, ist bislang weitgehend unerforscht. Eine Re-
duzierung des Deckungsgrads von Branchentarifver-
trägen durch Arbeitgeberaustritte ist insgesamt eher 
unwahrscheinlich, da aufgrund der Nachwirkungs-
fristen von Tarifverträgen eine kurzfristige Entlas-
tung bei den Personalkosten nicht zu erwarten ist. 
Auch mit Blick auf die Verbreitung von Betriebsräten 
spricht wenig dafür, dass die Krise zu einem gerin-
geren Deckungsgrad führen sollte. Eher im Gegen-
teil: Die Gründung eines Betriebsrats erfolgt häufig, 
wenn der Betrieb wirtschaftlich in Bedrängnis gerät 
(Schlömer/Kay 2010).
Eine offene Frage ist darüber hinaus, ob das Schließen 
betrieblicher Bündnisse in der Krise von den Betrie-
ben als eine probate Anpassungsstrategie betrachtet 
wurde, die verstärkt angewendet wurde (Heckmann 
et al. 2009). Unter dem Aspekt der Krisenbewälti-
gung sind die konkreten Auswirkungen betrieb licher 
Bündnisse auf die Beschäftigungsentwicklung von 
besonderem Interesse. In Abschnitt 3.5.3 soll daher 
der Frage nachgegangen werden, ob betrieb liche 
Bündnisse in der Krise zur Stabilisierung von Be-
schäftigung beigetragen haben. 
3.5.1 Entwicklung der Tarifbindung 
Unabhängig von der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat sich das bundesdeutsche System 
industrieller Beziehungen seit den 1990er Jahren 
stark verändert. Die Erosion der Branchentarifbin-
dung spielt hierbei eine wesentliche Rolle. Damit 
ist nicht nur die deutlich abnehmende formale Gel-
tung, d. h. die quantitative Reichweite, von bran-
chenweiten Verbandstarifverträgen angesprochen 
(Ellguth/Kohaut 2010). Im Zuge der Flexibilisierung 
des Tarifsystems schwindet auch die Normsetzungs-
kraft tariflicher Standards – Stichworte: kontrollier-
te Dezentralisierung, Differenzierung von Tarifnor-
men (Haipeter 2010; Bispinck 2004). Darunter fällt 
auch die „unkontrollierte oder wilde Dezentralisie-
rung“, also die Unterschreitung tariflicher Normen 
in tarifgebundenen Betrieben (Schroeder/Weinert 
1999; Artus 2003).
Wie immer man diese ‚qualitativen’ Entwicklungen 
einschätzt, zentral für die Diskussion ist und bleibt, 
wie sich der Deckungsgrad der Flächentarifbindung 
entwickelt – und damit die Frage, warum Manager 
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bzw. Eigentümer den Arbeitgeberverband und da-
mit den Branchentarif verlassen. Die in der Öffent-
lichkeit diskutierten Argumente zur Erklärung die-
ser vermeintlichen Fluchttendenzen stellen vor allem 
auf die mit den Tarifabschlüssen verbundenen (zu 
hohen) Kosten und die mangelnde Flexibilität tarif-
licher Regelungen ab. Die Betriebe würden dadurch 
„aus den Verbänden getrieben“ und versuchten nur, 
sich dem engen Korsett betriebsfremder, an wenigen 
Großbetrieben orientierter Normen zu entziehen. 
Seit Anfang der 1990er Jahre haben die Tarifpar-
teien als Reaktion auf diese Kritik sogenannte Öff-
nungs- und Härtefallklauseln in die Tarifverträge 
eingebaut. Damit kann unter bestimmten Voraus-
setzungen von den tariflich vereinbarten Normen 
abgewichen werden. Durch diese Reform inner-
halb des Systems sollte auch dessen äußerer Ero sion 
Einhalt geboten werden (Bispinck 2004; Kohaut/
Schnabel 2007). Mittlerweile sind Öffnungsklauseln 
Bestandteil der meisten Tarifverträge.
Im IAB-Betriebspanel werden die Daten zur Tarif-
bindung seit 1996 für Ost- und Westdeutschland 
erhoben. Auch wenn die Entwicklung der Tarifbin-
dung uneinheitlich verläuft, so ist in der langen 
Sicht die rückläufige Tendenz eindeutig (Ellguth/
Kohaut 2011). In Abbildung A22 ist die Entwick-
lung der Branchentarifbindung sowohl in der Ge-
samtwirtschaft als auch in der Privatwirtschaft 
dargestellt. Betrachtet man zunächst die Gesamt-
wirtschaft in Westdeutschland, so ging die dortige 
Flächentarifbindung von 70 Prozent der Beschäf-
tigten im Jahr 1996 auf 56 Prozent im Jahr 2010 
zurück. In Ostdeutschland war der Rückgang um 
19 Prozentpunkte auf 37 Prozent noch stärker. Die-
se Entwicklung wird durch die Betriebe der Privat-
wirtschaft getrieben. Im öffentlichen Sektor bleibt 
die Flächentarifbindung im betrachteten Zeitraum 
weitgehend stabil. Die Finanz- und Wirtschaftskrise 
scheint für die Betriebe kein Grund für einen mas-
senhaften Austritt gewesen zu sein. Dies verwun-
dert nicht, da – wie oben erwähnt – ein Austritt 
Abbildung A22 
Flächentarifbindung der Beschäftigten, 1996 bis 2010 
Anmerkung: 2010 verändertes Editingverfahren. 
















  Gesamtwirtschaft, West      Gesamtwirtschaft, Ost      Privatwirtschaft*, West       Privatwirtschaft*, Ost










































Entwicklung und Perspektiven des deutschen Arbeitsmarktes
aus dem Branchentarif keine kurzfristige Entlas-
tung bei den Personalkosten bringt. 
Die Daten zeigen zudem, dass in den letzten Jahren 
von einer Flucht aus dem Branchentarif keine Rede 
mehr sein kann. Inzwischen handelt es sich eher um 
einen Austausch von Betrieben, die den Branchen-
tarif verlassen und solchen, die eintreten. Der star-
ke Rückgang der Tarifbindung in den 1990er Jahren 
geht zu einem nicht unerheblichen Teil auf einen 
Wandel in der Betriebslandschaft zurück. So sind in 
größerem Umfang ältere Bestandsbetriebe aus dem 
Branchentarif ausgetreten, während die überwie-
gend kleinen Neugründungen auf eine Branchen-
tarifbindung verzichtet haben.
Betrachtet man mögliche Gründe, warum Betriebe 
ihre Tarifbindung aufgeben, so lässt sich kein kla-
res Bild des typischen Austrittsbetriebs zeichnen 
(Ellguth/Kohaut 2010). Immerhin zeigen die Daten, 
dass ein solcher Betrieb vor dem Austritt eher klein 
ist, über keinen Betriebsrat verfügt und im Rahmen 
des tariflich vereinbarten Lohnniveaus bleibt (keine 
übertarifliche Bezahlung). Umgekehrt reduziert es 
die Austrittswahrscheinlichkeit, wenn im Betrieb Ar-
beitszeitkonten genutzt werden. Dies ist ein Hinweis 
darauf, dass der Einsatz von Flexibilisierungsinstru-
menten den Verbleib im Branchentarif begünstigt. 
Allerdings zeigt sich bei anderen Instrumenten (z. B. 
dem Einsatz von Randbelegschaften) kein solcher 
Einfluss. Darüber hinaus ergeben sich eher unerwar-
tete Zusammenhänge: So hat der typische Austritts-
betrieb einen vergleichsweise niedrigen Lohnkosten-
anteil sowie positive Beschäftigungserwartungen.
Möglicherweise haben die in der Öffentlichkeit dis-
kutierten Argumente inzwischen ihre Gültigkeit 
verloren. Nachdem seit einiger Zeit nicht mehr von 
einer massenhaften Absetzbewegung aus dem Flä-
chentarif gesprochen werden kann, handelt es sich 
vermutlich eher um individuelle Entscheidungen 
oder spezifische Motive und Anlässe, die dem Aus-
tritt zugrunde liegen. Dazu passt, dass die Zahl der 
Betriebe, die sich neu an einen Tarif binden, auf ei-
nem vergleichbaren Niveau liegt. 
3.5.2 Entwicklung der Verbreitung  
von Betriebsräten 
Wie schon erwähnt, ist das bundesdeutsche duale 
System der Interessenvertretung durch eine fort-
schreitende Verlagerung von Regelungskompeten-
zen von der überbetrieblichen auf die betriebliche 
Ebene gekennzeichnet. In der Öffentlichkeit wird 
diese Bedeutungsverschiebung in erster Linie unter 
dem Aspekt der Flexibilisierung des Tarifsystems dis-
kutiert. Die in diesem Zusammenhang nach wie vor 
geforderte Erweiterung betrieblicher Handlungs-
spielräume tarifgebundener Betriebe setzt (mehr 
oder weniger stillschweigend) die Existenz eines 
kompetenten betrieblichen Verhandlungspartners 
voraus, der die Interessen der Arbeitnehmer bündelt 
und vertritt. Aber auch und gerade für die Betriebe 
ohne Tarifbindung stellt sich die Frage nach einer 
(gesetzlich legitimierten) Vertretung der Beschäf-
tigten auf betrieblicher Ebene. 
Vor diesem Hintergrund soll analog zur Tarifbin-
dung ein Eindruck der quantitativen Reichweite 
der betrieblichen Mitbestimmung, d. h. der Verbrei-
tung von Betriebsräten vermittelt werden. Tabel-
le A9 stellt die Verbreitung von Betriebsräten in 
der Privatwirtschaft (Betriebe ab fünf Beschäftig-
te) für Westdeutschland seit 1993 und für den Os-
ten seit 1996 dar. Für den Anteil der Betriebe mit 
gesetzlich legitimierter Interessenvertretung lässt 
sich weder in den alten noch den neuen Bundes-
ländern ein eindeutiger Trend ausmachen. Die An-
teilswerte bewegen sich seit einigen Jahren in bei-
den Landesteilen um die Zehn-Prozent-Marke. In 
Westdeutschland liegt dies zwar um zwei Prozent-
punkte unterhalb des Wertes von 1996, entspricht 
aber z. B. dem von 1993. In Ostdeutschland ist eine 
ähnlich geringe Schwankungsbreite zu beobach-
ten. Eine nennenswerte krisenbedingte Gründung 
von Betriebsräten hat offensichtlich nicht stattge-
funden.
Mehr Bewegung zeigt sich beim Anteil der Beschäf-
tigten in Betrieben mit Betriebsrat. Hier zeigt sich 
seit Mitte der 1990er Jahre deutlich ein allmäh-
licher Abwärtstrend. Ob die in den letzten Jahren 
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kaum veränderten Anteilswerte Zeichen einer Sta-
bilisierung sind, kann nur in der längeren Frist be-
antwortet werden. 
3.5.3 Die Rolle betrieblicher Bündnisse  
in der Krise
Dass in der jüngsten Krise Massenentlassungen ver-
hindert werden konnten, ist auch dem gemeinsamen 
Engagement der Sozialpartner und der Bundesre-
gierung zu verdanken. Dabei gelang es den Unter-
nehmen, Nutzen aus den institutionellen Reformen 
im deutschen System der industriellen Beziehungen 
zu ziehen. Dies gilt insbesondere für die tariflichen 
Öffnungsklauseln (Ellguth/Kohaut 2010). Diese er-
lauben es, von tarifvertraglichen Regelungen abzu-
weichen, wenn die Tarifvertragsparteien zustimmen. 
Auf dieser Basis können Unternehmen und Betriebs-
räte betriebliche Bündnisse für Beschäftigung und 
Standortsicherung abschließen. Dabei macht die Ar-
beitnehmerseite meistens Konzessionen im Arbeits-
zeit- und Entgeltbereich, für die die Arbeitgeber im 
Gegenzug Beschäftigungsgarantien und Investiti-
onszusagen geben. 
Betriebliche Bündnisse für Beschäftigung und 
Standortsicherung sind kein auf breiter Front ein-
gesetztes Instrument. Der Anteil der Betriebe mit 
entsprechenden Vereinbarungen erreicht gesamt-
wirtschaftlich nur 2 Prozent, der Anteil der be-
troffenen Beschäftigten immerhin 14 Prozent, da 
es sich überwiegend um Großunternehmen han-
delt. Am häufigsten werden diese im Bereich der 
Investitions- und Produktionsgüterindustrie (6 %) 
genutzt (Ellguth/Kohaut 2008). Bellmann/Gerner 
(2011) untersuchen die Verbreitung und die Wir-
kung von betrieblichen Bündnissen für Beschäf-
tigung und Standortsicherung auf das betriebli-
che Beschäftigungsniveau für den Zeitraum 2006 
bis 2009 mit Daten des IAB-Betriebspanels. Dem-
nach setzen die Betriebe in zunehmendem Maße 
auf betriebliche Bündnisse für Beschäftigung und 
Standortsicherung – aber nicht nur solche, die 
von der Krise betroffen sind. Die von der Krise 
betroffenen Betriebe haben dank dieser Bündnis-
se signifikant weniger Personal abgebaut als ver-
gleichbare Betriebe ohne diese Bündnisse. Dieses 
Ergebnis widerspricht Studien von Hübler (2005) 
und Bellmann et al. (2008), die negative und in-
signifikante Beschäftigungseffekte betrieblicher 
Bündnisse für Beschäftigung und Standortsiche-
rung ermittelt haben. Unklar ist aber weiterhin, 
ob eher eine generelle Kompromissbereitschaft 
und -fähigkeit von Unternehmen und Betriebs-
räten durch den Abschluss von betrieblichen 
Bündnissen dokumentiert wird, oder spezifische, 
auf die Bedürfnisse des einzelnen Betriebs zuge-
schnittene Vereinbarungen den geringeren Perso-
nalabbau in den Bündnisbetrieben in der Krise er-
klären.
3.6 Stabilitätsanker in der Krise – der 
deutsche Arbeitsmarkt im internationalen 
Vergleich
In den vorangegangenen Abschnitten wurde aus-
führlich dargestellt, wie sich der deutsche Arbeits-
markt an die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 
angepasst hat. Doch Deutschland steht nicht für 
sich allein. Eingebunden in das internationale poli-
Tabelle A9
Anteil der Betriebe bzw. Beschäftigten mit Betriebsrat, 1993 bis 2010 










1996 12 11 51 43
1998 10 9 50 40
2000 12 12 50 41
2001 12 12 50 41
2002 11 11 50 42
2003* 11 11 48 40
2004 10 9 47 40
2005 11 10 47 40
2006 10 10 46 39
2007 10 10 46 39
2008 10 9 45 37
2009 10 10 45 38
2010 10 10 45 37
Anmerkung: Basis: privatwirtschaftliche Betriebe ab fünf Beschäftigte (ohne Landwirtschaft und 
Organisationen ohne Erwerbszweck).
* Im Vergleich zum Vorjahr veränderte Fragestellung.
Quelle: IAB-Betriebspanel.
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tische System und den internationalen Handelsver-
bund, beeinflusst die deutsche Reaktion auf die Kri-
se die Situation in anderen Ländern, umgekehrt ist 
der deutsche Arbeitsmarkt nicht völlig losgelöst von 
den Maßnahmen, die anderswo ergriffen werden. 
Schließlich lohnt ein Blick über die Grenzen immer, 
um erfolgreiche und weniger erfolgreiche Praktiken 
zu identifizieren und entsprechende Schlussfolge-
rungen zu ziehen. 
Im Folgenden werden zunächst die Zusammenhän-
ge zwischen Wirtschaftskrise und Arbeitsmarkt-
entwicklung im internationalen Vergleich anhand 
aggregierter Kennzahlen für ausgewählte Länder 
erörtert. Einbezogen werden die USA und folgen-
de EU-Länder: die fünf bevölkerungsreichsten und 
wirtschaftsstärksten Länder, nämlich Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien; 
ferner die Niederlande und Dänemark, die in der 
Vergangenheit häufig als beschäftigungspolitische 
Vorbilder galten; Irland als von der Krise besonders 
stark betroffenes westliches EU-Land und schließ-
lich Polen und Estland als Vertreter der neuen EU-
Länder.
3.6.1 Entwicklung ausgewählter Arbeits-
märkte in Krise und Aufschwung
Unterschiedliche Betroffenheit der Länder 
von der Krise
Als umfassendster Indikator für die Krise selbst 
kann die Entwicklung des realen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) gelten, die in Abbildung A23 im Jahres-
vergleich wiedergegeben ist. Der Einbruch im Jahr 
2009 war in Estland (–13,9 %) und Irland (–7,6 %) 
besonders drastisch. Dänemark, Deutschland, Itali-
en und Großbritannien hatten Rückgänge von rund 
5 Prozent zu verzeichnen. Geringer war der Rück-
gang in den USA (–2,6 %), den Niederlanden und 
Spanien. Im Jahr 2010 wuchsen die meisten Volks-
wirtschaften wieder, mit Ausnahme von Irland und 
Spanien. Polen stellt einen Sonderfall dar, weil es 
als einziges Land eine positive Wachstumsdynamik 
über die Krise hinweg behaupten konnte. 
Entwicklung von Erwerbstätigkeit,  
Arbeitszeit und Arbeitsproduktivität
Im Ländervergleich fällt auf, dass nicht nur der 
Einbruch des realen BIP sehr unterschiedlich aus-
fiel, sondern auch die Reaktionen auf den jeweili-
gen Arbeitsmärkten. In den meisten Ländern setzte 
der Abbau der (saisonbereinigten) Erwerbstätig-
keit im vierten Quartal 2008 bzw. im ersten Quar-
tal 2009 ein24 und hielt etwa ein Jahr lang an. Vom 
Jahr 2008 aufs Jahr 2009 war der Einbruch in Est-
land, Irland und Spanien besonders drastisch, aber 
auch die USA verzeichneten einen Rückgang von 
rund 4 Prozent (vgl. Abbildung A23). Bemerkens-
wert ist, dass mit dem im Jahr 2010 einsetzenden 
Aufschwung anders als nach vorangegangen Re-
zessionen in Ländern wie den USA oder Dänemark 
nicht mehr Beschäftigung aufgebaut wurde. Erst 
im Jahr 2011 konnten in den USA wieder Beschäf-
tigungszuwächse verzeichnet werden. Unter den 
großen EU-Ländern konnte Deutschland den Stand 
der Erwerbstätigkeit von 2008 annähernd halten. 
Nach den Daten der Europäischen Arbeitskräfteer-
hebung war diese in den Jahren 2009 und 2010 mit 
jeweils –0,2 Prozent allerdings leicht rückläufig.25 
Aber auch in Frankreich und Großbritannien war 
der Rückgang der Erwerbstätigkeit im Jahr 2009 
gemäßigt ausgefallen (–0,9 % bzw. –1,7 %). Zudem 
setzte in beiden Ländern im Jahr 2010 wieder ein 
leichter Beschäftigungsaufbau ein. Polen stellt wie-
derum eine Ausnahme dar, da es das einzige Land 
war, in dem die Erwerbstätigkeit sowohl 2009 als 
auch 2010 leicht zunahm.
24 In den USA, dem Ausgangspunkt der Finanzkrise, 
setzte der Rückgang zwar schon etwa ein halbes Jahr 
früher ein, beschleunigte sich aber erst gegen Ende 
des Jahres 2008.
25 Die Zahlen zur Erwerbstätigkeit in diesem Abschnitt 
beruhen auf der Europäischen Arbeitskräfteerhe-
bung, die in Deutschland als Teilstichprobe des Mikro-
zensus erhoben wird. Damit stellen sich die Entwick-
lungstrends in Deutschland geringfügig anders dar 
als in der Erwerbstätigenrechnung auf Grundlage der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, die von 2009 
auf 2010 ein leichtes Plus von 0,5 Prozent ausweist.
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Die Krise wirkte sich auf einzelne Gruppen von Er-
werbstätigen sehr unterschiedlich aus (ausführlicher 
dazu: OECD 2010). Anders als in früheren Rezessio-
nen ist die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer so-
gar leicht gestiegen. Dagegen waren Jugendliche 
und junge Erwachsene überdurchschnittlich vom 
Personalabbau betroffen. Besonders ausgeprägt war 
diese Entwicklung in Irland, Estland, Spanien und 
den USA. Länderübergreifend waren Leiharbeitneh-
mer und befristet Beschäftigte besonders stark vom 
Personalabbau betroffen, ebenso Beschäftigte im 
Verarbeitenden Gewerbe, und damit zugleich auch 
Männer stärker als Frauen. Eine Besonderheit stellt 
der Bausektor dar. In den USA, Spanien, Irland und 
Estland kam es im Vorfeld der Krise zu einer speku-
lativ bedingten Expansion im Baugewerbe. In die-
sen Ländern war die Wirtschaftskrise zugleich eine 
Strukturanpassungskrise des Bausektors. Der Rück-
gang der Erwerbstätigkeit in der Baubranche mach-
te in diesen Ländern zwischen 30 Prozent (USA) und 
46 Prozent (Spanien) des gesamten Rückgangs der 
Erwerbstätigkeit aus.
Die beträchtlichen Länderdivergenzen im Hinblick 
auf die Beschäftigungsentwicklung in Krise und Auf-
schwung sind aber auch Ausdruck der unterschied-
lichen Anpassungsreaktionen der Unternehmen auf 
den Nachfragerückgang. Wie in den vorangegange-
nen Abschnitten bereits ausgeführt, können die Un-
ternehmen die Beschäftigung grundsätzlich extern 
anpassen, d. h. durch Entlassungen oder im Extrem-
fall auch durch Betriebsschließungen reduzieren. Sie 
können die Beschäftigung aber auch intern anpas-
sen und trotz Auftragsrückgangs Mitarbeiter im Be-
trieb halten (Arbeitskräftehorten, vgl. Abschnitt 3.2), 
indem sie die Arbeitszeit pro Beschäftigten reduzie-
ren und/oder pro Arbeitsstunde weniger Arbeits-
leistung abrufen. Ob die externe oder die interne 
Anpassung dominiert, hängt in starkem Maße von 
institutionellen Gegebenheiten im jeweiligen Land 
ab, auf die weiter unten eingegangen wird. 
Ein Rückgang der Arbeitszeit pro Erwerbstätigen 
und/oder der Arbeitsproduktivität je Arbeitsstun-
de kann als Indiz für eine überwiegend interne An-
passung herangezogen werden.26 Der kumulierte Ef-
fekt beider Indikatoren war in Deutschland im Jahr 
26 Allerdings kann die durchschnittlich geleistete Ar-
beitszeit auch infolge von Entlassungen sinken, näm-
lich dann, wenn Vollzeitbeschäftigte stärker vom Per-
sonalabbau betroffen sind als Teilzeitkräfte.
Abbildung A23 
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2009 mit –4,9 Prozent27 am höchsten (siehe Abbil-
dung A24), während die Erwerbstätigkeit (externe 
Anpassung) mit –0,2 Prozent hierzulande nur leicht 
gesunken ist. Auch in den Niederlanden, Frankreich, 
Italien und selbst in Großbritannien war der Rück-
gang der Arbeitszeit und Arbeitsproduktivität zu-
sammengenommen stärker als der Rückgang der 
Erwerbstätigkeit. In Estland, Irland und Dänemark 
verhielt es sich umgekehrt: Der Effekt des Beschäf-
tigungsabbaus war stärker im Vergleich zum kumu-
lierten Effekt der internen Anpassung. In Spanien 
und den USA nahmen die Stundenproduktivität und 
die Arbeitszeit zusammengenommen sogar zu, wäh-
rend die Erwerbstätigkeit überproportional abnahm 
(vgl. Abbildung A24).
Für die Veränderung dieser Indikatoren im Auf-
schwung liegen die Daten noch nicht für alle Län-
der vor. Es ist aber bereits erkennbar, dass in den 
Ländern, in denen in der Rezession die interne An-
passung dominierte, diese im Aufschwung zum Tra-
gen kommt – wenn auch in umgekehrter Richtung. 
27 Davon entfielen 2,7 Prozent auf die Reduktion der 
durchschnittlichen Arbeitszeit und 2,2 Prozent auf 
die gesunkene Stundenproduktivität.
So stiegen in Deutschland im Aufschwungjahr 2010 
Arbeitszeit und Stundenproduktivität um insgesamt 
3,1 Prozent. Davon entfielen allein 2,1 Prozent auf 
den Wiederanstieg der durchschnittlichen Arbeits-
zeit. Wie in den Niederlanden und Italien war der 
Beschäftigungszuwachs in Deutschland dagegen 
deutlich geringer (nach der internationalen Statis-
tik, vgl. Fußnote 20). Allerdings kann – im Gegensatz 
zur Einschätzung der OECD (2010) – in Deutschland 
nicht von einem „Jobless Growth“, einem Wachs-
tum ohne Beschäftigungszuwachs, gesprochen wer-
den. Gegen diese These spricht auch die Tatsache, 
dass nach amtlichen Daten die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung (+1 %) im Jahresdurch-
schnitt 2010 stärker gestiegen ist als die Erwerbstä-
tigkeit insgesamt (+0,5 %) (Fuchs et al. 2011).
Im Gegensatz zu früheren Rezessionen ist aller-
dings in Ländern mit einer überwiegend externen 
Anpassung (USA, Dänemark, Irland, Spanien) die 
Beschäftigung nach der Krise im Jahr 2010 nicht 
angestiegen. In den USA waren vor allem zu Be-
ginn der Krise – und im Unterschied zu früheren 
Rezessionsphasen – die Zugänge in Beschäftigung 
(Einstellungen) zurückgegangen. Erst im späteren 
Verlauf (4/2008 und 1/2009) stieg die Zahl der Ent-
Abbildung A24 
Veränderung von Arbeitszeit*, Arbeitsproduktivität** und Erwerbstätigkeit, 2009 gegenüber 2008 
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lassungen stark an. Der Beschäftigungsaufbau seit 
Anfang 2010 wurde zunächst durch weniger Ent-
lassungen und nicht durch mehr Einstelllungen ge-
trieben. Mit der Zunahme der Zahl offener Stellen 
steigen seit 2011 sowohl die Zugänge in Beschäfti-
gung (Einstellungen) wieder stärker an. Der Jobauf-
bau hat den Vorkrisenstand noch nicht erreicht, 
nimmt erst zusehends an Fahrt auf. Die Tatsache, 
dass 2011 netto wieder 2 Mio. neue Arbeitsplätze 
entstanden sind, deutet nicht – wie lange Zeit be-
fürchtet – auf ein länger anhaltendes Wirtschafts-
wachstum ohne entsprechendes Beschäftigungs-
wachstum („Jobless Recovery“) hin. 
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit  
im Ländervergleich
Vor Einsetzen der Krise war unter den Vergleichslän-
dern die Arbeitslosigkeit in den Niederlanden und 
Dänemark besonders niedrig, und auch in Groß-
britannien und den USA lagen die Arbeitslosen-
quoten bei rund 6 Prozent (vgl. Abbildung A25). 
Deutschland hingegen verzeichnete im dritten 
Quartal 2008 mit 7,4 Prozent noch eine vergleichs-
weise hohe Arbeitslosenquote. Seitdem kehrte sich 
die Rangfolge teilweise um: Die deutsche Quote war 
im ersten Quartal 2011 die zweitniedrigste28 nach 
den Niederlanden. Spiegelbildlich zum Beschäfti-
gungsrückgang war der Anstieg in Estland, Irland 
und Spanien besonders drastisch. Bemerkenswert 
ist der Anstieg der Arbeitslosigkeit in Polen, der bei 
der relativ günstigen Beschäftigungsentwicklung ei-
gentlich nicht zu erwarten wäre und möglicherweise 
auf einen Anstieg der Erwerbsbeteiligung zurückzu-
führen ist.
Die Rezession führte zudem in fast allen Ländern 
zu einem Anstieg der Unterbeschäftigung, der 
nicht in den offiziellen Arbeitslosenzahlen sichtbar 
wird, weil er Personen betrifft, die nicht (mehr) ak-
tiv nach Arbeit suchen, weil sie an Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik teilnehmen, eine Ar-
beitsaufnahme für aussichtslos halten oder deren 
tatsächliche Arbeitszeit geringer als die gewünsch-
te Arbeitszeit ist (unfreiwillige Teilzeitarbeit oder 
28 Deutschland ist unter den Vergleichsländern zudem 
das einzige Land, in dem die Arbeitslosenquote der 
Altersgruppe 15–24 im Jahr 2010 (9,9 %) niedriger 
war als im Jahr 2008 (10,6 %). In der EU-27 stieg die 
Arbeitslosenquote dieser Gruppe im selben Zeitraum 
von 15,8 auf 21,1 Prozent, in den USA von 12,8 auf 
18,4 Prozent.
Abbildung A25 
Arbeitslosenquoten in ausgewählten Ländern, 2008 bis 2010 
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Kurzarbeit). Nach Schätzungen der OECD war Ende 
2009 die so erfasste „Unterbeschäftigung im wei-
teren Sinne“ mehr als doppelt so hoch wie die Ar-
beitslosenquoten nach ILO-Definition (OECD 2010).
Zudem stieg in den Ländern mit überwiegend ex-
terner Anpassung über Entlassungen (USA, Dä-
nemark, Irland, Spanien) die Arbeitslosigkeit im 
Jahr 2010 weiter an. Insbesondere erhöhte sich 
die Langzeitarbeitslosigkeit in diesen Ländern seit 
2008 erheblich (siehe Abbildung A26). In den USA 
ist die Arbeitslosigkeit seit Beginn des Aufschwungs 
Ende 2009 in Relation zum BIP-Wachstum tenden-
ziell zu hoch. Ob sich in den USA konjunkturelle Ar-
beitslosigkeit aber zu struktureller Arbeitslosigkeit 
verfestigt (hat), ist umstritten. Schätzungen gehen 
davon aus, dass die „natürliche“ Arbeitslosenrate 
(NAIRU=quasi-gleichgewichtige inflationsneutra-
le Arbeitslosenquote) im Zeitraum 2008 bis 2011 
zwischen 0,5 und 1,5 Prozentpunkten gestiegen ist 
(Elsby et al. 2011). Ob gerade die flexiblen Arbeits-
märkte der USA und Dänemarks tatsächlich mittel-
fristig mit persistenter Arbeitslosigkeit zu kämpfen 
haben, bleibt aber abzuwarten.
3.6.2 Institutionen und Politiken  
im Ländervergleich
Institutionelle Rahmenbedingungen  
und arbeitsmarktpolitische Reaktionen 
Ein Ländervergleich von Maßnahmen zur Beschäf-
tigungssicherung als Reaktion auf den drastischen 
Einbruch des BIP Ende 2008/Anfang 2009 zeigt, 
dass die eingeschlagenen Wege stark von den insti-
tutionellen Rahmenbedingungen der jeweiligen Ar-
beitsmärkte, insbesondere der Arbeitsgesetzgebung 
(Kündigungsschutz), dem Tarifverhandlungssystem 
und dem etablierten System der aktiven und pas-
siven Arbeitsmarktpolitik abhängig waren (Konle-
Seidl/Rhein 2009). 
Wie in Abbildung A24 gezeigt, erfolgte die Anpas-
sung der Beschäftigung über einen Mix aus Verän-
derungen der Arbeitszeit, Stundenproduktivität und 
Entlassungen. In Ländern mit stark regulierten Ar-
beitsmärkten wie Deutschland, Italien, den Nieder-
landen und Frankreich dominierte die „interne An-
passung“, während in Ländern mit einem liberalen 
Kündigungsschutz wie den USA und Dänemark oder 
Abbildung A26 
Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen, 2008 bis 2010 
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mit einem hohen Anteil befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse wie in Spanien die Anpassung überwie-
gend über Entlassungen erfolgte.
Die Verkürzung der Arbeitszeit und die Verringe-
rung der Arbeitsdichte – und damit der Stunden-
produktivität – sind die zwei zentralen Komponen-
ten des Arbeitskräftehortens. Kurzarbeit hat in der 
Krise insbesondere in Ländern mit überwiegend in-
terner Anpassung an Bedeutung gewonnen. Zwi-
schen 2007 und 2009 (jeweils 2. Quartal) stieg der 
Beitrag der Kurzarbeiter – gemessen in Vollzeitäqui-
valenten – zum gesamtwirtschaft lichen Arbeitsvo-
lumen in Italien um 1,6 Prozent, in Deutschland 
und Finnland um jeweils 1,1 Prozent, in Belgien um 
1,0 Prozent, in Japan um 0,7 Prozent und in Frank-
reich und Österreich um jeweils 0,2 Prozent (Boeri/
Brücker 2011). 
Es gibt aber auch innerhalb der Ländergruppe mit 
überwiegend interner Anpassung erhebliche Diffe-
renzen. So fand in Frankreich die Anpassung an den 
Nachfragerückgang in weit geringerem Umfang als 
in Deutschland über die Reduzierung der Arbeits-
zeit statt. Dies spiegelt Unterschiede in den betrieb-
lichen Möglichkeiten der Arbeitszeitflexibilisierung 
wider – sei es durch Abbau von Überstunden, Nut-
zung von Arbeitszeitkonten oder Kurzarbeit. Zum 
einen wurde Kurzarbeit in Frankreich weniger stark 
eingesetzt als in Deutschland. Zum anderen sind Ar-
beitszeitkonten weniger verbreitet als hierzulande 
(siehe Abbildung A27). Auch sind die Möglichkeiten, 
tarifliche Öffnungsklauseln zur Beschäftigungssi-
cherung einzusetzen, dort weitaus geringer. Denn in 
Deutschland sind betriebliche Bündnisse zwischen 
Betriebsrat/Gewerkschaften und Arbeitgebern wei-
ter verbreitet. Eine Grundvoraussetzung für betrieb-
liche Bündnisse zur Beschäftigungs sicherung sind 
kooperative Arbeitsbeziehungen, die gegenseitiges 
Vertrauen erfordern. Dies ist im System der deut-
schen Sozialpartnerschaft gegeben. Dagegen sind 
die Arbeitsbeziehungen in Frankreich eher von ge-
genseitigem Misstrauen bestimmt, was mehr staat-
liche Regulierung erfordert und die betriebsin-
ternen Anpassungsmöglichkeiten in Krisenzeiten 
einschränkt (siehe auch Aghion/Algan/Cahuc 2008). 
Aktive und passive Arbeitsmarktpolitik  
in der Krise
Arbeitsmarktpolitik in Krisenzeiten verfolgt nicht 
nur das Ziel, Menschen wieder in Beschäftigung zu 
bringen, sondern auch, das Vertrauen der Bevölke-
rung in die künftige wirtschaftliche Entwicklung zu 
stärken. Neben der Kurzarbeit sind auch „klassische“ 
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik geeignet, 
diese Funktion zu erfüllen. Diese Maßnahmen sollen 
vor allem einer Verfestigung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit entgegenwirken, Problemgruppen fördern 
und in der Krise vertrauensbildend wirken (Konle-
Seidl/Stephan 2009).
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik soll-
ten aber – trotz ihrer Entlastungsfunktion in Kri-
senzeiten – das Ziel der Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit nicht aus den Augen verlieren. In der 
Vergangenheit stiegen die Mittel für aktive Arbeits-
marktpolitik im OECD-Länderdurchschnitt – mit 
Ausnahme von Dänemark – allerdings nicht propor-
tional zur Arbeitslosenquote an. Das ist auch sinn-
Abbildung A27 
Verbreitung von Arbeitszeitkonten in der EU, 2009 
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Abbildung A28 
Veränderung der Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik*, 2009 gegenüber 2008
 
* Änderung der Ausgaben in Prozentpunkten (Ausgaben werden in Prozent des BIP gemessen).
Quelle: LMP Datenbank von EUROSTAT/OECD.
voll, denn insbesondere ein Ausbau subventionier-
ter und öffentlich geförderter Beschäftigung kann 
längerfristig unerwünschte Nebenwirkungen haben 
und die Integrationschancen in den regulären Ar-
beitsmarkt sogar verschlechtern. Prinzipiell dürften 
in der Krise die Opportunitätskosten von Maßnah-
men dadurch sinken, dass Einbindungseffekte so-
wie zeitweilig auch Stigmatisierungs- und Verdrän-
gungseffekte an Bedeutung verlieren.
In Ländern mit einem niedrigen Absicherungsniveau 
wurde das Niveau beziehungsweise die Bezugsdau-
er des Arbeitslosengelds erhöht (z. B. USA) oder der 
Bezug von Arbeitslosengeld auch für atypisch Be-
schäftigte wie Leiharbeiter und befristet Beschäf-
tigte erleichtert (z. B. in Schweden und Japan). Im 
Jahr 2009 sind die Ausgaben für passive Leistungen 
(Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe) – gemessen 
am BIP – erwartungsgemäß in den Ländern beson-
ders stark gestiegen, in denen die Arbeits losigkeit 
stark zugenommen hat, nämlich in Spanien, Ir-
land, Estland, und Dänemark (vgl. Abbildung A28). 
In 15 OECD-Ländern mit niedrigen Lohnersatzraten 
und einer kurzen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 
wie z. B. in den USA wurde das Arbeitslosengeld 
– vorübergehend bis zum Jahr 2011 – erhöht und 
die Bezugsdauer insgesamt von 26 auf 99 Wochen 
ausgedehnt (Grubb 2011). Trotz eines nur gering-
fügigen Anstiegs der Arbeitslosigkeit stiegen auch 
in Deutschland die passiven Leistungen mehr als 
im OECD-Durchschnitt, was vor allem auf die star-
ke Zunahme der Bezieher von Kurzarbeitergeld zu-
rückzuführen ist.
Bei der Ausgabenentwicklung für aktive Maßnah-
men fällt auf, dass Polen neben Dänemark den 
stärksten Ausgabenzuwachs verzeichnete. Im Un-
terschied zu vorangegangenen Krisenperioden wur-
den in allen hier analysierten Ländern vor allem 
die Ausgaben für „Arbeitsmarktdienstleistungen“ 
(Kate gorie 1 der LMP-Datenbank von EUROSTAT 
und OECD29) erhöht, was größtenteils auf die Ein-
stellung zusätzlicher Vermittler und Berater zurück-
zuführen ist. Zusätzliche Ressourcen wurden auch 
für Qualifizierungsmaßnahmen (Kategorie 2 der 
LMP-Datenbank) aufgewendet, wobei die Ausga-
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ßergewöhnlich hoch ausfiel. Des Weiteren wurden 
vermehrt Eingliederungszuschüsse für bestimmte 
Zielgruppen eingesetzt. Dagegen kam es generell 
nicht mehr zu einer massiven Ausweitung von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen im öffentlichen Sek-
tor und zu einer Subventionierung der Frühverren-
tung – Strategien, die in früheren Krisen mit dem 
Ziel eingesetzt worden waren, den Arbeitsmarkt zu 
entlasten.
Bedeutung automatischer Stabilisatoren  
im Ländervergleich
In einem ausgebauten Sozialstaat kann das Steu-
er- und Transfersystem konjunkturelle Schwankun-
gen glätten. Dabei wirken die automatischen Sta-
bilisatoren sowohl auf der Ausgabenseite, z. B. über 
das Arbeitslosengeld und die Grundsicherung für 
erwerbsfähige Hilfebedürftige, als auch auf der Ein-
nahmeseite, z. B. über die (progressiven) Einkom-
mensteuern und die Sozialversicherungsbeiträge. 
Auch Ausgaben für aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen haben eine stabilisierende Wirkung. 
Je stärker ausgebaut ein Sozialsystem ist, desto 
größer ist seine Stabilisierungswirkung. Denn der 
Sozial staat stabilisiert Einkommen und Güternach-
frage besonders jener Gruppen, die am härtesten 
von der Krise getroffen werden. Zudem ist die Wir-
kung unmittelbar: Wer arbeitslos wird und damit 
Lohneinkommen verliert, zahlt keine Lohnsteuer, er-
hält aber Arbeitslosengeld. Darüber hinaus entfal-
tet ein gut ausgebauter Sozialstaat auch dadurch 
antizyklische Wirkung, dass er die Einkommenser-
wartungen privater Haushalte stabilisiert und über-
mäßiges Vorratssparen verhindert. Diese Wirkung ist 
allerdings schwierig zu quantifizieren. 
Innerhalb der EU unterscheiden sich die automa-
tischen Stabilisierungseffekte des Sozialstaates je 
nach dessen Umfang erheblich: Einschlägige Ana-
lysen zeigen, dass die durch einen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit ausgelöste Stabilisierungswirkung des 
Sozialstaates in Dänemark am höchsten ist, gefolgt 
von Belgien, Deutschland, Schweden und Öster-
reich. In Süd- und Osteuropa sind sie dagegen rela-
tiv gering. Zudem ist die stabilisierende Wirkung des 
Sozialstaates in der EU insgesamt deutlich höher als 
in den USA (Dolls/Fuest/Peichl 2010).
Neben den automatischen Stabilisatoren entfalte-
ten auch diskretionär eingesetzte sozialpolitische 
Maßnahmen eine stabilisierende Wirkung in der 
Krise. Diskretionäre sozialpolitische Maßnahmen 
umfassen alle aktiven Maßnahmen, die das Einkom-
men und die Beschäftigungssituation der Bevölke-
rung bzw. bestimmter Bevölkerungsgruppen ver-
bessern sollen; sie erreichten 2009 und 2010 in der 
EU ein Volumen von rund 1,1 Prozent des BIP und 
bestanden überwiegend in der Senkung der Abga-
benbelastung der privaten Haushalte. Dänemark, 
Schweden, Belgien, Portugal und Spanien setzten 
ausgabenseitige Impulse, deren Volumen größer als 
0,5 Prozent des BIP war. Zwei Drittel der gesamten 
sozialpolitischen Impulse in der EU entfielen aller-
dings auf Maßnahmen in Deutschland und Spa-
nien. Das WIFO-Institut schätzt den Anstieg des 
BIP aufgrund dieser Maßnahmen im Euro-Raum 
auf 0,9 Prozent. Frankreich und Italien, aber auch 
Ungarn oder Irland setzten dagegen kaum diskre-
tionäre Maßnahmen ein, profitierten aber von den 
expansiven Maßnahmen ihrer Handelspartner. Die 
aus dem Anstieg des BIP abgeleiteten Beschäfti-
gungseffekte werden EU-weit auf etwa 330.000 
Arbeitsplätze geschätzt – was in Relation zu den 
eingesetzten Mitteln eher wenig erscheint (Leoni/
Martenbauer/Trockner 2011). Deutlich höher waren 
die Beschäftigungswirkungen direkter öffentlicher 
Beschäftigung und zielgerichteter Subventionen an 
Betriebe, etwa für Kurzarbeit. Während die skandi-
navischen Länder die öffentliche Beschäftigung in 
staatlichen Dienstleistungssektoren ausweiteten, 
spielte Kurzarbeit insbesondere in kontinental- und 
südeuropäischen Ländern eine wichtige Rolle. 
3.6.3 Lehren aus dem Ländervergleich
Finanzmarktkrisen hatten in der Vergangenheit 
meist starke und lange nachwirkende negative Ef-
fekte auf Aktienkurse, Produktion und Beschäf-
tigung (Reinhart/Rogoff 2009). Die globale Krise 
2008/09 hatte bzw. hat aber im Hinblick auf Dauer 
83Teil I
Entwicklung und Perspektiven des deutschen Arbeitsmarktes
und Tiefe im Ländervergleich sehr unterschiedliche 
Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte. 
Während die Beschäftigungsentwicklung in der 
Krise in Ländern wie Deutschland, Polen oder den 
Niederlanden unerwartet positiv ausfiel, war sie in 
den USA, Spanien, Irland, aber auch im „Flexicurity-
Land“ Dänemark selbst im Aufschwung noch un-
befriedigend. Deutschland konnte den importierten 
Nachfrageschock auf dem Arbeitsmarkt besser ab-
federn als in vorangegangenen Rezes sionen.
Nach Auffassung der OECD gibt es bislang keine 
schlüssige Evidenz darüber, warum manche Länder 
die jüngste Krise besser gemeistert haben als ande-
re. Wichtig ist sicherlich, ob sich die Krise vorrangig 
als Nachfragekrise niederschlug wie in Deutschland 
oder zu einer Strukturkrise ausdehnte wie im spani-
schen Fall. Im Hinblick auf die Abfederung des mas-
siven Nachfrageschocks in den Jahren 2008/2009 
war das deutsche Modell der Beschäftigungssiche-
rung, gekennzeichnet durch betriebsinterne An-
passungen mittels flexibel gestaltbarer Kollektiv-
verträge, offensichtlich erfolgreicher als das auf 
numerische Flexibilität (Hire & Fire) und hohe Ein-
kommenssicherheit bei Beschäftigungslosigkeit 
setzende dänische Flexicurity-Modell, aber auch 
erfolgreicher als die USA mit ihrem weitgehend de-
regulierten Arbeitsmarkt. Die spezifische Kombi-
nation aus Sozialpartnerschaft, Kündigungsschutz, 
hoher interner betrieblicher Flexibilität, arbeits-
marktpolitischen Instrumenten (Kurzarbeit) und 
strukturellen Reformen in der Vorkrisenzeit hat sich 
in der Krise 2008/09 offensichtlich besser bewährt 
als das institutionelle Gefüge in Ländern, die bislang 
als Vorbilder angesehen wurden. 
Unklar ist allerdings der Zusammenhang zwischen 
Sozialstaat und Arbeitsmarkt. Einerseits ist das So-
zialsystem ein wichtiger automatischer Stabilisator 
in der Krise, andererseits können hohe Sozialleistun-
gen negative Anreizwirkungen entfalten. In der Ver-
gangenheit hatte Dänemark gute Erfahrungen mit 
der stabilisierenden Wirkung der aktiven Arbeits-
marktpolitik gemacht, deren Mittel bei einem An-
stieg der Arbeitslosenquote automatisch ausgewei-
tet wurden. Inwieweit diese Ausgaben auch in der 
Krise 2008/09 effizient eingesetzt wurden und ei-
ner Verfestigung der Arbeitslosigkeit weiterhin er-
folgreich entgegenwirken werden, ist bislang noch 
nicht abzusehen.
Lehrreich in diesem Zusammenhang sind die Er-
fahrungen, die die USA mit der „bedingungslosen“ 
Ausweitung des Arbeitslosengelds gemacht haben. 
Zwischen 2008 und 2011 wurde sowohl der berech-
tigte Personenkreis als auch die Höhe und Bezugs-
dauer des Arbeitslosengelds erheblich ausgeweitet. 
Die Ausgaben für aktive Maßnahmen wurden da-
gegen gesenkt und die Aktivierung von Arbeitslo-
sen zurückgefahren. Zudem wurde die Finanzie-
rung vollständig auf die Bundesebene verlagert, 
während Leistungsverwaltung und Arbeitsvermitt-
lung auf der Ebene der Bundesstaaten verblieben. 
Das amerikanische „Experience Rating“, bei dem der 
Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversicherung an 
das Entlassungsverhalten der Betriebe gekoppelt ist, 
verlor faktisch seine Bedeutung. Hinweise darauf, 
dass eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik mit etab-
lierten Beratungs- und Vermittlungsstandards auch 
in der Krise von Bedeutung ist, geben Schätzungen, 
nach denen die „temporäre Ausdehnung des Ar-
beitslosengelds ohne Aktivierung“ die US-Arbeits-
losenrate um einen Prozentpunkt erhöht hat (Els-
by et al. 2011). In dieser Hinsicht hat Deutschland 
mit der Ausdehnung von Vermittlungs-, Qualifizie-
rungs- und beschäftigungssichernden Maßnahmen 
– zu nennen sind hier insbesondere die erleichterte 
Kurzarbeit und die Einstellung zusätzlicher Arbeits-




4 Zusammenfassung und Fazit
In den Jahren 2008/09 durchlief die deutsche Wirt-
schaft die schlimmste Rezession der Nachkriegszeit. 
Über vier Quartale in Folge schrumpfte die wirt-
schaftliche Aktivität, und im ersten Quartal 2009 lag 
das preis- und saisonbereinigte Bruttoinlandspro-
dukt um 6,6 Prozent niedriger als im ersten Quartal 
2008. Eine Rezession dieser Schärfe hätte nach den 
Erfahrungen der Vergangenheit zu einer extremen 
Belastung für den Arbeitsmarkt führen müssen. Die 
Beschäftigung hätte demnach um 1,5 Mio. abneh-
men können (Möller 2009); auch war es plausibel zu 
erwarten, dass die Arbeitslosigkeit in Wintermona-
ten die Fünf-Millionen-Marke wieder überschreitet.
Angesichts solcher Prognosen mussten Strate gien 
gefunden werden, die Wucht der Krise abzufedern: 
Die Politik legte ein diversifiziertes Konjunkturpro-
gramm auf; das Konjunkturpaket II senkte unter 
anderem die bürokratischen Hürden und erhöhte 
die finanziellen Anreize, um die Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit in den Betrieben attraktiver zu ma-
chen. Überdies waren in den zurückliegenden Jah-
ren weitere Potenziale geschaffen worden, um die 
Arbeitszeit flexibel den wirtschaftlichen Notwen-
digkeiten anpassen zu können. Als die Krise über 
die umfangreichen Handels- und Finanzverflech-
tungen nach Deutschland importiert wurde, hatte 
sich die Wirtschaft in einem Aufschwung befun-
den, die finanzielle Situation der Betriebe war im 
Schnitt sehr gut und die Arbeitsauslastung sehr 
hoch. Zudem hatten jahrelange Lohnzurückhal-
tung und die im Zuge der Hartz-Reformen erreich-
ten strukturellen Verbesserungen die Betriebe in 
die Lage versetzt, die Arbeitsnachfrage zu steigern 
und weitaus mehr Personal als üblich trotz des Ein-
bruchs der Güternachfrage im Betrieb zu halten. 
Die Arbeitnehmervertreter hatten im Vorfeld und 
während der Krise eine hohe Bereitschaft zu Zuge-
ständnissen unter Beweis gestellt. 
Der Kraftakt gelang und der deutsche Arbeitsmarkt 
überwand die Krise bemerkenswert gut. Die saisonbe-
reinigte Arbeitslosenquote stieg zwischen November 
2008 und Juli 2009 nur um 0,7 Punkte. Die Erwerbstä-
tigkeit blieb nahezu stabil, auch weil Personen, die zu-
vor nicht am Arbeitsmarkt tätig waren, eine Beschäf-
tigung suchten und – dank der geringen Betroffenheit 
des Dienstleistungssektors – auch fanden. Nicht nur 
fiel die unmittelbare Reaktion des Arbeitsmarktes auf 
die Krise außerordentlich moderat aus – auch die da-
rauffolgende wirtschaftliche Erholung schlug unge-
wohnt rasch auf den Arbeitsmarkt durch. Bereits zur 
Jahresmitte 2009 wuchs die Beschäftigung erneut, 
die Arbeitslosigkeit ging wieder zurück. Dem Einstel-
lungsstopp folgte eine stark steigende Arbeitsnach-
frage, auch sichtbar in einem kräftigen Anstieg der 
Übergänge aus Arbeitslosigkeit in reguläre Beschäfti-
gung. Auch wenn die Qualität eines Teils der entstan-
denen Beschäftigungsverhältnisse kritisch hinterfragt 
werden kann – als Ganzes betrachtet war die Krise für 
den Arbeitsmarkt kaum mehr als eine Unterbrechung 
einer sehr positiven Entwicklung.
Angesichts dieses Erfolgs ist der Gedanke greif-
bar, der deutsche Arbeitsmarkt sei nun krisenresis-
tent. Ist mit der hohen betriebsinternen Flexibilität, 
die der Schlüssel zum deutschen Beschäftigungs-
wunder war, der Stein der Weisen gefunden? Ge-
genüber einem solchen generellen Optimismus ist 
Skepsis angebracht. Es ist auch glücklichen Umstän-
den zu verdanken, dass der scharfe konjunkturelle 
Einbruch der globalen Nachfrage nach deutschen 
Exportgütern zeitlich mit verschiedenen kurz- und 
langfristigen Faktoren zusammenfiel, die in ihrer 
Kombination die Folgen der Krise für den deutschen 
Arbeitsmarkt sehr stark abfederten. Dies dürfte sich 
in dieser Form so schnell nicht wiederholen. Zu-
dem ist danach zu differenzieren, um welche Art 
Krise es sich handelt. Wie der Arbeitsmarkt kom-
mende Rezessionen bewältigt, hängt entscheidend 
von deren Natur ab: Gibt es wieder einen konjunk-
turellen Nachfrageschock oder entsteht eine Kri-
se, weil die Angebotsstruktur bzw. der Kapitalstock 
oder die Kostensituation der deutschen Wirtschaft 
nicht mehr zu den globalen Gegebenheiten passt? 
Nachfragekrisen lassen sich kurzfristig überwinden, 
Strukturkrisen nur längerfristig. Zudem ist die Fra-
ge, von welcher Ausgangsposition die Volkswirt-
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schaft in eine Krise startet: Wie viel Puffer haben 
die Unternehmen bei der Auslastung ihrer Arbeits-
kräfte? Verfügen die öffentlichen Haushalte über 
Spielräume für eine antizyklische Politik?
Welche Folgen hätte eine Wiederholung der jüngs-
ten Krise, bei der die Güternachfrage in den Ex-
portindustrien abrupt einbricht, für den deutschen 
Arbeitsmarkt? Aufgrund seiner hohen Exportabhän-
gigkeit ist Deutschland im Zuge der Globalisierung 
verwundbarer gegen Nachfrageschocks aus dem 
Ausland geworden. Für Krisen solcher Art spielt die 
betriebsinterne Flexibilität, etwa durch Öffnungs-
klauseln in Tarifverträgen oder Arbeitszeitkonten, 
ebenso wie die allgemeine Flexibilität und Dyna-
mik am Arbeitsmarkt, die zuletzt durch die Hartz-
Reformen erhöht wurde, eine große Rolle. Betrie-
be haben grundsätzlich einen Anreiz und auch die 
Möglichkeit, auf einen Nachfragerückgang mit der 
Reduzierung der Arbeitszeit und der Produktivität 
zu reagieren. Entlassungen dürften deshalb in ei-
nem solchen Szenario auch in Zukunft primär die 
Randbelegschaft betreffen. Demgegenüber dürften 
die Stammbelegschaften in konjunkturellen Schwä-
chephasen auch künftig weitgehend gehalten wer-
den. Dies gilt umso mehr, als die Unternehmen das 
tendenziell schrumpfende Arbeitskräfteangebot vor 
Augen haben. 
Wichtig wäre aber auch, dass die Arbeitsmarktpo-
litik auch in Zukunft die Mittel hat, um das Hal-
ten von Arbeitskräften in den Unternehmen zu un-
terstützen – z. B. mit großzügigen Regelungen zum 
Konjunktur-Kurzarbeitergeld. Nach der Krise ver-
fügte beispielsweise die Bundesagentur für Arbeit 
keineswegs mehr über so hohe Reserven wie 2008, 
mit denen sie einen Beschäftigungseinbruch abfe-
dern könnte. Es braucht Zeit, eine gute Konjunktur 
und eine solide Finanzpolitik, um die Reserven für 
ein wirkungsvolles Gegensteuern wieder zu generie-
ren. Die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse 
beugt einer zu expansiven Verschuldungspolitik vor, 
indem sie die konjunkturunabhängige Nettokredit-
aufnahme des Bundes auf 0,35 Prozent des BIP be-
grenzt und sie den Ländern verbietet. Letztendlich 
stärkt sie damit die Handlungsfähigkeit des Staates 
in künftigen Krisen, in denen er dann als kreditwür-
diger Akteur gegensteuern kann.
Für die Unternehmen ist es in den letzten Jahren 
insgesamt leichter und kostengünstiger geworden, 
sich an wirtschaftliche Veränderungen für die Un-
ternehmen bei konstanter Stammbelegschaft an-
zupassen. Angesichts der ausführlich beschriebenen 
Möglichkeiten der Arbeitszeitflexibilisierung und 
-reduzierung und des flexiblen Einsatzes der Rand-
belegschaften – etwa Zeitarbeitskräften – reduzier-
ten sich die existenziellen Risiken für die Unterneh-
men und deren Stammkräfte. Möglich wurde dies 
durch eine in Deutschland insgesamt gut funktio-
nierende Sozialpartnerschaft. Doch die Flexibilität, 
die nun vermehrt den Arbeitnehmern abgefordert 
wird, bedeutet keineswegs nur Chancen, sondern 
auch größere Unsicherheit. So ist eine Vielzahl neu 
entstandener Beschäftigungsverhältnisse befristet, 
in unfreiwilliger Teilzeit oder Leiharbeit – Beschäfti-
gungsformen, die oft als prekär bezeichnet werden, 
weil sie mit höherer Arbeitsplatzunsicherheit und 
größeren Einkommensrisiken verbunden sind. Was 
die Übergänge am Arbeitsmarkt für die Qualität der 
Beschäftigung bedeuten, behandelt das Kapitel C in 
diesem Handbuch ausführlich.
Die Zunahme atypischer, mitunter prekärer Beschäf-
tigung ist eine Kehrseite der höheren Flexibilitäts-
potenziale und geringeren strukturellen Arbeits-
losigkeit. Weil nun die Randbelegschaften größer 
sind, ist es aber auch wahrscheinlich, dass die Ar-
beitslosigkeit in künftigen Rezessionen wieder stär-
ker steigt als in den Jahren 2008 und 2009, jeden-
falls gemessen an der Veränderung des BIP. Doch 
die Jahrzehnte währende Tendenz einer von Ab-
schwung zu Abschwung wachsenden Sockelarbeits-
losigkeit ist durchbrochen.
Etwas anders sieht das Bild aus, wenn ein Krisen-
szenario unterstellt wird, in dem strukturelle Fak-
toren die Wirtschaftskrise auslösen. Davon spricht 
man, wenn die Angebotsstruktur der Volkswirt-
schaft nicht (mehr) der Nachfragestruktur ent-
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spricht. Dies ist dann der Fall, wenn der Kapital-
stock veraltet oder obsolet geworden ist, sich also 
die Produkte, die damit hergestellt werden können, 
zunehmend schlechter verkaufen. Strukturelle Kri-
sen können aber auch Kostenkrisen sein, etwa wenn 
eine Wirtschaft an Wettbewerbsfähigkeit einbüßt, 
weil die Inputfaktoren – Arbeit, Rohstoffe, Kapital  – 
wesentlich teurer sind und ineffizienter eingesetzt 
werden als anderswo. Grundsätzlich wurzeln Struk-
turkrisen also auf der Angebotsseite der Wirtschaft 
– und müssen auch dort behoben werden, was 
schmerzhafter und langwieriger ist als das Überbrü-
cken eines nachfrageseitigen Konjunktureinbruchs. 
So dauerte es im historischen Schnitt zwei Jahre, bis 
Finanzkrisen (dort, wo sie als Strukturkrisen wirken) 
wirtschaftlich überwunden sind, mit Blick auf den 
Arbeitsmarkt sogar fast fünf Jahre (Reinhart/Rogoff 
2009).
In solch einem Fall dürfte die betriebsinterne Stra-
tegie, sich über kürzere Arbeitszeiten und Produk-
tivitätseinbußen an die Krise anzupassen, ins Lee-
re gehen. Natürlich würden die Betriebe Guthaben 
auf Arbeitszeitkonten und Überstunden aufzehren, 
auch weil die Arbeitnehmer damit Ansprüche er-
worben haben. Doch als tragfähige Strategie ge-
nügt das nicht. Weil Strukturkrisen länger dau-
ern, ist das Halten von Personal finanziell kaum zu 
stemmen. Zudem ist es ökonomisch nicht ratsam, 
denn auch auf lange Sicht kann das Personal in der 
alten Form nicht wieder produktiv eingesetzt wer-
den. Anreize zur Nutzung von Kurzarbeit können in 
diesem Fall kontraproduktiv sein, weil sie die Kalku-
lationsbasis der Betriebe so verzerren können, dass 
die Wirkungen für die Volkswirtschaft insgesamt 
negativ sind. Denn dann werden obsolete Struktu-
ren konserviert, was den notwendigen Anpassungs-
prozess nur hinauszögert und verteuert.
Im Zuge von Strukturkrisen verfestigt sich die Ar-
beitslosigkeit eher, weil eine Rückkehr zum Status 
quo vor der Krise nicht möglich ist. Es werden auch 
zunächst nicht betroffene Marktsegmente ange-
steckt. Doch auch solche Herausforderungen kann 
ein dynamischer Arbeitsmarkt besser meistern als 
ein unflexibler. Die Hartz-Reformen waren auch in 
dieser Hinsicht hilfreich, obgleich sie nicht grund-
sätzlich verhindern können, dass eine Wirtschafts-
krise auf den Arbeitsmarkt übergreift. Begleiten-
de Strukturpolitik wird in diesem Zusammenhang 
noch bedeutsamer – nicht im Sinne von Konjunk-
turstimuli, konjunktureller Kurzarbeit oder Subven-
tionen, sondern beispielsweise durch die Förderung 
der räumlichen und beruflichen Mobilität der Be-
troffenen oder durch die persönliche Betreuung 
beim Wechsel auf eine neue Stelle. Besonders wich-
tig sind Maßnahmen zur Umschulung bzw. Quali-
fizierung. Lebenslanges Lernen und die Stärkung 
der soft skills bzw. tätigkeitsbezogener Fähigkeiten 
müssen für Beschäftigte und Arbeitgeber gleicher-
maßen höhere Priorität bekommen.
Schließlich ist auf zwei Sondereffekte hinzuweisen, 
die es erschweren, aus der Vergangenheit Schlüs-
se für die Zukunft zu ziehen. Zum einen haben die 
Hartz-Reformen und die Lohnzurückhaltung ein 
neues Gleichgewicht am Arbeitsmarkt bewirkt, das 
mit einer niedrigeren strukturellen Arbeitslosigkeit 
verbunden ist. Die Anpassung an ein neues Gleich-
gewicht vollzieht sich über mehrere Jahre. Man 
kann davon ausgehen, dass sich der Arbeitsmarkt 
zur Zeit der Krise und der Erholung (also in den Jah-
ren 2008 bis 2011) noch in der Übergangsphase zu 
einem neuen Gleichgewicht befand. Diese positive 
Grundtendenz hin zu mehr Beschäftigung und we-
niger struktureller Arbeitslosigkeit kann nicht dau-
erhaft unterstellt werden.
Zum anderen ändert sich in Deutschland wie in vie-
len anderen entwickelten Volkswirtschaften gerade 
die Grundkonstellation am Arbeitsmarkt: Als Folge 
des demografischen Wandels wird das Arbeitsan-
gebot zunehmend knapper. Über Erfahrungen mit 
schrumpfenden Bevölkerungen beziehungsweise 
Volkswirtschaften verfügt die Wirtschaftswissen-
schaft allerdings noch nicht. Kapitel D in diesem 
Handbuch behandelt diese Herausforderung aus-
führlich. Für die Frage, ob der Arbeitsmarkt nun für 
Krisen gut gerüstet ist, ergeben sich aus dem de-
mografischen Wandel neue Überlegungen. So ist 
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es denkbar, dass Betriebe in Konjunkturkrisen ei-
nen noch höheren Anreiz haben, vor allem qualifi-
ziertes und eingearbeitetes Personal zu halten, weil 
die Suche nach neuen Mitarbeitern schwieriger und 
teurer wird. Zudem dürften die Arbeitgeber eher zu 
Zugeständnissen hinsichtlich der Einkommenshö-
he und -stabilität bereit sein. Aus volkswirtschaft-
licher Perspektive ist aber zu erwarten, dass der 
massive Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
in den kommenden Jahrzehnten langfristig ohnehin 
zu einer Anpassung des Kapitalstocks führen wird 
– selbst wenn alle Reserven hinsichtlich der Zahl der 
Bevölkerung, ihrer Erwerbsbeteiligung und Arbeits-
zeit ausgeschöpft werden. Dies stellt jedenfalls für 
die langfristige Perspektive infrage, ob die Reak tion 
des Arbeitsmarktes auf eine Wirtschaftskrise we-
sentlich vom demografischen Wandel abhängt.
Trotz dieser Einschränkungen lassen sich aus der 
Wirtschaftskrise 2008/09 einige Schlussfolgerungen 
ableiten:
 O Eine solide Fiskalpolitik ist die Voraussetzung da-
für, dass der Staat mit der Bundesagentur für Ar-
beit Reserven aufbauen kann, um im Fall einer 
Wirtschaftskrise und darüber hinaus handlungs-
fähig zu sein.
 O Modelle der betriebsinternen Flexibilität sollten 
weiter ausgebaut werden.
 O Staatlich geförderte Kurzarbeit ist in der Nach-
fragekrise ein bewährtes Instrument, um Arbeits-
kräfte zu halten. Verbesserungswürdig ist aber 
die Abstimmung innerhalb der Unternehmen so-
wie zwischen Unternehmen und Weiterbildungs-
trägern, um die Ausfallzeit gezielt für die Quali-
fizierung der Beschäftigten zu nutzen. Hier kann 
deutlich mehr Potenzial gehoben werden.
 O Das deutsche Modell der Sozialpartnerschaft hat 
sich in der Krise bewährt und sollte so beibehal-
ten werden. Dabei ist allerdings auch zu berück-
sichtigen, dass die externe Flexibilität auch auf 
der Vergrößerung der Randbelegschaften beruht, 
die weniger an der Sozialpartnerschaft teilhaben.
 O Hilfreich – auch für die Bewältigung zukünfti-
ger Krisen – erscheint der Abschluss betrieblicher 
Bündnisse, in deren Rahmen auch die Einfüh-
rung, Ausweitung und Neuregelung von Arbeits-
zeitkonten vorgenommen wird.
 O Unter den Prämissen von Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit ist aktive Arbeitsmarktpolitik ein 
probates Instrument, um der Verfestigung von 
Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Bei einer re-
zessionsbedingt niedrigen Arbeitsnachfrage sind 
die Möglichkeiten der kurzfristigen Aktivierung 
jedoch begrenzt. In diesem Fall sollte verstärkt 
auf langfristige Weiterbildungsmaßnahmen ge-
setzt werden, denn diese haben sich in Evalua-
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